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1 PROGRAMM DER TAGUNG 

 

 

BerlinArbeit – Gute Arbeit – Erfahrungen in Europa 

Internationale Konferenz der Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen 

Berlin, 01.11. – 02.11.2012 

Ort: Maritim proArte, Friedrichstraße 151, 10117 Berlin 

Sprachen: Deutsch und Englisch 
 

 

Donnerstag, 01.11.2012 

 

Programm 

Ab 12.30   Registrierung / Mittagsimbiss 

13.30 – 15.00  Eröffnungsveranstaltung 

Dilek Kolat, Senatorin für Arbeit, Integration und Frauen, Berlin 

Doro Zinke, Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbunds 

(DGB), Bezirk Berlin-Brandenburg, Berlin 

Ottmar Schreiner, Mitglied des Deutschen Bundestags, SPD, Berlin 

Klaus-Dieter Teufel, stellv. Hauptgeschäftsführer der Vereinigung 

der Unternehmensverbände in Berlin und Brandenburg e.V., Berlin 

Monika Schulz-Strelow, Präsidentin der FidAR – die Initiative für 

mehr Frauen in die Aufsichtsräte e.V., Berlin 

Paul Bevan, Generalsekretär EUROCITIES, Brüssel 

 

Anschließende Diskussion 

15.00 – 15.30   Kaffeepause 

15.30 – 17.00  Beiträge im Plenum 

Dr. Stefanie Gundert, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung 

(IAB) der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg  

Prof. Peter Dolton, University of Sussex, United Kingdom  

Anschließende Diskussion  
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Freitag, 02.11.2012 

 

9.30 – 10.15 Inputbeiträge im Plenum zum inhaltlichen Einstieg in die drei Work-

shopthemen 

Workshop I: „Gute Arbeit – existenzsichernde und sichere Arbeits-

plätze“ 

Dr. Reinhard Bispinck, Leiter des WSI-Tarifarchivs, Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaftliches Institut (WSI) in der Hans Böckler Stiftung, 

Düsseldorf 

 

Workshop II: „Gute Arbeit trotz, mit und durch Flexibilisierung“  

Dr. Hartmut Seifert, Düsseldorf 

 
Workshop III: „Gute Arbeit – Frauen in Führungspositionen“  

Dr. Helga Lukoschat, Vorstandsvorsitzende und Geschäfts-führerin 

der Europäischen Akademie für Frauen in Politik und Wirtschaft 

(EAF) und Geschäftsführerin der Femtec, Hochschul-karrierezentrum 

für Frauen Berlin GmbH 

 

Moderation:  Sabine Beikler, Der Tagesspiegel, Berlin 

10.15 – 10.30  Kaffeepause 

10.30 – 12.45  Durchführung von parallel stattfindenden Workshops 

   Übersicht nachfolgende Seite 

12.45 – 13.30   Mittagspause 

13.30 – 15.30  Zusammenfassung der Workshop-Ergebnisse  

anschließend 

Podiumsdiskussion  
 

Helga Nielebock, DGB Bundesvorstand, Leiterin der Abteilung 

Recht, Berlin  

Farhad Dilmaghani, Staatsekretär in der Senatsverwaltung für Ar-

beit, Integration und Frauen, Berlin 

Prof. Peter Dolton, University of Sussex, United Kingdom 

Dr. Stefanie Gundert, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg 

Christina Ramb, Leiterin der Abteilung Arbeitsmarkt der Bundes-

vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Berlin  

 

Moderation:  Sabine Beikler, Der Tagesspiegel, Berlin 
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Freitag, 02.11.2012 

 

10.30 – 12.45  Workshops 
 

 Workshop I: „Gute Arbeit – existenzsichernde und sichere Arbeitsplätze“  
 

Moderation:  Wolfgang Möller, Senatsverwaltung für Arbeit, Integration 

und Frauen, Berlin 
 

Tim Butcher, Low Pay Commission, London, United Kingdom 

Helga Nielebock, DGB Bundesvorstand, Leiterin der Abteilung 

Recht, Berlin  

Roland Wolf, Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-

bände (BDA), Geschäftsführer und Leiter der Abteilung Arbeits-

recht, Berlin 

 

Workshop II: „Gute Arbeit trotz, mit und durch Flexibilisierung“  
 

Moderation: Farhad Dilmaghani, Staatssekretär in der Senats-

verwaltung für Arbeit, Integration und Frauen Berlin 
 

David Foden, Head of Working Conditions and Industrial Relations 

Unit, European Foundation for the Improvement of Living and 

Working Conditions (Eurofound), Dublin, Ireland 

Sylvia Skrabs, Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), Berlin 

Dr. Alexander Böhne, Abteilung Arbeitsmarkt der Bundes-

vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, Berlin 

Martin Weiss, Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie, 

Hannover 

Klaus Müller, Vertretung des Landes Nordrhein-Westfalen bei der 

Europäischen Union, Brüssel, Belgien 

Dr. Doris Lutz, Bundesarbeitskammer, Wien, Österreich 
 

Workshop III: „Gute Arbeit – Frauen in Führungspositionen“ 
 

Moderation: Barbara Loth, Staatssekretärin in der Senatsverwaltung für 

Arbeit, Integration und Frauen Berlin  
 

Henrike von Platen, Präsidentin des Business and Professional 

Women Germany e.V. (BPW Germany) Berlin 

Isabel Haber, Geschäftsführerin der Gambite UG, Berlin 

Prof. Christiane Funken, Leiterin des Lehrstuhls für Kommunikati-

ons- und Mediensoziologie sowie Geschlechterforschung, TU-Berlin 
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2 ZUSAMMENFASSENDER BERICHT 

BerlinArbeit – Gute Arbeit – Erfahrungen in Europa 

Guter Arbeit wird in der neuen Arbeitsmarkt-

programmatik BerlinArbeit, dessen Eckpunkte 

durch den Berliner Senat am 3. Juli 2012 be-

schlossen wurden, ein hoher Stellenwert bei-

gemessen und mit folgenden Schwerpunkten 

umrissen: 

 Sicherheit des Arbeitsplatzes 

 Existenzsichernde Entlohnung 

 Gesunde und humane Gestaltung des Ar-

beitsplatzes und der Arbeitszeiten 

 Vermeidung jeglicher Diskriminierung am 

Arbeitsplatz 

 Gleiche Entlohnung für gleiche bzw. gleich-

wertige Arbeit (Equal Pay) 

 Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie  

 Individuelle Entwicklungs- und Aufstiegs-

chancen. 

Gute Arbeitsbedingungen sind zugleich wichti-

ge Standortfaktoren für die künftige Fachkräf-

tesicherung. 

Die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration 

und Frauen hat am 1. und 2. November 2012 

eine Konferenz zum Thema „BerlinArbeit – 

Gute Arbeit – Erfahrungen in Europa“ durch-

geführt. Die rund 100 Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer aus Politik, Wirtschaft, Verwaltung, 

Wissenschaft und von Berliner Trägern ar-

beitsmarktpolitischer Programme tauschten 

sich im Rahmen der zweitägigen Tagung in 

Berlin gemeinsam mit internationalen Gästen 

aus Großbritannien, Irland und Österreich zur 

Thematik „Gute Arbeit“ aus.  

Die Senatorin Dilek Kolat eröffnete die Konfe-

renz: „Ich will, dass der Wert der Arbeit für die 

Menschen in unserer Stadt wieder erkennbar 

und erfahrbar wird. Dabei verfolgen wir mit 

unserem Programm BerlinArbeit ambitionierte 

Ziele. In diesem Zusammenhang nannte Dilek 

Kolat die Senkung der Arbeitslosigkeit unter die 

Marke von 200.000 Menschen bis 2014. „Wir 

wollen gleichzeitig die Jugendarbeitslosigkeit, 

eines der größten Probleme auf dem Berliner 

Arbeitsmarkt, bis 2016 in einem ersten Schritt 

unter zehn Prozent senken“. Derzeit liegt diese 

Quote bei 13 Prozent. 

Senatorin Kolat forderte, prekäre Beschäfti-

gungsformen zurückzudrängen. „Es besteht ein 

starker Zusammenhang zwischen atypischer 

Beschäftigung einerseits und nicht existenzsi-

chernder Entlohnung und schwierigen Arbeits-

bedingungen andererseits. Gute Arbeit heißt 

für mich auch Sicherheit des Arbeitsplatzes und 

eine existenzsichernde Entlohnung“. 

Dilek Kolat appellierte an die Unternehmen: 

„Diese sind gefordert, gute Arbeitsbedingun-

gen zu ermöglichen. Davon profitieren die Be-

triebe genauso wie die Beschäftigten. Der Se-

nat wird seinerseits darauf achten, dass die 

Regeln auf dem Arbeitsmarkt eingehalten wer-

den. Mit den Sozialpartnern erarbeiten wir 

derzeit eine Vereinbarung, mit der wir die Ta-

rifautonomie stärken wollen. Und im Bundes-

rat setzen wir uns für gute Arbeitsbedingungen 

ein.“ 

Doro Zinke, Vorsitzende des Bezirks Berlin-

Brandenburg des DGB, unterstützte in ihrem 

Beitrag die von Senatorin Kolat vorgelegte Aus-

gangsanalyse: Hier „…sind wir uns extrem einig 

und ich bin auch sehr froh darum, dass ihr das 

so offen seht. Es gibt Arbeitsminister in ande-

ren Bundesländern, die sind beleidigt, wenn 

man einfach nur sagt, wie es ist, “ so Doro Zin-

ke. Skeptischer äußerte sie sich zum Weg, wie 

Berlin zur Hauptstadt der guten Arbeit werden 

kann. An Beispielen der Kontrollen zur 

Schwarzarbeit, zur Pseudo-Selbstständigkeit, 

zur Allgemeinverbindlichkeitserklärung von 
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Tarifverträgen und zu Equal Pay zeigte sie, dass 

Berlin trotz Globalisierung über Stellschrauben 

verfügt, um unmittelbar auf das Thema „Gute 

Arbeit“ Einfluss zu nehmen. 

Ottmar Schreiner, MdB, setzte sich in seinem 

Beitrag u.a. mit der Wechselwirkung der prekä-

ren auf die noch reguläre Beschäftigung ausei-

nander, die nach seiner Meinung nicht unter-

schätzt werden dürfe: „Wenn der Leiharbeiter 

X bereit ist, für die gleiche Arbeit 30% weniger 

Lohn hinzunehmen, musst du als noch ge-

schützt beschäftigter Arbeitnehmer bereit sein, 

auf mindestens 10% deines Einkommens zu 

verzichten.“ 

Klaus-Dieter Teufel, stellvertretender Haupt-

geschäftsführer der Vereinigung der Unter-

nehmensverbände in Berlin und Brandenburg 

e.V., stimmt als Sozialpartner den von Senato-

rin Kolat formulierten Zielen voll zu, er fühle 

sich, was das Thema „Gute Arbeit“ angeht, als 

Tarifpartner angesprochen. In der Zielerrei-

chung wird es Differenzen geben, hier wird 

man um gute Lösungen streiten müssen. 

Standen früher Themen wie Arbeitskosten und 

internationale Wettbewerbsfähigkeit im Vor-

dergrund, so sind nunmehr qualitative Aspekte 

hinzugekommen, ohne dass erstere Themen 

weggefallen sind. Herr Teufel nannte als Bei-

spiele für das Engagement der Arbeitgeber in 

Sachen „Gute Arbeit“ u.a. den Tarifvertrag in 

der Metall- und Elektroindustrie, wonach ein 

„Förderjahr“ für Jugendliche in Betrieben vor 

der Ausbildung verabredet wurde oder auch 

das Thema Branchenzuschläge in der Leihar-

beit. Wichtig sei die Stärkung der Tarifautono-

mie, auch unter den Bedingungen eines sin-

kenden Organisationsgrades bei den Tarifpar-

teien. 

Monika Schulz-Strelow, Präsidentin der FidAR 

– die Initiative für mehr Frauen in die Auf-

sichtsräte e.V. Berlin, betonte die Zielsetzung 

ihrer Organisation, in der sich Frauen und 

Männer engagieren, den Anteil von Frauen in 

den Aufsichtsräten deutscher Unternehmen 

signifikant und nachhaltig zu erhöhen. 

Sie sieht in der angemessenen Repräsentation 

von Frauen einen Ausdruck von Chancen-

gleichheit und Gerechtigkeit. Nach wie vor 

würden Frauen, so Frau Schulz-Strelow, zwar 

häufig gefördert, aber nicht zwingend beför-

dert! Dafür würden Frauen Netzwerke brau-

chen, sowohl „gemischte“ als auch Frauen-

netzwerke, um hier ihre Positionen zu stärken 

und sich auf Aufgaben in Führungspositionen 

vorzubereiten. 

Paul Bevan, Generalsekretär des europäischen 

Städtenetzwerkes EUROCITIES, verwies in sei-

nem Grußwort darauf, dass rund 80% der eu-

ropäischen Bevölkerung in Städten lebe und es 

deshalb zwingend erforderlich sei, deren Inte-

ressen zu vertreten. Wichtig sind aus seiner 

Sicht Programme für eine nachhaltige Stadt-

entwicklung, Programme, die die sozialen 

Probleme in großen Städten lösen helfen und 

Entwicklungschancen für die Bewohnerinnen 

und Bewohner bieten. Die europäischen Struk-

turfonds sind dafür ein wichtiges Mittel, aller-

dings setzt sich EUROCITIES gegenwärtig dafür 

ein, dass die Belange der Städte  in der neuen 

Strukturfondsperiode 2014 – 2020 besser be-

rücksichtigt werden. 

Im Rahmen von Vorträgen und Workshops 

wurden dann aktuelle Probleme, Lösungsan-

sätze sowie Best Practices aus anderen Län-

dern vorgestellt und diskutiert – Schwerpunkte 

waren hierbei Diskussionen zu Mindestlohn-

modellen und –höhe, Zeitarbeit und Leiharbeit, 

die Flexibilisierung von Arbeitszeiten und einer 

damit einhergehenden besseren Vereinbarkeit 

von Berufs- und Privatleben sowie Equal Pay 

und Frauen in Führungspositionen. 

Einführend informierte Dr. Stefanie Gundert, 

IAB, Nürnberg, über Arbeitsmarkttrends und 

Messkonzepte für „Gute Arbeit“, Prof. Peter 

Dolton, Universität Sussex, stellte u.a. die „To-

tal Reward – Methode“ vor, wonach ein „Ge-
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samtpaket von materiellen und immateriellen 

Vergütungen für eine faire und gründliche Eva-

luierung zum Thema „Gute Arbeit“ herangezo-

gen wird. 

In drei Workshops diskutierten Praktikerinnen 

und Praktiker, Wissenschaftlerinnen und Wis-

senschaftler sowie Politikerinnen und Politiker 

zu den Themen: 

 „Gute Arbeit – existenzsichernde und siche-

re Arbeitsplätze“,  

 „Gute Arbeit – trotz, mit und durch Flexibili-

sierung“   sowie  

 „Gute Arbeit – Frauen in Führungspositio-

nen“.  

In einem Abschlusspodium, an dem Prof. Peter 

Dolton, Staatssekretär Farhad Dilmaghani, 

Frau Dr. Stefanie Gundert, Helga Nielebock 

vom DGB-Bundesvorstand und Frau Christina 

Ramb von der Bundesvereinigung der deut-

schen Arbeitgeberverbände mitwirkten und 

das von Frau Sabine Beikler, Redakteurin bei 

„Der Tagesspiegel“, moderiert wurde, bot sich 

die Gelegenheit, interessante Ergebnisse aus 

den Workshops zu erörtern. Viel Raum nahm 

die Diskussion um das Thema atypische Be-

schäftigungsverhältnisse und prekäre Beschäf-

tigung ein. Teilweise kontrovers wurde die 

Frage nach Einführung von Mindestlöhnen 

diskutiert. 
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3 ERÖFFNUNG 

3.1 Dilek Kolat 

Senatorin für Arbeit, Integration und Frauen, SPD, Berlin 

Liebe Doro Zinke, sehr geehrte Frau Schulz-

Strelow, sehr geehrter Herr Teufel, sehr geehr-

ter oder lieber Ottmar 

Schreiner, sehr geehrte 

Frau Beikler, 

ich freue mich sehr, 

dass auch das Parla-

ment an diesem Thema 

und an dieser Konfe-

renz Interesse hat und 

begrüße die anwesen-

den Mitglieder des 

Abgeordnetenhauses.  

Sehr geehrte Referentinnen und Referenten, 

die unter uns sind, vor allem unsere europäi-

schen Gäste Frau Dr. Doris Lutz, Paul Bevan, 

Peter Dolton, Tim Butcher und David Foden, 

möchte ich ganz herzlich begrüßen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es 

ist eine sehr lange Begrüßungsliste. Das freut 

einen natürlich, denn es zeigt, dass das Thema 

nicht nur wichtig ist, sondern dass auch das 

Interesse sehr groß ist, hier zusammenzukom-

men und sich auszutauschen und die wichtigen 

Fragen rund um Gute Arbeit miteinander zu 

diskutieren. 

Sie können sich vorstellen, dass ich als Arbeits-

senatorin sehr häufig Konferenzen eröffne und 

Grußworte halte. Aber heute ist nicht irgendei-

ne Konferenz. Das ist ein wirklich sehr beson-

derer Moment für mich und meine Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter der Senatsverwaltung, 

weil wir heute Gastgeberin sind. Wir haben Sie 

heute alle eingeladen, um mit Ihnen über unse-

re und Ihre Vorstellungen von Gute Arbeit zu 

sprechen. Wir wollen, dass Ihre Erfahrungen 

und Ideen unsere Arbeit in der Politik berei-

chern. Herzlich will-

kommen noch einmal 

dazu.  

Vor kurzem hat der 

Senat eine Neuausrich-

tung der Berliner Ar-

beitsmarkt- und Be-

rufsbildungspolitik ver-

abschiedet mit dem 

Titel BerlinArbeit. Wa-

rum haben wir dies getan? Warum war dies 

überhaupt erforderlich? Ich kann Ihnen nur 

sagen: Als ich als Arbeitssenatorin angefangen 

habe, ist mir aufgefallen, dass wir unheimlich 

viele Programme haben, unheimlich viele Kon-

zepte und Projekte. Und es ist gewiss viel Geld, 

das wir für diesen Bereich ausgeben – nicht 

ausreichend viel Geld, aber es ist ja nicht so, 

dass in Berlin überhaupt nichts stattgefunden 

hätte im Bereich der Beschäftigungs- und Ar-

beitsmarktpolitik.  

Aber eines hat mir gefehlt, und genau das ver-

sucht BerlinArbeit jetzt sicherzustellen: Wir 

wollen wieder den Menschen in den Mittel-

punkt der programmatischen Ausrichtung stel-

len, denn bei allem, was wir machen und un-

ternehmen, geht es um den Menschen in unse-

rer Stadt, um ihm und ihr Perspektiven zu er-

öffnen und vor allem den Weg ins Erwerbsle-

ben zu ebnen. Das war ein Grund, warum wir 

BerlinArbeit neu aufgestellt haben.  

Der zweite Grund war, dass sich natürlich auf 

dem Berliner Arbeitsmarkt in den letzten Jah-

ren einiges verändert hat. Und ich meine, 
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wenn sich auf dem Arbeitsmarkt etwas grund-

sätzlich ändert, dann sollte sich auch die Stra-

tegie ändern oder zumindest neu justiert wer-

den. Seit 2005 haben wir eine veränderte Situ-

ation in Berlin, wir haben Beschäftigungszu-

wachs. Um diese Arbeitsmarktdynamik für die 

Menschen zu nutzen, bedarf es einer Neuaus-

richtung. 

Deshalb hat der Berliner Senat BerlinArbeit 

verabschiedet. Und wir haben uns tatsächlich 

getraut, Ziele zu formulieren – ambitionierte, 

aber auch erreichbare Ziele. Es sind insgesamt 

vier Ziele, die Handlungsfelder, Projekte und 

Maßnahmen ordnen sich diesen Zielen unter. 

In den ersten Monaten der Umsetzung konnte 

ich schon feststellen, dass diese ganz richtig 

definiert sind: 

1. Arbeitslosigkeit senken 

Wir wollen die Arbeitslosigkeit nachhaltig unter 

die Marke von 200.000 Menschen bis 2014 

senken. Wir wollen gleichzeitig die Jugendar-

beitslosigkeit, eines der größten Probleme auf 

dem Berliner Arbeitsmarkt, bis 2016 in einem 

ersten Schritt von derzeit 13% auf unter 10% 

senken. 

Natürlich ist es dazu nötig, dass die wirtschaft-

liche Dynamik anhält. Die aktuellen Zahlen zur 

Nachfrage und zur Stimmung auf dem Ar-

beitsmarkt stimmen uns vorsichtig optimis-

tisch, dass wir dieses Ziel auch erreichen kön-

nen.  

Mit 205.527 Arbeitslosen haben wir den nied-

rigsten Stand seit November 1994. Trotzdem 

trägt Berlin leider immer noch die rote Laterne 

im Bundesländervergleich. 

Es gibt noch viel zu tun, aber die neuen Zahlen 

belegen auch: Die wirtschaftliche Dynamik und 

unsere Berliner Arbeitsmarktpolitik zeigen Wir-

kung. Ziel ist, die Schlusslichtposition nicht nur 

kurzzeitig abzugeben, sondern nachhaltig. 

Um das zu erreichen, ist noch sehr viel zu tun, 

aber die neuen Zahlen zum Zuwachs an Be-

schäftigung belegen auch, dass wir hier eine 

positive Dynamik in Berlin haben. Vergleicht 

man die Berliner Beschäftigungszuwachsraten 

mit den Bundeszahlen, dann haben wir doppelt 

so viel Beschäftigungszuwachs als der Bundes-

durchschnitt. Als Rahmenbedingung ist das 

sehr wichtig, wenn wir uns Ziele vornehmen, 

auch wenn man natürlich bei Zuwachsraten 

berücksichtigen muss, von welchem Niveau 

man startet.  

2. Fachkräftemangel entgegenwirken 

Wir wollen mit BerlinArbeit einem möglichen 

Fachkräftemangel entgegenwirken und Berlin 

zum Top-Standort für Fachkräfte weiterentwi-

ckeln. Unsere Untersuchungen sagen uns einen 

hohen Bedarf an Fachkräften voraus.  

Berlin hat schon einen guten Ruf und hier gibt 

es ein Fachkräftepotenzial, sicherlich auch auf-

grund unserer Universitäten und Hochschulen. 

Aber das reicht nicht, der Bedarf steigt stetig, 

ich denke nur an die Bereiche Pflege und Erzie-

hung. Allerdings höre ich inzwischen bei jeder 

Branche, dass es ein Problem mit der Fachkräf-

tesicherung und der Rekrutierung von Nach-

wuchs gibt. Das hält in Berlin auch an, wie alle 

Kennzahlen zeigen. Andererseits haben wir 

nach wie vor eine hohe Erwerbslosenzahl. Bei-

des zusammen zu bringen ist genau die Her-

ausforderung für BerlinArbeit. Wenn wir über 

Fachkräftesicherung sprechen, möchte ich viel 

stärker unsere 205.000 Erwerbslosen in den 

Mittelpunkt des Potenzials für Fachkräfte stel-

len und damit sind wir beim großen Thema 

Qualifizierung.  

Denn das hängt sehr stark davon ab, wie die 

Qualifizierungssituation der Erwerbslosen ist 

und inwieweit sie als Fachkräfte infrage kom-

men. In diesem Zusammenhang wollen wir das 

Thema duale Ausbildung noch weiter stärken. 

International sind wir damit einmalig, unser 

duales Ausbildungssystem ist ein Exportschla-
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ger, alle schauen auf Deutschland. Aber ich 

weiß nicht, wie Sie das empfinden, ich habe 

das Gefühl, dass wir sowohl auf der Unterneh-

mer/innen-Seite, als auch bei den Jugendlichen 

noch mal eine Offensive brauchen, die wieder 

verstärkt die betriebliche Ausbildung in den 

Mittelpunkt rückt.  

Unternehmen, die morgen Fachkräfte brau-

chen, müssen heute ausbilden. Die Ausbil-

dungsquote in Berlin ist leider im Bundesver-

gleich nicht sehr hoch, da muss noch einiges 

passieren. Auf der anderen Seite kommen die 

Jugendlichen aus der Schule und haben Vor-

stellungen, die oft am Arbeitsmarkt vorbeige-

hen – leider ist die Ausbildung nicht mehr das 

Attraktivste. Da ist einiges zu tun, auch was die 

Qualität der Ausbildung angeht. Wir haben 

dieses Mismatch-Problem sowohl bei den Ar-

beitsplätzen als auch bei den Ausbildungsplät-

zen. Das hat aber auch etwas mit der Qualität 

der angebotenen Ausbildungs- und Arbeits-

plätze zu tun.  

3. Zusammenarbeit verbessern 

Wir werden die Zusammenarbeit der arbeits-

marktpolitischen Akteure in unserer Stadt ver-

bessern. Die verfügbaren Mittel für Arbeitsför-

derung werden wir primär auf Qualifizierung 

für den ersten Arbeitsmarkt ausrichten. Mit 

einer verbesserten Koordinierung und Ab-

stimmung zwischen den Akteuren erreichen 

wir, dass diese Mittel die bestmögliche Wirk-

samkeit erreichen. 

Die enge Zusammenarbeit ist wohl eher der 

Weg als das Ziel, aber umso entscheidender ist, 

dass wir diesen Weg bereits erfolgreich einge-

schlagen haben: Mit der Regionaldirektion 

Berlin-Brandenburg der Bundesagentur für 

Arbeit erarbeiten wir derzeit ein Rahmenar-

beitsmarkt-Programm, mit dem wir die wich-

tigsten Eckpunkte aus BerlinArbeit umsetzen 

werden. Auch die Zusammenarbeit mit dem 

Unternehmerverband Berlin-Brandenburg und 

den Bezirken sehen wir als wichtige Pfeiler für 

die erfolgreiche Umsetzung von BerlinArbeit. 

4. Gute Arbeit 

Und schließlich gehört zu den vier Zielen auch 

und ganz besonders das Thema unserer Konfe-

renz. Wir wollen „Gute Arbeit“ als Grundprin-

zip in Berlin durchsetzen. Berlin soll einmal die 

„Hauptstadt der Guten Arbeit“ werden. Sie 

wissen alle, dass unser Ruf zurzeit ein etwas 

anderer ist. „Hauptstadt der prekären Arbeit“ 

ist eher das, was man häufig hört, wenn man 

über den Berliner Arbeitsmarkt spricht. Davon 

wollen wir weg, weg von der „Hauptstadt der 

prekären Beschäftigung“, hin zur „Hauptstadt 

der guten Arbeit“. 

Prekäre Beschäftigung / Entlohnung 

Sie alle kennen die Zahlen aus Ihrer täglichen 

Arbeit und wissen, dass prekäre Beschäftigung 

in Berlin seit Jahren zunimmt. 

 Sie äußert sich zum Beispiel in Form von 

Minijobs, deren Zahl seit 2005 um 23,5% in 

Berlin angestiegen ist – hier liegen wir deut-

lich über dem Bundestrend (+16,6%). 

 Auch der Anteil der Teilzeitbeschäftigten 

steigt kontinuierlich an. Jedes Jahr entste-

hen in Berlin Zehntausende Arbeitsplätze – 

dennoch: Mehr als jeder zweite Arbeits-

platz, der in den vergangenen Jahren in Ber-

lin geschaffen wurde, ist als Teilzeitbeschäf-

tigung entstanden. Davon – und von den 

Minijobs – sind gerade Frauen betroffen, 

71,7% aller Teilzeitbeschäftigten sind weib-

lich. 

 Mit prekärer Beschäftigung hängt auch das 

dritte Kennzeichen des Berliner Arbeits-

marktes zusammen: die hohe Zahl von 

Menschen, die neben ihrer Erwerbstätigkeit 

aufstockende Leistungen beantragen müs-

sen, im Mai 2012 waren dies 127.000! 
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Prekäre Beschäftigung & Gute Arbeit 

Noch dominieren in unserer Stadt atypische 

Beschäftigungsformen. 

Nicht alle Formen atypischer Beschäftigung 

sind dabei automatisch prekär. Dennoch be-

steht ein starker Zusammenhang zwischen 

atypischer Beschäftigung einerseits und nicht 

existenzsichernder Entlohnung und schwieri-

gen Arbeitsbedingungen andererseits. Deshalb 

müssen wir prekäre Beschäftigungsformen 

zurückdrängen.  

Vor diesem Hintergrund haben wir Gute Arbeit 

gemeinsam mit den arbeitsmarktpolitischen 

Akteuren unserer Stadt diskutiert und konkret 

definiert. Gute Arbeit im Sinne guter Arbeits-

bedingungen heißt: 

 Sicherheit des Arbeitsplatzes: Befristete 

Stellen und permanente Anschlussverträge 

bieten Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer keine Perspektive, sondern fördern die 

permanente Angst vor dem Verlust des Ar-

beitsplatzes. 

 Existenzsichernde Entlohnung: Wir wollen 

einen gesetzlichen und branchenübergrei-

fenden Mindestlohn von 8,50 Euro für alle 

Beschäftigten. Mit dem Berliner Vergabege-

setz haben Senat und Abgeordnetenhaus 

dies zementiert. Denn wer Vollzeit arbeitet, 

muss davon auch leben können. 

 Gesunde und humane Gestaltung des Ar-

beitsplatzes und der Arbeitszeiten: Präven-

tion ist schon heute in den Betrieben kein 

Fremdwort. Die Arbeitgeber wissen selbst: 

Die teuersten Mitarbeiter sind kranke Mit-

arbeiter. 

 Vermeidung jeglicher Diskriminierung am 

Arbeitsplatz: Dazu gehört nach unserer Auf-

fassung auch besonders der diskriminie-

rungsfreie Zugang zur Ausbildung und zum 

Beruf. Zu unseren Kriterien gehören Alter, 

Behinderung, Geschlecht, ethnische Her-

kunft, sexuelle Orientierung und Religion. 

 Gleiche Entlohnung für gleiche bzw. gleich-

wertige Arbeit: Equal Pay muss sowohl für 

die Entlohnung von Frauen und Männern 

gelten als auch für die Entlohnung von Leih-

arbeiterinnen und Leiharbeitern und 

Stammbeschäftigten. 

 Vereinbarkeit von Familie und Beruf  

 Und schließlich gehören zu Guter Arbeit 

auch individuelle Entwicklungs- und Auf-

stiegschancen. 

Meine Senatsverwaltung wird mit Nachdruck 

genau diese Ziele als Kriterien für Gute Arbeit 

in der Bundeshauptstadt voranbringen. Wir 

wissen, dass es dazu leider nicht ausreicht, von 

politischer Seite Verordnungen zu erlassen 

oder auch Gesetze zu beschließen. Gute Arbeit 

möglich zu machen ist eine Aufgabe für alle 

arbeitsmarktpolitischen Akteure. Das Ziel müs-

sen wir deshalb auf drei Ebenen angehen: 

1. Verantwortung der Betriebe  

An erster Stelle sind die Betriebe gefordert, 

gute Arbeitsbedingungen für ihre Beschäftigten 

sicher zu stellen. Gute Arbeitsbedingungen 

dürfen kein lästiger Kostenfaktor, sein, im Ge-

genteil: Von guten Arbeitsbedingungen profi-

tieren die Betriebe und Unternehmen genauso 

wie die Beschäftigten. Zufriedene Beschäftigte 

sind motivierter und engagierter. Zufriedene 

Beschäftigte sind ein Schlüssel zu nachhaltigem 

Unternehmenserfolg. 

Deshalb werde ich auch nicht müde, gegen-

über den Unternehmen für bessere Arbeitsbe-

dingungen zu werben. An Positivbeispielen, die 

ich gerne empfehle, mangelt es übrigens nicht. 

Ein Beispiel ist der Preis „Fairer Einkauf“ der 

Gewerkschaft ver.di, bei dessen Verleihung ich 

vor kurzem sprechen durfte. Es ist beeindru-

ckend, dass gerade im Einzelhandel 28 Betriebe 

von ver.di für gute Arbeitsbedingungen ausge-

zeichnet wurden. Ich hoffe, dass solche Bei-

spiele Schule machen. 
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2. Sozialpartnervereinbarung 

Als Zweites möchte ich die Sozialpartnerver-

einbarung nennen, diese erarbeiten wir derzeit 

mit den Spitzenverbänden der Sozialpartner – 

dem Unternehmerverband Berlin-Brandenburg 

und dem Deutschen Gewerkschaftsbund. Da-

mit möchten wir gemeinsame Initiativen kon-

kret verabreden, die auch zur Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen dienen. Wir wollen 

erreichen, dass sich die Sozialpartner für die 

Stärkung der Tarifautonomie und die Auswei-

tung der Tarifbindung in Berlin aussprechen. 

Uns eint die Gewissheit, dass gute Tarifab-

schlüsse nicht nur den Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern zu Gute kommen, sondern 

auch für die Unternehmen einen Standortvor-

teil im Wettbewerb um Fachkräfte darstellen. 

Bis zum Jahresende streben wir den Abschluss 

unserer gemeinsamen Erklärung an. Ich bin 

sehr zuversichtlich, dass wir damit auch einen 

wichtigen Beitrag für Gute Arbeit leisten kön-

nen. 

3. Ordnungspolitischen Rahmen stärken 

Wir wollen den ordnungspolitischen Rahmen 

für den Arbeitsmarkt stärken. Die Regeln am 

Arbeitsmarkt müssen eingehalten werden – 

zum Beispiel bei der Bekämpfung von Schwarz-

arbeit und illegaler Beschäftigung. Mit den 

zuständigen Institutionen wollen wir im Inte-

resse von Beschäftigten und Unternehmen 

Schwarzarbeit zurückdrängen. Auch sittenwid-

rige Löhne und Verstöße gegen das Arbeit-

nehmer-Entsendegesetz werden wir nicht dul-

den.  

Auch weiterhin werden wir keine Scheinge-

werkschaften tolerieren, die auf dem Rücken 

der Beschäftigten Tarifverträge umgehen wol-

len. Wo das passiert, werden wir wie im Falle 

der CGZP [Tarifgemeinschaft christlicher Ge-

werkschaften für Zeitarbeit und PersonalSer-

vice-Agenturen] und des BIGD [Beschäftigten-

verband Industrie, Gewerbe, Dienstleistung] 

auch in Zukunft die Tariffähigkeit gerichtlich 

überprüfen lassen. 

Den ordnungspolitischen Rahmen können wir 

aber nicht auf Berliner Ebene alleine regeln. 

Vielmehr gehören dazu grundlegende Refor-

men auf Bundesebene. Mit anderen Bundes-

ländern arbeiten wir, teilweise auch über Par-

teigrenzen hinweg, an der Re-Regulierung des 

Arbeitsmarktes. Dazu gehört die Frage nach 

einer Regulierung der Leiharbeit, etwa indem 

Equal Pay durchgesetzt wird und durch den 

Einsatz von Leiharbeit nicht dauerhaft reguläre 

Beschäftigung verdrängt wird. 

Auch die Re-Regulierung von Minijobs muss auf 

den Prüfstand. Sie alle kennen die teilweise 

ausbeuterischen Verhältnisse im Bereich der 

geringfügigen Beschäftigung. Weniger präsent 

ist die Frage, wie diese Menschen im Alter le-

ben sollen, denn bei einer geringfügigen Be-

schäftigung ist auch keine vernünftige Alters-

vorsorge möglich. Wir wissen alle, dass Mi-

niJobs missbraucht werden, um ausbeuterische 

Verhältnisse zu praktizieren. Ganz grundlegen-

de Rechte werden einfach nicht eingehalten, 

wie Lohnfortzahlung im Krankheitsfall oder 

Urlaubsansprüche.  

Wir wissen, dass diese Arbeitsverhältnisse 

problematisch sind, und zwar nicht nur bei der 

Sicherung des Lebensunterhalts, sondern sie 

führen in den meisten Fällen auch zur Alters-

armut. Deswegen möchte ich an dieser Stelle 

natürlich auch die aktuelle Initiative der Bun-

desregierung ansprechen, die ja darauf abzielt, 

diesen Bereich durch die Erhöhung der Grenze 

auf 450,- Euro auszuweiten. Ich kann nicht 

nachvollziehen, warum das erforderlich ist, und 

deswegen möchte ich diesen Schritt hier kri-

tisch erwähnen. Den langfristigen Auswirkun-

gen unserer Arbeitsmarktpolitik müssen wir 

deshalb mehr Aufmerksamkeit schenken. Be-

sonders die Beiträge von Professor Peter Dal-

ton und David Foden werden dafür sicherlich 

sehr aufschlussreich sein. Meine Damen und 

Herren, das hier sind alles sehr ambitionierte 
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Ziele, mir ist das klar. Aber wenn wir in ein, 

zwei Jahren zurückblicken und feststellen, dass 

wir diesem Ziel einige Schritte nähergekom-

men sind, dann bin ich zufrieden. Ich will, dass 

der Wert der Arbeit für die Menschen in unse-

rer Stadt wieder erkennbar und erfahrbar wird. 

Dafür sind ambitionierte Ziele nötig, und diese 

Herausforderung nehmen wir an.  

Auch unsere heutige Konferenz ist ein wichti-

ger Beitrag, um unser Ziel zu erreichen. Unsere 

zahlreichen internationalen Referent/inn/en 

werden sicherlich vielfältige Impulse liefern, 

die wir für unsere gemeinsame Arbeit aufneh-

men und umsetzen können.  

Die vielleicht wichtigste Leitfrage diese Konfe-

renz ist: Wie schaffen wir wieder ein gemein-

sames Verständnis von Gute Arbeit, das die 

Anforderungen der Wirtschaft und auch der 

Arbeitnehmer/innen zusammenbringt? Welche 

europäischen Erfahrungen und Diskussions-

stände können wir in Berlin produktiv nutzen?  

Diese Frage zieht sich auch durch alle Work-

shops, und deshalb freue ich mich sehr auf den 

Austausch und die Ergebnisse Ihrer Diskussio-

nen. Dabei werden an den beiden Konferenz-

tagen viele Bereiche angesprochen, und das 

zeigt, wie umfassend eigentlich die Themen 

rund um Gute Arbeit sind. Als wir die Themen 

für die Workshops festgelegt haben, haben wir 

lange hin und her diskutiert. Wir hatten ganz 

viele Ideen, so dass ich meine, wir werden mit 

einer Konferenz nicht auskommen. In einer 

weiteren Konferenz werden wir versuchen, 

weitere wichtige Themen im Zusammenhang 

mit Gute Arbeit aufzugreifen, aber wir haben 

für dieses Mal gesagt: Existenzsichernde und 

sichere Arbeitsplätze sind wichtig, außerdem 

das Thema Gute Arbeit trotz, mit und durch 

Flexibilisierung, und vor allem Frauen in Füh-

rungspositionen, wohl wissend, dass es bei der 

Gleichstellungsfrage noch andere wichtige 

Bereiche gibt. 

Schon jetzt danke ich allen Referent/inn/en für 

ihre Teilnahme und ihren wertvollen Input bei 

unserer Konferenz. Die Liste ist so lang, dass 

ich hier nicht jeden Einzelnen erwähnen kann. 

Aber natürlich ein besonders großes Danke an 

die Referent/inn/en, die eine weite Reise aus 

Großbritannien, Irland und Österreich hinter 

sich haben.  

Einen herzlichen Dank möchte ich auch an 

meine Mitarbeiter/innen richten, die diese 

Konferenz vorbereitet und überhaupt ermög-

licht haben, dass wir heute hier zusammen sein 

können. 
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3.2 Doro Zinke 

Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB), Bezirk Berlin-Brandenburg, Berlin 

Ja, vielen Dank. Ich werde mich bemühen, mich 

im Rahmen von ungefähr 10 bis 12 Minuten zu 

halten. Das wird aber schwer, weil ich Einiges 

zu sagen habe. Ich springe mal mitten rein, 

ohne jede Vorbemerkung und ohne jedes dip-

lomatische Drumher-

um. 

Ich freue mich außer-

ordentlich, dass Dilek 

Kolat als Arbeitssenato-

rin eine präzise Be-

standsanalyse hat. Da 

treffen wir uns in der 

Beschreibung der Situa-

tion in Berlin. Wir wis-

sen, es gibt einen Anteil 

von über 40% Flexibilitätsquote bei den Berli-

ner Arbeitsverhältnissen. Wir wissen um das 

Problem der Jugendarbeitslosigkeit und darum, 

dass viele Jugendliche, gerade auch ausländi-

sche Jugendliche, trotz Qualifikation keinen 

Ausbildungsplatz bekommen und dass auch 

ungefähr 1/5 aller Jugendlichen trotz Ausbil-

dungsplatz die Ausbildung nicht abschließt und 

ungefähr genauso viele Jugendliche ohne jeden 

Schulabschluss ins Leben geworfen werden.  

Ich glaube, bei der Ausgangsanalyse sind wir 

uns einig und ich bin auch sehr froh darum, 

dass ihr das so offen seht. Es gibt Arbeitsminis-

ter in anderen Bundesländern, die sind belei-

digt, wenn man einfach nur sagt, wie die Lage 

aussieht. 

Wir sind uns auch darüber einig, was die Defi-

nition von guter Arbeit ist. Eine Zeitlang wurde 

gesagt: Gute Arbeit ist ein unbefristeter Ar-

beitsvertrag, der nach Tarif bezahlt wird. Dilek 

Kolat hat vorhin aufgezeigt, was auch in der 

gewerkschaftlichen Definition von guter Arbeit 

mit dazugehört. Ich würde nur noch ergänzen: 

natürlich gehört auch Arbeitszufriedenheit 

dazu, gute Kollegen und die Identifikation mit 

dem, was man tut. Aber es war doch eine sehr 

umfassende Darstellung. 

Jetzt kommt der Punkt, wo wir dann Schwierig-

keiten miteinander haben, nämlich bei der 

Frage: Wie kommt man 

von A nach B? Berlin ist 

Hauptstadt der prekä-

ren Beschäftigung. Wie 

kommt man von dieser 

Ausgangssituation zur 

Zielsituation: Wir sind 

die Hauptstadt der gu-

ten Arbeit?! 

Da müssen wir uns na-

türlich anschauen, was 

national und international passiert und wel-

ches die Stellschrauben sind, wo überhaupt im 

Land Berlin Einfluss genommen werden kann. 

Denn wir kennen es alle: In jeder Diskussion 

wird natürlich die Weltlage als solche gerne als 

Argument herangezogen, warum man hier vor 

Ort bestimmte Sachen nicht machen kann. Das 

kann dann zum Beispiel die Schuldenbremse 

sein, zu der man ja gezwungen ist, und zwar 

nicht nur aufgrund eigenen Handelns vor eini-

ger Zeit, sondern auch aufgrund internationa-

ler Abkommen, und diese Schuldenbremse 

zwingt uns dann dazu, mit einem bestimmten 

Budget auszukommen. Aufgrund dessen kön-

nen wir nicht so, wie wir gerne möchten. Es 

kann aber auch der internationale Wettbewerb 

sein, der natürlich jedes Unternehmen und die 

Beschäftigten jedes Betriebes in eine furchtba-

re Benchmark-Situation bringt, in der sie ihre 

Produktivität und ihr Output mit Beschäftigten 

des gleichen Unternehmens an einer anderen 

Stelle vergleichen lassen müssen und weshalb 

dann der Kampf darum schon innerhalb eines 

Unternehmens losgeht: Wer bekommt denn 
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jetzt den Standort für die nächste Generation 

an Automobilen, Windrädern, oder was auch 

immer es sein mag? Es kann auch die Konkur-

renz zwischen Kaufhäusern sein: Welches 

Kaufhaus kriegt den Sanierungstarifvertrag, mit 

dem man dann wieder Druck auf die Beschäf-

tigten eines anderen Kaufhauses macht? 

Das sind Situationen, die können wir hier und 

an dieser Stelle nicht unmittelbar ändern und 

beeinflussen, aber die beeinflussen natürlich 

unser Handeln. Die Frage ist, wie viel davon wir 

internalisieren, wie viel davon wir uns zu Eigen 

machen und an welchen Stellen wir Stell-

schrauben sehen, wo noch etwas getan wer-

den kann. Als Gewerkschaften sehen wir da 

schon einige Stellschrauben, wo das Land Ber-

lin durchaus etwas unternehmen kann.   

Ich fange mal an mit der Frage der Kontrolle 

von Arbeitsbedingungen: Dilek Kolat hat völlig 

zu Recht gesagt, dass wir Schwarzarbeit und 

illegale Beschäftigung bekämpfen müssen. Die 

Problematik ist: Wenn das einzig und allein als 

Aufgabe der Finanzkontrolle Schwarzarbeit 

angesehen wird, dann reicht das nicht aus. Bei 

der Finanzkontrolle Schwarzarbeit – das weiß 

eigentlich jeder – werden Menschen mit Ar-

beitsvertrag daraufhin überprüft, ob sie denn 

nun eigentlich schwarzarbeiten oder nicht. Die 

Finanzkontrolle hat nicht wirklich die Frage der 

Werkverträge auf dem Zettel. Wir wissen von 

Situationen auf den Baustellen, wo Bauarbeiter 

ihre Gewerbeanmeldung hoch zeigen und die 

Finanzkontrolle dann sagt: Ah ja, dann sind wir 

ja nicht zuständig.  

Es gibt furchtbar viele Pseudo-Selbstständige 

auf Berliner und Brandenburger Baustellen, die 

ausgebeutet werden; die nicht wissen, dass sie 

eine Gewerbeanmeldung unterschrieben ha-

ben und keinen Arbeitsvertrag, und die am 

Schluss noch nicht mal „ihren Lohn“ oder „ihre 

unterschriebene Vergütung“ bekommen. Da 

muss dringend was gemacht werden und ich 

gehe davon aus, dass das als Problem lokal und 

regional genug ist, um ein Fall für die Arbeits-

verwaltung zu sein oder – wahlweise – ein Fall 

für die Senatsverwaltung für Arbeit. Für mich 

steht da zunächst mal die Senatsverwaltung für 

Arbeit.  

Wir haben des Weiteren innerhalb der Stadt 

eine große illegale Reserve von Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmern. Ich möchte mich 

hier ganz klar von allen Tendenzen distanzie-

ren, die darauf hinauslaufen – ich sage das jetzt 

mal sehr zugespitzt, damit Sie wissen, was ich 

meine: deutsche Arbeit für deutsche Arbeit-

nehmer. Das ist nicht unsere Position als Ge-

werkschaften. Wir heißen die Kolleginnen und 

Kollegen aus anderen Ländern herzlich bei uns 

willkommen, und wir wollen, dass sie zu den 

gleichen Bedingungen arbeiten wie die deut-

schen Beschäftigten. Jetzt haben wir aber in-

nerhalb von Deutschland schon eine Flexibilität 

erreicht, eine Öffnung des Arbeitsmarktnetzes, 

die es sehr schwer macht, überhaupt zu defi-

nieren, was denn nun die ‚deutschen Arbeits-

bedingungen‘ sind. In anderen Ländern – reden 

wir mal von Österreich, den Nordischen Län-

dern oder von Frankreich, alles Länder, die 

nicht aus der Welt und durchaus vergleichbar 

sind mit unserem Land – gibt es ein definiertes 

Niveau: durch Tarifvertrag definiert, durch 

bestimmte Methoden der Allgemeinverbind-

lichkeit, durch Mindestlöhne definiert. Dieses 

Niveau haben wir in Deutschland so nicht 

mehr.  

Im Osten Deutschlands sind, wenn ich mich 

recht erinnere, noch etwa 37% aller Beschäftig-

ten tarifgebunden. Auf alle Fälle ist die Ta-

rifbindung nicht mehr üblich. Die Allgemein-

verbindlichkeitserklärung eines abgeschlosse-

nen Tarifvertrages wird üblicherweise nur noch 

dann vollzogen, wenn als Voraussetzung we-

nigstens die Hälfte der Unternehmen und min-

destens die Hälfte der Beschäftigten im ur-

sprünglichen Tarifvertrag abgedeckt waren. 

Aber genau das werden ja immer weniger.  

Ein weiteres Problem ist: Früher haben wir 

immer gesagt, ein anständiger Arbeiter arbei-
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tet nicht unter Tarif. Das war sozusagen unser 

Credo als Gewerkschaften. Inzwischen sieht es 

so aus, dass mit den Regelungen über Zumut-

barkeit für Arbeitslose als zumutbar angesehen 

wird, was bis zu einem Drittel unter Tarif oder 

ortsüblich wird. Dadurch geht natürlich die 

Spirale für die Ortsüblichkeit immer weiter 

nach unten, das ist klar, das ist eine rein ma-

thematische Frage. Dadurch sinkt aber das 

allgemeine Niveau immer stärker, und das 

macht uns bei der Definition, was denn nun 

eigentlich die korrekten Arbeitsbedingungen 

sind, extrem viel zu schaffen.  

Auf den Baustellen können wir das einigerma-

ßen sagen. Dort muss es mindestens die Ein-

gangsstufe der untersten Lohngruppe sein, 

denn die ist im Entsendegesetz allgemeinver-

bindlich erklärt. In den meisten Branchen ha-

ben wir das aber nicht. Und wir haben Bran-

chen, in denen das umgangen wird. Wenn zum 

Beispiel in den Hotels der Bundeshauptstadt 

der Stundenlohn für Zimmermädchen – ich 

sage das jetzt mal geschlechtsspezifisch –nicht 

mehr per Stunde bezahlt wird, sondern per 

gereinigtem Zimmer. Und wenn dann die Ak-

korde so angesetzt werden, dass das über-

haupt nicht mehr in zumutbaren Zeiten zu 

schaffen ist, wird dadurch direkt der Mindest-

lohn umgangen.  

Für all diese Problematiken haben wir leider in 

BerlinArbeit bis jetzt noch keinen Ansatzpunkt. 

Den würde ich mir sehr wünschen. Und es 

würde auf sehr große Zustimmung der Ge-

werkschaften stoßen, wenn es für diese Aus-

wüchse von Arbeitsausbeutung – und ich rede 

jetzt nur von den allerallerschlimmsten Aus-

wüchsen – Ansatzpunkte gäbe. 

Was kann sonst noch auf örtlicher Ebene getan 

werden? Das Einfachste ist natürlich die Frage, 

wie das Land Berlin, wie die Bezirke ihre eige-

nen Beschäftigten bezahlen. Es wird auch von 

niemandem bestritten, dass Berlin auch hier 

das Schlusslicht ist. Berlin ist bundesweit das 

Schlusslicht bei der Bezahlung der Beschäftig-

ten im Öffentlichen Dienst, was vor allem unse-

ren Polizisten und anderen nicht gut Bezahlten 

extrem zu schaffen macht. Wenn sie als Bun-

despolizisten arbeiten würden, bekämen sie 

mehrere hundert Euro im Monat mehr. Das 

wird dem Land Berlin irgendwann auf die Füße 

fallen. Ich rede gar nicht von den Besetzungen, 

die in der nächsten Zeit im Bereich des Öffent-

lichen Dienstes des Landes Berlin sowieso an-

stehen, und von der Konkurrenzsituation, die 

sie da mit anderen Bundesländern oder mit 

dem Bund haben. Es wird ja besonders drama-

tisch dadurch, dass der Bund hier ist. Das ist 

eine unmittelbare Konkurrenz zu Arbeitsplät-

zen, und auch eine Konkurrenz um sehr gute 

und sehr qualifizierte Kräfte.  

An welchen Stellen gibt es noch Einflussmög-

lichkeiten für das Land Berlin? Da ist ein ganz 

heißes Eisen bei den Zuwendungsempfängern, 

darüber haben wir uns auch gerade vor Beginn 

der Tagung unterhalten. Wir sind wirklich seit 

einiger Zeit dran und weisen immer wieder 

darauf hin, dass es für die Zuwendungsemp-

fänger bald nur noch zwei Möglichkeiten gibt: 

entweder sie bezahlen ihr Personal tarifgerecht 

und das heißt, es muss entlassen werden oder 

Arbeitszeitverkürzung gemacht werden, oder 

aber alles bleibt wie es ist, und das führt oft-

mals zu ausbeuterischen Verhältnissen. Auch 

da bitte ich darum, dass diese Problematik, 

wenn sie denn als wahr erkannt wird, integriert 

wird in ein Programm BerlinArbeit. 

Auch da sind wir wieder bei der Fragestellung, 

wie wir von A nach B kommen, wie wir von der 

richtigen, präzisen und genauen Analyse A 

nach B kommen, nämlich zu dem Zustand von 

Berlin als Hauptstadt der guten Arbeit. Wir sind 

bei A zusammen, wir sind B zusammen, sehen 

aber im Moment nicht so richtig den Pfad, auf 

dem das laufen wird. Und an diesem Pfad wür-

den wir uns sehr gerne beteiligen. 

Ich bin im Vorfeld gebeten worden, noch einige 

Hinweise zur Situation in anderen europäi-

schen Ländern zu geben, auch im Vergleich zu 
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Berlin. In den Nordeuropäischen Ländern ha-

ben wir natürlich eine ganz andere Einstellung 

zu tariflicher Bezahlung, auch eine ganz andere 

gesellschaftliche Einstellung. Tarifliche Bezah-

lung ist da das Normale und nicht eine Sache, 

der man einfach so ausweichen kann. Ich kann 

mich noch daran erinnern, wie mich mal Kolle-

gen gebeten haben zu überprüfen, wie in an-

deren europäischen Ländern ausgegliederte 

Bodenabfertigung auf Flughäfen bezahlt und 

behandelt wird. Die Dänen haben zum Beispiel 

die Frage überhaupt nicht verstanden. Die ha-

ben gesagt: Wieso? Bodenabfertigung ist Bo-

denabfertigung. Egal, ob das öffentlich oder 

privat ist, es wird gleich bezahlt. Als ich mit 

dieser Antwort zurückkam, waren unsere Kol-

legen wieder fassungslos. Im Sommer habe ich 

in Bordeaux einen alten Kumpel von mir be-

sucht, einen Busfahrer. Wir kannten uns, weil 

wir zusammen den Europäischen Betriebsrat 

von Veolia mit auf die Beine gebracht haben. 

Inzwischen gehört das Unternehmen, bei dem 

er arbeitet, zu Keolis, also zu einem ganz ande-

ren Unternehmen, und ich habe ihn gefragt, ob 

sie es denn geschafft haben, einen Großteil der 

Arbeitsplätze und die alte tarifvertragliche 

Bezahlung wenigstens übergangsweise zu si-

chern, so wie man es bei uns in dem Fall ma-

chen würde. Der schaute mich wieder groß an 

und erklärte mir, dass es seit Ende der 70er, 

Anfang der 80er – er wusste gar nicht mehr seit 

wann genau – ein Gesetz in Frankreich gibt: In 

dem Moment, wo eine öffentliche Aufgabe 

ausgelagert wird, bleiben die Arbeitsverhältnis-

se bestehen, und nicht wie bei uns nach § 613a 

BGB nur für ein Jahr, und dies auch nur dann, 

wenn es keine anderen Regelungen gibt. Da 

gibt es schon etliches in anderen Ländern Eu-

ropas, was ich mir für Deutschland hervorra-

gend gut vorstellen kann. Die Frage ist immer: 

Was davon ist Bundespolitik? Und was kann im 

Land gemacht werden? 

Am Anfang meines Vortrages habe ich ver-

sucht, das zu erklären, von dem ich meine, dass 

es durchaus im Land getan werden kann, ohne 

dass man sagen muss: Okay. Aber das bricht 

alles über uns rein.  

Ich möchte auch einige Hinweise geben für 

das, was europäisch noch gemacht werden 

muss: Es kann nicht angehen, dass Europa in 

allererster Linie als Wirtschaftsgemeinschaft 

verstanden wird und entsprechend den Lissa-

bonner Verträgen als Organisation, mit der 

man sich auf dem Weltmarkt positioniert. Um 

eine Identifikation der Menschen mit Europa 

wieder hinzukriegen, die es ja mal gegeben hat, 

brauchen wir ganz dringend die Rückorientie-

rung und die Rückbesinnung auf ein soziales 

Europa. Wir müssen die sozialen Bedingungen 

und die Lebensumstände der Menschen als 

mindestens genauso wichtig, wahrscheinlich 

aber wichtiger ansehen, als wirtschaftliche 

Freiheiten.  

In den letzten Jahren sind viele tarifvertraglich 

und gesetzlich erkämpfte, gute Geschichten in 

verschiedenen europäischen Ländern vom 

EuGH und vom Europäischen Recht – auch von 

der Rechtssetzung – kassiert worden mit dem 

Hinweis auf den freien Wettbewerb. Soziale 

Absicherungen sind kein Wettbewerbshinder-

nis. Soziale Absicherungen dienen einem freien 

Europa und dienen dem Europa der Menschen. 

Für uns ist es außerordentlich wichtig, dass wir 

das auch als Maßstab in der europäischen Dis-

kussion wieder ins kollektive Gedächtnis brin-

gen. Wenn Europa vorwiegend darauf orien-

tiert wird zu sagen: Okay, wir wollen uns im 

Weltmaßstab behaupten, dafür muss Arbeit 

preisgünstiger werden und dafür eliminieren 

wir alles, was dem Wettbewerb schadet. Wenn 

das den Konkurrenzgedanken der Menschen 

untereinander befördert, dann ist das schlecht. 

Wir wollen nicht, dass die Menschen sich Kon-

kurrenz machen.  

Gewerkschaften und Tarifverträge sind gerade 

dafür da, dass ein freier Arbeitsmarkt nicht 

endlos nach unten sackt, dass die Löhne nicht 

endlos nach unten sacken durch die Konkur-

renz der Menschen untereinander. Tarifverträ-
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ge sind dafür da, um Konkurrenz ein bisschen 

auszuschalten, und diese Möglichkeit müssen 

wir auch im europäischen Maßstab haben.  

Was wir uns wünschen, ist, dass bei der Dienst-

leistungsrichtlinie, dass bei der Neufassung des 

Entsendegesetzes, dass bei der Frage der Kon-

zessionen und diesen ganzen europäischen 

Themen, die zurzeit anstehen, dass verstärkt 

daran gedacht wird, unter welchen Bedingun-

gen die Menschen leben und arbeiten. Ver-

schärfter Konkurrenzdruck der arbeitenden 

Menschen untereinander kann sehr leicht zu 

Nationalismus und Rassismus führen. Das wol-

len wir nicht, ich glaube, da sind wir uns alle 

einig. Und das sollte auch für die Zukunft eines 

unserer Hauptanliegen sein, damit wir da zu-

sammen unterwegs sind.  

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 
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3.3 Ottmar Schreiner 

Mitglied des Deutschen Bundestags, SPD, Berlin 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich will einige Anmerkungen zur bundesweiten 

Ausgangslage machen, zur Situation in der 

Stadt ist ja schon eine Menge Gutes gesagt 

worden. Einige Rahmenbedingungen des Bun-

des: Wenn ich mir die 

Diskussion anschaue, 

reden wir schon seit 

einigen Jahren über 

gute Arbeit, und ich 

glaube, es ist das Ver-

dienst der deutschen 

Gewerkschaften, dass 

sie dieses Thema als 

Kontrapunkt zur immer 

mächtiger werdenden 

Prekarisierung der Arbeit gesetzt haben, als 

Kontrapunkt zu der Zunahme instabiler, unge-

schützter Beschäftigungsverhältnisse, die frei 

von sozialen Sicherheiten und manch anderem 

sind, dass sie also eine Position dagegen set-

zen, für die es sich zu kämpfen lohnt.   

Gute Arbeit ist hier mehrfach definiert worden, 

ich will das jetzt hier nicht weiter tun. Früher 

sagten wir dazu akademisch „Normalarbeits-

verhältnis“. Auch dazu ist schon einiges gesagt 

worden.  

Die Zahlen der letzten Jahre stellen sich nach 

dem Statistischen Bundesamt etwa so dar, dass 

wir noch einen Anteil des sogenannten sozial 

geschützten „normalen Arbeitsverhältnisses“, 

also stabile Arbeit, von etwa gut 60 % haben. 

Atypische oder prekäre Beschäftigung ist inzwi-

schen auf fast 25 % angewachsen, das sind gut 

8 Millionen. Das ist in großen Teilen identisch 

mit der Zahl derjenigen Beschäftigten, die im 

sogenannten Niedriglohnsektor beschäftigt 

sind. Das sind von der Definition her Männer 

und Frauen, die weniger als 2/3 des Durch-

schnitts verdienen.  

Wenn man sich das im Überblick der letzten 10 

Jahren anschaut, kann man sagen, dass wir vor 

10 Jahren eine deutlich stärkere Entwicklung 

hatten: Schrumpfung des Normalarbeitsver-

hältnisses zu Lasten prekärer Beschäftigung. 

Diese Schrumpfungsgeschwindigkeit hat etwas 

abgenommen. Gleich-

wohl haben wir gegen-

wärtig den Höchststand 

an prekärer Beschäfti-

gung mit gut über 8 

Millionen.  

Insoweit gibt es nicht 

den geringsten Anlass 

zur Entwarnung. Wenn 

man es zuspitzt, kann 

man das so formulieren: das eine sind Arbeit-

nehmer/innen erster Klasse und das andere 

sind Arbeitnehmer/innen zweiter Klasse, denen 

eine ganze Reihe von notwendigen Elementen 

des geregelten und geschützten Arbeitsver-

hältnisses fehlen.  

Man kann auch sagen, dass der Sektor der aty-

pischen Beschäftigung als Hebel benutzt wird, 

um Druck auszuüben auf das gesamte Lohnni-

veau, nach dem Motto: Wenn der Leiharbeit-

nehmer X bereit ist, für die gleiche Arbeit 30% 

weniger Lohn hinzunehmen, musst du als noch 

geschützt beschäftigter Arbeitnehmer bereit 

sein, auf mindestens 10% deines Einkommens 

zu verzichten. Also die Wechselwirkung der 

prekären auf die noch reguläre Beschäftigung 

darf bei der Debatte dieses Themas nicht un-

terschätzt werden.  

Ich habe mir die Zahlen des Statistischen Bun-

desamtes noch mal etwas genauer angeschaut. 

Die schreiben im Bericht vom 10. September 

2012, dass im Bereich der prekären Beschäfti-

gung jedes zweite Arbeitsverhältnis unterhalb 

der Niedriglohngrenze liegt. Diese Zahlen sind 
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noch dramatischer, wenn man sich die einzel-

nen Gruppen der prekär Beschäftigten an-

schaut. Am dramatischsten sind sie bei den 

sogenannten Mini-Jobs, den neuen 450-Euro-

Jobs. Das war mit Abstand das Dümmste, was 

man machen konnte, diese Möglichkeiten noch 

auszuweiten, anstatt sie einzugrenzen! Wir 

haben gegenwärtig etwa 7,5 Millionen Mini-

Jobs, und darunter 4,9 Millionen Beschäfti-

gungsverhältnisse, von denen die Menschen 

alleine Beschäftigte sind, darunter 2/3 Frauen. 

25% der in Mini-Jobs Beschäftigten haben ei-

nen Stundenlohn von weniger als 5,- Euro. 

Weitere 25% schwanken zwischen 5,- und 7,- 

Euro. Das heißt, rund die Hälfte der Mini-

Jobber hat einen Stundenlohn von 7,- Euro und 

teilweise deutlich darunter. 

Da kann man sich fragen, wenn man sich diese 

Verhältnisse anschaut, ob die ursprüngliche 

Begründung für die Einführung und Auswei-

tung atypischer Beschäftigung noch relevant 

sein kann – das war bei der Leiharbeit so, das 

war bei der zeitlichen Befristung so, es ist im-

mer gesagt worden: Wir brauchen flexible In-

strumente, um sogenannte Produktionsspitzen 

bei den Unternehmungen auszugleichen, weil 

es nicht zumutbar ist, dass für eine temporär 

sehr begrenzte Zeit zusätzliche Arbeitskräfte 

eingestellt werden müssen, die später, wenn 

die Produktionsspitzen nachlassen, nicht mehr 

gebraucht werden. Das war die ökonomische 

Begründung.  

Wenn man sich anschaut, dass wir nun Betrie-

be haben mit einem Leiharbeitnehmer-Anteil 

von 20%, 30% – 40%, der teilweise nur die 

Hälfte dessen verdient, das die Stammbeleg-

schaft an Lohn erhält, dann kann von dem Ein-

satz eines flexiblen Arbeitsmarktinstrumentes 

nicht mehr die Rede sein! Das ist nichts ande-

res als nacktes Lohndumping! Das muss be-

grenzt werden und es muss in Deutschland 

abgeschafft werden, liebe Kolleg/inn/en, weil 

wir sonst an diesem Punkt nicht mehr voran-

kommen.  

Das heißt, der entscheidende Punkt ist der 

Gesellschaftsvertrag, der über Jahrzehnte da-

hinterstand: Wenn du Arbeitnehmer bereit bist, 

eine Leistung zu erbringen, dann werden wir 

dafür sorgen, dass du auch Sicherheiten er-

hältst im Falle von Krankheit, Arbeitslosigkeit 

und im Alter. Nun kann man sich ganz leicht 

ausrechnen, dass bei der prekären Beschäfti-

gung schon die Rechnung der Sicherheit im 

Alter nicht mehr aufgeht. Dazu will ich eine 

einzige Zahl nennen. Als Vorschlag steht zur 

Begrenzung der Niedriglöhne ein gesetzlicher 

Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro im Raum. 

Wenn wir einen gesetzlichen Mindestlohn von 

8,50 Euro brutto hätten, und wenn ich unter-

stelle als rechnerische Größe, jemand verbringt 

45 Versicherungsjahre mit 8,50 Euro Stunden-

lohn brutto, dann bekäme der nach den ge-

genwärtigen Zahlungen eine Rente von deut-

lich unterhalb der Sozialhilfe, nämlich deutlich 

weniger als 690,- Euro. Unter den gegenwärti-

gen Bedingungen bräuchten wir bereits einen 

Mindestlohn von 9,30 Euro, um dann nach 

endlos langen Versicherungsjahren eine Rente 

in Höhe der Sozialhilfe zu erwirtschaften.  

Mit diesen wenigen Sätzen will ich nur zeigen, 

dass es eben auch Auswirkungen auf ganz an-

dere Elemente des Lebens gibt, die nicht un-

mittelbar mit dem Erwerbsgeschehen zu tun 

haben. Es ist völlig klar, dass solche Mindest-

löhne nicht erreichbar sind, deshalb brauchen 

wir ergänzende rentenpolitische Instrumente. 

Aber klar ist eben auch, dass wir dringendst 

eine Begrenzung der Lohnentwicklung brau-

chen.  

Und wir brauchen ein Zurückdrängen von pre-

kärer Beschäftigung, dazu gibt es eine Reihe 

von Vorschlägen. Die Gewerkschaften haben 

einen sehr sinnvollen Vorschlag gemacht, was 

die 400-Euro-Verhältnisse anbelangt. Wir ha-

ben mehrfach im Bundestag interveniert und 

gesagt: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit muss 

eben auch für Leiharbeit gelten - im Verhältnis 

zu den Stammbelegschaften. Wir haben ge-

sagt, bei der zeitlich befristeten Arbeit muss 
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ein besonderer Sachgrund bewiesen werden, 

um das darstellen zu können, und manches 

andere mehr. 

Im Kern geht es also um zwei Tendenzen: Auf 

der einen Seite brauchen wir Dämme, die eine 

weitere Erosion der normalen Lohnentwicklung 

aufhalten, und auf der anderen Seite müssen 

wir die prekären Beschäftigungsverhältnisse 

zurückdrängen zugunsten regulär bezahlter 

Arbeit. 

Von der Kollegin Zinke ist auf die Frage der 

Tarifverträge hingewiesen worden. Soweit ich 

die Zahlen bundesweit kenne, haben wir inzwi-

schen noch etwa 60% aller Beschäftigten in Ost 

und West – in Ostdeutschland deutlich weniger 

-, die tarifliche Löhne erhalten, und wenn man 

sich die Zahlen des Statistischen Bundesamtes 

anschaut, ist der Niedriglohnsektor im Bereich 

der nicht tarifgebundenen Löhne etwa viermal 

höher als im Bereich der tarifgebundenen Löh-

ne. Das heißt, das angesprochene Instrument 

der Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträ-

gen wird in Deutschland nicht mehr genutzt. Es 

muss wieder fruchtbar gemacht werden, um 

auch hier einen zusätzlichen Damm zugunsten 

von vernünftiger Arbeit einzuziehen.  

Wir haben in Deutschland Unternehmungen, 

die ordentlich bezahlen, die tarifliche Löhne 

bezahlen und in denen der Anteil prekärer 

Beschäftigung so gut wie keine Rolle spielt und 

die gleichwohl international in hohem Maße 

wettbewerbsfähig sind, - ich will nur das Bei-

spiel Volkswagen nennen. Man könnte noch 

eine Fülle anderer Beispiele nennen, wenn es 

um die Frage geht, ob wir Niedriglöhne brau-

chen, um wettbewerbsfähig zu sein. Die Ant-

wort ist eindeutig: Nein! Entscheidend für die 

Wettbewerbsfähigkeit sind die Qualität der 

Produkte und die Qualifikation der beschäftig-

ten Arbeitnehmer/inn/en. 

Noch ein letzter Satz zu Europa, weil das einen 

Bezug zur heutigen Debatte hat: In den letzten 

14 Tagen war ich mit einer kleinen Delegation 

des Bundestagsausschusses für Arbeit und 

Soziales einmal in Spanien, und in der vorigen 

Woche auf einer Gewerkschaftskonferenz in 

Norditalien. Nun, in Spanien sieht die Sache so 

aus: Wir haben dort inzwischen eine Jugendar-

beitslosenquote von 55 %. In Griechenland 

haben wir eine ähnlich hohe Quote: 55 %! In 

Italien sind es 30 %. Die Arbeitslosenquote in 

Spanien geht in Richtung 6 Millionen, die Spa-

nische Bevölkerung hat etwas mehr als die 

Hälfte der deutschen Bevölkerung. Da muss 

man sich übersetzen, was das für deutsche 

Verhältnisse bedeutet: 55% Arbeitslosigkeit bei 

den jungen Leute unter 25 und eine Erwerbslo-

senquote von an die 12 Millionen, dann hätten 

wir spanische Verhältnisse – von griechischen 

Verhältnissen ganz zu schweigen.  

Ich will das Fass nicht völlig neu aufmachen, 

aber ich bin der festen Überzeugung, dass die 

Austeritätspolitik, die diesen Ländern in den 

letzten Jahren aufgenötigt worden ist, keine 

Lösung bietet, sondern die Probleme ver-

schärft. Das zeigt die Entwicklung in Griechen-

land und die Entwicklung im südeuropäischen 

Raum insgesamt.  

Und wenn die Europäische Union auch nur 

Bruchteile des Engagements, das in den letzten 

Jahren zur Rettung und Sanierung von europäi-

schen Banken aufgebracht worden ist, aufbrin-

gen würde, um großen Teilen einer verlorenen 

jungen Generation wieder eine Perspektive zu 

geben, wäre das der wichtigste Beitrag für die 

Zukunft Europas überhaupt. 

Und deshalb sollten wir uns, wie ich denke, 

auch hier in diesen Kreisen darüber unterhal-

ten, welchen Solidarbeitrag eigentlich Deutsch-

land leisten kann, um daran mitzuwirken, dass 

Millionen von jungen Leuten, für die das Wort 

Europa zu einer Plattitüde geworden ist, weil 

es keine Verbindung mehr zu deren Lebens- 

und Arbeitszukunft hat, diese Perspektive wie-

der gegeben wird.  
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In dem Sinne wünsche ich der Konferenz einen 

guten Verlauf, herzlichen Dank für die Einla-

dung. Und ich finde, dass der Berliner Senat 

hier auf einem wirklich guten Weg ist. Schönen 

Dank. 
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3.4 Klaus-Dieter Teufel 

Stellvertretender Hauptgeschäftsführer der Vereinigung der Unternehmensverbände in Berlin und 

Brandenburg e.V., Berlin 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. Frau 

Kolat, Sie müssen jetzt ganz stark bleiben. Ich 

stimme mit allen Positionen, die Sie hier vorge-

tragen haben, überein, obwohl es nicht die 

typischen Arbeitgeberpositionen sind. Ich kann 

das deshalb tun, weil es 

erst bei der Umsetzung 

spannend wird, nicht 

bei der Zielformulie-

rung oder der Definiti-

on der Handlungsfel-

der.   

Wenn wir uns dann in 

den Handlungsfeldern 

bewegen, geht es da-

rum, für jedes einzelne Problem, das Sie hier 

beschrieben und sehr sauber analysiert haben, 

zu sagen: Mit welchen konkreten Maßnahmen 

und Instrumenten wollen wir dieses Problem 

lösen?  

In der Einladung steht Gute Arbeit im Sinne von 

guten Arbeitsbedingungen. Da fühlten wir uns 

irgendwie als Tarifvertragspartei oder als Sozi-

alpartner angesprochen, weil das ja immer 

noch etwas ist, was wir gemeinsam über Tarif-

verträge – vorhin wurden die Betriebe genannt 

– oder vielleicht auch im kollektiven Rahmen in 

den Betrieben versuchen, über Betriebsverein-

barungen zu regeln und zu lösen.  

Ich gebe zu: In der Vergangenheit spielte das 

Thema Arbeitskosten eine ganz wesentliche 

Rolle - das wurde dann Wettbewerbsfähigkeit 

genannt mit der Frage der Arbeitskosten als 

Standortvorteil oder -nachteil. Die andere Seite 

hat dann von der Nachfrage, der Kaufkraft 

gesprochen. Und das ist ja nicht erledigt. Das 

gibt es ja immer noch.  

Aber jetzt geht es um qualitative Aspekte und 

ich will schon an dieser Stelle mal kurz ein-

schieben: Wenn Sie die letzte Tarifrunde in der 

Metall- und Elektroindustrie nehmen, dann 

spielte da das Thema Förderjahr für Jugendli-

che eine Rolle, damit 

auch schwächere Ju-

gendliche eine Chance 

bekommen, in betrieb-

liche Ausbildung ein-

zumünden. Am Ende 

der Ausbildung spielt 

dann das Thema Über-

nahme eine Rolle, was 

nicht ganz neu ist, das 

gibt es schon in der 

Vergangenheit. Aber es wurden hier konkrete 

Arbeitsbedingungen aufgegriffen und versucht, 

sie tarifvertraglich zu lösen.  

Und das Thema Branchenzuschläge: Hier spielt 

auch das Thema Leiharbeit bei den jeweiligen 

Branchenverbänden eine Rolle, denn wir haben 

hier den Branchenbezug. Regeln in den Ar-

beitsbedingungen für die jeweiligen Branchen 

spielten dort eine Rolle, nicht nur in der Metall- 

und Elektroindustrie, sondern auch in der 

chemischen Industrie. Also auch hier wieder 

ein zentrales Thema, wo die Sozialpartner eine 

ganz wesentliche Rolle spielen im Rahmen der 

Tarifautonomie. Das halte ich schon für wich-

tig.  

Und wenn hier Probleme wie zum Beispiel der 

Organisationsgrad genannt werden, und zwar 

sowohl auf Arbeitgeber-, als auch auf Arbeit-

nehmerseite, dann ist das sicherlich ein Thema. 

Das ändert aber, unabhängig von formaler 

Tarifbindung, nichts daran, dass sich die Be-

triebe immerhin noch in fünf von sechs Fällen 

an bestehenden Tarifverträgen orientieren. In 
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diesem Sinne spielen die Tarifverträge nach 

wie vor eine wichtige Rolle, obwohl es eben 

auch erklärtes Ziel in Berlin und Brandenburg 

ist, diese Tarifautonomie über den Sozialpart-

ner-Dialog und Sozialpartner-Abkommen zu 

stärken und hier gegenzusteuern, damit die 

Tarifträgerverbände und Gewerkschaften ihre 

Aufgabe weiter wahrnehmen können. Das hal-

te ich für den richtigen Weg und das werden 

wir auch entsprechen unterstützen, Frau Kolat, 

insofern ist das Thema Gute Arbeit als Grund-

prinzip bei den Zielen richtig formuliert. 

Das zweite große Ziel der Fachkräftesicherung 

sicher auch. Da sind wir auf vielen Feldern ge-

meinsam tätig. Spannend wird es allerdings bei 

der Stärkung des ordnungspolitischen Rah-

mens, da geht es um die arbeitsrechtlichen 

Rahmenbedingungen, aber auch um die Frage 

der Allgemeinverbindlichkeit, um beim Thema 

Tarife und Tarifpolitik zu bleiben. Das ist sicher-

lich ein ganz wichtiges Thema. Wie kommen 

wir dazu? Da müssen wir gucken, was wir an 

gesetzlichen Regelungen haben, wenn ich das 

Mindestarbeitsbedingungen-Gesetz nehme, 

und andere. Die Regelung des Mindestlohns 

über das Arbeitnehmer-Entsendegesetz hat 

Frau Zinke ja schon genannt. Thema ist also: 

Wie kommen wir zu einer Allgemeinverbind-

lichkeit von Verträgen? 

Wenn es jetzt um Instrumente geht, müssen 

wir uns natürlich, was die Arbeitsmarktpolitik 

betrifft, um konkrete Arbeitsbedingungen mit 

entsprechenden Auswirkungen auf den Ar-

beitsmarkt, auf die Beschäftigung kümmern. 

Wenn wir das jetzt auf die Qualität von Be-

schäftigung beziehen, sind sicherlich die Tarif-

vertragsparteien gefordert. Was die Arbeits-

marktpolitik generell betrifft, möchte ich schon 

auf die Rolle der Bundesagentur hinweisen, 

und auf die Instrumente, die uns dort für die 

aktive Arbeitsmarktpolitik nach dem SGB III zur 

Verfügung stehen. Auch hier spielen die Sozial-

partner eine ganz wesentliche Rolle, und nicht 

nur wenn es darum geht, diese Instrumente 

auch über Beiträge der Arbeitnehmer und Ar-

beitgeber zu finanzieren, was den Arbeitslo-

sengeld-I-Regelkreis betrifft.  

Auf das System der sozialen Sicherung kann ich 

nur mit einem Querverweis auf diese Thematik 

hinweisen, weil die Zeit nicht reicht. Wir haben 

eben parallel in Abhängigkeit von Arbeit und 

Einkommen die Beitragsfinanzierung dieses 

Systems, wenn wir über die Krankenversiche-

rung, die Rentenversicherung und Berufsge-

nossenschaften reden. Man darf nicht verges-

sen, all dies in Verbindung mit der Arbeit zu 

betrachten und zu berücksichtigen. Das hat 

auch einen sehr starken Bezug zum Thema 

Gute Arbeit oder gute Arbeitsbedingungen. 

Und als besonderes Thema möchte ich natür-

lich auf bestimmte Teilarbeitsmärkte hinwei-

sen. Herr Schreiner nannte vorhin die hohe 

Jugendarbeitslosigkeit in Spanien und in ande-

ren EU-Ländern. Das ist sicherlich ein großes 

Problem. Im Endergebnis ist es aber das Resul-

tat fehlender Arbeitsplätze insgesamt und des 

Systems der Flexibilität des Arbeitsmarktes. 

Nun kann man sagen: Denen sind die Hartz-

Gesetze erspart geblieben, die Agenda, deshalb 

sind sie in der Situation. Aber ich glaube nicht, 

dass das der Grund ist oder dass die Agenda 

2010 hier sehr viel bewegt hätte, was die aktu-

elle wirtschaftliche Situation, insbesondere die 

Situation am Arbeitsmarkt oder auf den Ar-

beitsmärkten betrifft. 

Den Begriff Gute Arbeit haben wir nun auch 

schon gelernt. Herr Schreiner sagte ja auch, 

weil es das schon seit vielen Jahren gibt, hat 

sich das auch bei uns verfestigt. Dann haben 

wir die Begriffe Prekäre Beschäftigung, atypi-

sche Beschäftigung. Da wird es dann schon ein 

bisschen schwieriger, was die Definition be-

trifft. Aber da will ich jetzt nicht kleinlich wer-

den. Wir haben hier bei uns 42% prekäre Be-

schäftigung. Wenn dann Zahlen genannt wer-

den, können wir darüber streiten. Im Vergleich 

zu anderen Regionen sind es dann 37%. Ist das 

nun schlimm, oder nicht? Aus meiner Sicht ist 
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es gar nicht so schlimm, wenn ich mal gucke, 

worüber wir reden.  

Das Thema Mini-Midi-Jobs wurde genannt. Da 

kann man Position beziehen. Da kann man 

sagen: Warum gibt es die überhaupt? Was will 

man damit erreichen? Was soll das? Darüber 

muss man sich austauschen. Okay, da gibt es 

Vorschläge. Das Thema Teilzeitarbeit hängt 

natürlich auch sehr stark mit MiniJobs zusam-

men: Landen wir bei unter 18 Stunden? Sind 

wir bei über 18 Stunden? Das sind natürlich die 

Fragen, die damit zusammenhängen.  

Ich kann nicht das Instrument Teilzeitarbeit per 

se für schlecht erklären. Aber wenn die ganze 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung in 

dem Bereich zurückgefahren und das Ganze in 

MiniJobs umgewandelt wird, dann haben wir 

da sicher ein Problem. 

Schwarzarbeit wurde genannt. Dass sich dar-

über natürlich leichter Schwarzarbeit organisie-

ren lässt, weiß man auch. Das ist bekannt, man 

muss etwas dagegen machen. Aber meine Bitte 

dazu: Dann müssen wir in der Analyse ein 

Stückweit weitergehen und – runtergebrochen 

auf unsere Region - sagen: Welche Branchen 

sind das denn? Wo haben wir die Probleme? 

Das lässt sich nämlich bestimmten Branchen 

zuordnen, Frau Zinke hat es gesagt. Und wenn 

es jetzt um die Problemlösung geht, dann muss 

man mit diesen Branchen reden. Mit den Tarif-

vertragsparteien muss auch geredet werden. 

Also geht es nicht nur um die arbeitsrechtli-

chen Rahmenbedingungen, sondern es geht 

um das konkrete Verhalten innerhalb der je-

weiligen Branchen, und beim Thema Zeitarbeit 

ist das nicht anders.  

Die Arbeitgeberpositionen zum Thema Min-

destlohn muss ich hier nicht referieren, sie sind 

hinlänglich bekannt. Ich persönlich habe da 

immer eine andere Position vertreten. Ich ver-

stehe nicht, warum das, was jetzt aus Thürin-

gen kam, nicht umgesetzt werden kann. Aber 

gut, das sind andere Themen. Wobei man dann 

natürlich auch zu den Vorschlägen Position 

beziehen muss, wie es jetzt am Arbeitsmarkt 

weitergehen soll.  

Zum ganzen Thema Niedriglohn gibt es inner-

halb des Arbeitgeberlagers sicherlich unter-

schiedliche Positionen. Ich halte die Entwick-

lung des Niedriglohnsektors gerade in der Bun-

desrepublik Deutschland nicht für eine geeig-

nete Entwicklung, auch nicht vor dem Hinter-

grund oder mit dem Hinweis auf die Qualifika-

tionsstruktur. Meines Erachtens hat das nichts 

mit Qualifikation zu tun. Aber auch das wäre 

ein Thema, über das man entsprechend disku-

tieren muss.  

Und dieser Thematik würde ich dann eben 

diese sogenannte Aufstocker-Problematik zu-

ordnen, was sicherlich ein besonderes Thema 

für Berlin ist, das heißt, wenn die Zunahme der 

Beschäftigung jetzt nicht als prekäre oder aty-

pische Beschäftigung stattfindet, sondern 

schöne reguläre Vollzeitarbeitsplätze bietet. 

Und da haben wir auch noch entsprechende 

Steigerungen, und das ist auch gut so.  

Das wird sich auch so fortsetzen und so weiter-

gehen, da bin ich ganz zuversichtlich, jedenfalls 

was den Großraum Berlin betrifft, ohne dass 

die Brandenburger jetzt sauer sind, denn 75% 

der Beschäftigten sind hier im Großraum Berlin 

beschäftigt. Und dann wird eben auch weiter 

das Thema Zuzug und Beschäftigung von Ar-

beitnehmern aus anderen Regionen ein Thema 

sein, was dann möglicherweise auch zu Lasten 

der Arbeitslosen geht, wenn es nicht gelingt, 

diese Probleme über Qualifikationsmaßnah-

men oder andere Dinge zu lösen.  

Darüber, wie die Themen Ausbildung, Ausbil-

dungsstellenmarkt, Teilarbeitsmarkt für Ju-

gendliche und Abbau von Jugendarbeitslosig-

keit angepackt werden sollten, sage ich jetzt 

nichts, weil die Zeit vorbei ist. Danke. 
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3.5 Monika Schulz-Strelow 

Präsidentin der FidAR . die Initiative für mehr Frauen in die Aufsichtsräte e.V., Berlin 

Ich habe mir schon überlegt: Wie schaffe ich da 

den Übergang von guter Arbeit zu FidAR? Liebe 

Sabine Bangert, mit der Forderung der Berliner 

Bündnis90/ Die Grünen im Jahr 2005, mehr 

Frauen in Führungspositionen der Privatwirt-

schaft zu bringen, habt ihr gute Arbeit geleis-

tet. Eurem Aufruf sind 

Frauen aus allen Krei-

sen von Wirtschaft, 

Wissenschaft, Kultur 

und Verwaltung ge-

folgt. Ich fand den Auf-

ruf wichtig, doch eine 

reine Unterschriften-

sammlung, um der 

Forderung Nachdruck 

zu verleihen, erschien 

einigen von uns zu wenig.  

So haben wir uns mit der Initiative mehr Frau-

en in Aufsichtsräte  intensiv befasst und einen 

passenden Namen gesucht. FidAR- Frauen in 

die AufsichtsRäte e. V. war das Ergebnis und 

Start des Vereins im November 2006.  Wo  

stehen wir heute? Wir sind überregional, über-

parteilich tätig, anerkannt und unabhängig und 

– wie gesagt – von Frauen initiiert. Und ganz 

wichtig: Wir haben Männer als Mitglieder und 

die Anwesenden sind aufgefordert, das Thema 

aktiv mit zu unterstützen, denn wir möchten 

gerne gemeinsam den Anteil von Frauen in 

Führungspositionen und besonders in den Auf-

sichtsräten der deutschen Unternehmen deut-

lich erhöhen.  

Warum tun wir uns das seit über 6 Jahren eh-

renamtlich an? Sie haben in Ihren Unterlagen 

die Zahlen zu den Besetzungen in den Auf-

sichtsräten und kennen die Zahlen auch aus 

vielen Veröffentlichungen. Von vielen Akteuren 

aus der Wirtschaft kommt derzeit der deutliche 

Hinweis: 15% Frauenanteil in den börsennotier-

ten Unternehmen ist ja schon mal was, seid 

zufrieden. Wenn wir genau hinschauen, sind  

von diesen 15% Frauen in den Aufsichtsräten 

nur ca. 6,5% von der Anteilseigner-Seite und 

die restlichen 8,5% kommen von der Arbeit-

nehmer-Seite. Das heißt, diese 8,5% können 

wir gar nicht beeinflus-

sen. Die  Frauen wer-

den von den Mitarbei-

tern gewählt und haben 

in den Aufsichtsräten 

meistens weit weniger 

Macht als die Vertreter 

der Anteilseigner-Seite. 

Schauen wir über die 

Grenzen nach Europa, 

da sind wir nur dank der Arbeitnehmervertre-

terinnen im Aufsichtsrat knapp EU-

Durchschnitt. Im über Europa  hinausgehenden 

Vergleich bilden wir mit Indien das Schlusslicht! 

Deutschland hat noch reichlich Potenzial. 

Wenn wir die 160 börsennotierten Unterneh-

men  genauer analysieren, stellen wir mit unse-

rem Women-on-board-Index – einem Ranking 

der Anzahl der Frauen im Aufsichtsrat und Vor-

stand – fest, dass von diesen 160 Unternehmen 

heute immer noch 47 in der frauenfreien Zone 

sind. Das heißt, keine Frau im Aufsichtsrat und 

keine im Vorstand. Als Beispiel möchte ich die 

Südzucker AG erwähnen, ein Unternehmen aus 

dem MDAX mit einem Aufsichtsrat von 20 Per-

sonen und einem Vorstand von 5 Personen –  

beide Gremien komplett ohne Frauen.  Dann 

erklärt mir die Fresenius Medical Care AG: Sie 

müssen wissen, wir entscheiden nur nach Quali-

fikation. Meiner Meinung nach müssten gerade 

im Dienstleistungs- und Gesundheitsbereich 

mindestens 30% Frauen an der Spitze vertreten 

sein können. Eine so große Anzahl an qualifi-
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zierten Frauen gibt es fast in keinem anderen 

Wirtschaftszweig.  

Hatten wir bisher die Zahlen für die Aufsichts-

räte betrachtet und waren nicht besonders 

erfreut über die erreichte Höhe, sind die Zah-

len für die Unternehmensvorstände noch weit  

geringer. Gerade mal 4% Frauen sind in den 

Vorständen der 160 börsennotierten Unter-

nehmen zu finden. Auch hier gibt es reichlich 

Potenzial. Viele von Ihnen werden sich an die 

Initiative im letzten Jahr von Bundesministerin 

Schröder mit den Dax 30 Unternehmen erin-

nern. Die 30 Unternehmen hatten sich darauf 

verständigt, die Erhöhung der Anzahl der Frau-

en in  ihren  Führungspositionen zu definieren 

und mit einer Zeitachse  zu versehen.  Das 

heißt bei BMW 15% Frauen in Führungspositi-

onen bis zum Jahr  2020. Da lassen sie sich  

noch 8 Jahre Zeit; aktuell liegen sie bei 9%. 

Wenn ein Automodell so viele Jahre bräuchte, 

um in den Markt zu kommen, wäre das Unter-

nehmen wahrscheinlich schon insolvent. Beim 

Thema Frauen kann man sich  mehr Zeit lassen. 

Die individuellen Zielvorgaben sind eigentlich 

die Ausgestaltung der freiwilligen Selbstver-

pflichtung aus dem Jahre 2001 zwischen der 

Bundesregierung und den Wirtschaftsverbän-

den, in der vereinbart wurde, mehr Frauen in 

privatwirtschaftliche Führungsebenen zu brin-

gen. Bis 2011 war aufgrund dieser freiwilligen 

Selbstverpflichtung keine signifikante Erhöhung 

des Anteils von Frauen in Führungspositionen 

erkennbar. Wenn die Dax 30 Unternehmen  

erst jetzt mit ihrer Arbeit beginnen - 11 Jahre 

später - dann fragen wir uns alle: Wie lange 

brauchen sie noch? 

Zurück zum Women-on-Board-Index: Wir ha-

ben, wie bereits erwähnt, die 160 Firmen be-

fragt und in Kooperation mit  manager magazin 

im Rahmen einer  Pressekonferenz das Ranking 

der 160 Firmen veröffentlicht und im manager 

magazin abgebildet. Die Wirkung war überwäl-

tigend.  Dieses Ranking  fanden die Herren nur 

noch teilweise nett. Wenn man nur von Zahlen 

wie 15% redet, betrifft es keinen direkt. Aber 

wenn man nachlesen kann, wo die einzelnen 

Unternehmen im Ranking stehen und konkret 

wie viele Frauen in den Gremien vertreten 

sind, gefällt es einigen weniger; andere, die 

sich in den oberen Rängen wiederfinden, sind 

hoch erfreut und berichten sogar über ihre 

Positionierung im WoB-Index in den jeweiligen 

Geschäftsberichten.  

So schreibt Herr Dr. Cromme  mir heute, wie 

sich die Planungen in dem vom ihm beaufsich-

tigten Unternehmen entwickeln. Lange Zeit 

hatte er  der Deutschen Corporate Governance 

Kodex Kommission vorgestanden. Es gibt ein 

denkwürdiges Abendessen in der Deutschen 

Bank im Jahr 2007 mit 300 hochqualifizierten 

Frauen aus Wirtschaft, Politik und Verbänden. 

Herr Dr. Cromme – als Keynotespeaker- erläu-

terte die umfangreiche und verantwortungs-

volle Arbeit von Aufsichtsräten. Die Anwesen-

den waren alle tief beeindruckt – bis zu seinem 

denkwürdigen Satz: Meine Damen, Sie müssen 

wissen, Aufsichtsratstätigkeiten sind keine Kaf-

feekränzchen.  

Das war eigentlich die zweite Geburtsstunde 

für FidAR, denn für viele der Gäste stand damit 

fest:  Das können wir uns nicht mehr gefallen 

lassen! Jetzt müssen wir wirklich was machen.  

Nach diesem Abend  im Oktober 2007 wurde 

FidAR e. V. verstärkt wahrgenommen und ist 

schnell gewachsen. Heute unterstützen uns 

390 weibliche und männliche Mitglieder. In-

strumente wie dieser vergleichsweise kleine 

Women-on-board-Index und unsere deutsch-

landweit bekannten FidAR-Foren, bei den wir 

immer die aktuelle Diskussion weiterbringen, 

spielen - neben einer umfangreichen Medien-

arbeit - bei unserer Arbeit eine große Rolle.  

Ich habe lange überlegt: Passen wir mit FidAR 

heute überhaupt in diese Veranstaltung, wo es 

doch  eigentlich um das Thema  Arbeit geht? 

Ich  bin der Auffassung, wir passen hier gut 

rein. Denn wir  gehen davon aus, wenn mehr 

Frauen in den entscheidenden Gremien mit-

wirken, dass sich dann auch Entscheidendes in 
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den Unternehmen auf allen Ebenen verändern 

wird.  

Wir glauben allerdings nicht, dass  Frauen per 

se die besseren Unternehmenslenkerinnen 

sind. Es geht uns um gemischte und ausgewo-

gene Teams, die zusammen die Veränderung 

herbeiführen, um die Innovation und die Zu-

kunftsfähigkeit der Unternehmen zu sichern. 

Allerdings sind Veränderungen immer müh-

sam, langwierig und brauchen den Druck  und 

die klare Ansage von oben, ergänzt durch Ak-

zeptanz,  Einsicht und Veränderungswillen auf 

allen weiteren Ebenen. Wenn die Veränderung 

oben allerdings nicht vorgelebt wird, erfolgt sie 

auch nicht auf den unteren Ebenen. Ein beson-

deres Signal der Ernsthaftigkeit der Verände-

rung zeigt sich  in der  Sprache der Entscheider 

und des Unternehmens. Sie kennen den Aus-

spruch von Herrn Ackermann: Wir wollen unse-

ren Aufsichtsrat farbig und schön machen. Er 

meinte damit natürlich Frauen, scheint aber 

bei dieser Äußerung  nicht die Wirkung be-

dacht zu haben. Er hat viele „Ohrfeigen“  aus 

dem Ausland für diese politisch inkorrekte Aus-

sage bekommen. Daher ermuntern wir junge 

Frauen, genau hinzuhören, wie  die Sprache 

der Entscheider ist und wie das Thema Frauen-

förderung in dem jeweiligen Unternehmen 

verankert ist, ob unterhalb  des Finanz-Chefs  

oder direkt beim CEO.  

Wenn Fachkräftemangel und demografischer 

Wandel aufgeführt werden, kommen immer 

die Frauen als die ungenutzte Humanressource 

ins Gespräch. Weit weniger wird über die Vor-

teile von gemischten Teams berichtet. Diesen 

Ansatz gilt es zu  verfolgen. In einem gemisch-

ten Team kann allerdings eine Frau alleine 

nicht viel verändern. Es sind zumindest drei 

Frauen, um z. B. in einem zwölfköpfigen Auf-

sichtsratsgremium wirklich eine Kulturverände-

rung herbeizuführen.  

Uns wird manchmal vorgeworfen: FidAR schaut 

nur auf die Konzerne und übersieht dabei  den 

Mittelstand, der habe ja schon weit mehr 

Frauen in den Führungsgremien. Schauen Sie 

auf die Folien und bewerten die Zahlen: Bun-

desdurchschnitt weiblicher Chefs in deutschen 

nicht-börsennotierten Unternehmen: 20,3 %, 

inklusive aller Ich-AGs und Kleinstunterneh-

men; Anteil weiblicher Chefs in Unternehmen 

mit mehr als 50 Mitarbeiter: 11 %, mit mehr als 

100 Mitarbeiter: 10,2 %, mit mehr als 500 Mit-

arbeiter: 8,3 %. Auch im Mittelstand sind die 

Zahlen nicht so viel besser, dass wir uns auf 

den Ergebnissen ausruhen könnten. 

Warum werden denn Frauen immer noch der-

maßen behindert? Es sind schon die Manager-

Männer. Ich möchte sie jetzt hier nicht weiter 

beschreiben. Ich finde die Beschreibung tref-

fend: „Mit Ehefrau und Kindern und in den 

besten Jahren.“ Dies reicht als  Charakterisie-

rung für die Managerqualitäten aus. Von Frau-

en wird nicht gesagt: „Mit Ehemann im Hinter-

grund und Kindern und in den besten Jahren.“ 

Es sind die bestehenden, vorherrschenden 

Männerbilder, die weiterhin prägen. Männer-

bünde nehmen dabei einen großen Raum ein. 

Im Rahmen unseres ersten FidAR-Forums im 

September 2009 hat ein Soziologe über Män-

nerbünde gesprochen. Laut seiner Aussage ist 

es  gleich, ob Karnevalsverein, Kaninchenzüch-

terverein, Studentenverein oder Führungsebe-

ne im Unternehmen, alle Männer ticken nach 

dem gleichen Muster.  Zum Schluss der Veran-

staltung kommt eine junge Frau zu mir und 

sagt: Frau Schulz-Strelow, das war für mich der 

beste Beitrag. Sie hat mir  das erläutert; ihr 

dänischer Ehemann, der seit dem 1. Juli  des 

Jahres in einem deutschen Großkonzern arbei-

tete,  kam mit zwei Dingen nicht klar und sie 

konnte ihm keine Erklärung dafür liefern, da sie 

nicht in einem Konzern arbeitete. Warum 

schreien die  Vorgesetzten so viel in dem deut-

schen Unternehmen? Und warum werde ich 

schief angeschaut, wenn ich um halb sechs 

nach Hause gehe, mein Kind abzuholen? Sie 

sagte: Jetzt verstehe ich die Verhaltensmuster 

und kann sie ihm erläutern.  
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Die bestehenden Männerbünde verhindern 

auch, dass Frauen auf ihrem Karriereweg nicht 

durch die berühmte „gläserne Decke“ in die 

nächst höhere Ebene vorstoßen. Außerdem 

gelten  in Unternehmen ungeschriebene Ge-

setze, in die Frauen nicht eingewiesen werden 

und sich mühsam den Zugang erkämpfen müs-

sen.  

Was können wir Frauen mit auf den Weg ge-

ben: Einzig sich über Leistung zu identifizieren, 

reicht nicht aus. Leistung ist zwar wichtig, aber 

es ist nicht karriereentscheidend. Frauen wol-

len mittlerweile Verantwortung übernehmen, 

erheben einen Machtanspruch, wollen die 

gleiche Vergütung für gleiche Leistung. Aber sie 

wollen nicht mehr dieses typische Dreimal-so-

gut-Sein. Dazu habe ich letztlich einen  treffen-

den Satz gehört: Wir können  dreimal so gut 

sein - brauchen aber nur die Hälfte der Zeit 

dafür.  

 Wir brauchen nicht mehr die männlich gepräg-

te Präsenzkultur, sondern wir setzen auf Ar-

beitsformen, die auch eine Vereinbarkeit von 

Familie und Karriere ermöglicht. Wir sollten bei  

diesem wichtigen Anliegen der Vereinbarkeit 

von Familie und Karriere die Männer nicht ver-

gessen. Für viele Männer ist das mittlerweile 

ein gleich wichtiges Thema, aber wir werfen 

den Blick immer nur auf die Frauen. Ich glaube, 

wir müssen viel genauer hinschauen, dass die 

Themen, die uns berühren, im Grunde vielen 

Männern ebenso wichtig sind. 

Unsere Forderungen nach Veränderung richten 

sich bisher weitgehend nur an  Männer.  Füh-

rungsfrauen tragen gleichermaßen  Verantwor-

tung für diesen Veränderungsprozess.   Wir 

erwarten auch  von Frauen, die den Weg mit 

dem Rückenwind der Diskussionen um mehr 

Frauen in Führungspositionen wahrscheinlich  

schneller geschafft haben, dass sie, wenn sie 

oben angekommen sind, eine Vorbildfunktion 

einnehmen und nicht sich  dahin gehend  äu-

ßern: Ich stehe in der Öffentlichkeit für das 

Thema Frauen nicht zur Verfügung. Sie haben 

die Aufgabe, ihre Vorbildfunktion deutlich 

wahrzunehmen und jungen Frauen Mut zu 

machen und sie aktiv zu fördern. Dieser Her-

ausforderungen stellen sich  bisher erst wenige 

Frauen in der Öffentlichkeit - wir bräuchten 

mehr von ihnen.  

Aber auch junge Frauen, die ihre Karrierepla-

nung weit überlegter angehen sollten, sind 

anders gefordert. Die finanzielle Unabhängig-

keit sollte in der Lebensplanung einen hohen 

Stellenwert einnehmen. Das neue Scheidungs-

gesetz lässt jene jungen Frauen im Regen ste-

hen, die sich nach der Eheschließung ausruhen 

und sagen: Mir kann nichts mehr passieren. Die 

Ehe ist heute als  Zukunftssicherung  nicht 

mehr das  geeignete Mittel. Viele junge Frauen 

verschließen vor dieser Erkenntnis die Augen 

und wachen entsetzt mit Mitte vierzig auf, 

wenn sich der Lebenszuschnitt und die familiä-

re Situation häufig drastisch ändern und die 

eigene berufliche Weiterentwicklung nicht 

ernsthaft betrieben wurde. 

Was junge Frauen häufig besser machen; sie 

stellen  klarer Forderungen und positionieren 

sich besser.  Was ihnen häufig gleichermaßen 

fehlt ist der Zugang zu Netzwerken. Frauen 

sollten zwei Netzwerke haben: ein gemischtes 

Business-Netzwerk mit Männern und Frauen, 

und eines mit Frauen, in dem sie andere The-

men erörtern können. 

Werfen wir einen abschließenden Blick  auf die 

politische Diskussion zum Thema mehr Frauen 

in Führungspositionen. Derzeit sind Bündnis 

90/ die Grünen Vorreiter auf dem Gebiet. Sie 

haben im Oktober gemeinsam mit der SPD eine 

Gesetzesinitiative  für eine verbindliche Frau-

enquote eingereicht, die am  26.10. in erster 

Lesung im Bundestag beraten wurde. Ich habe 

mir die Diskussion dazu im Fernsehen ange-

schaut und habe ca. 30 Abgeordnete gezählt. 

Der Rest waren leere Reihen. Dieser Antrag ist 

identisch mit demjenigen vom Hamburger Se-

nat, den die Vorrednerin erwähnt hatte und 

der Ende September 2012 im Bundesrat mit 



Konferenz BerlinArbeit – Gute Arbeit – Erfahrungen in Europa, November 2012 

38 

3
 E

rö
ff

n
u

n
g 

– 
M

o
n

ik
a 

Sc
h

u
lz

-S
tr

el
o

w
 

 
Stimmen der CDU beschlossen wurde. Das war 

ein Novum, dass wir auf dem Gebiet bisher 

noch nie erlebt haben. Die SPD, die Grünen 

und die Linke zusammen verfügen über 31 

Stimmen im Bundesrat und hätten 35  für ei-

nen positiven Beschluss gebraucht. Sie haben 

mit Stimmen der CDU-regierten Länder Saar-

land und Sachsen-Anhalt den Antrag durchbe-

kommen Wir begrüßen den parteiübergreifen-

den Ansatz.  

Auch wenn die beiden Anträge aus der Feder 

der SPD und Grünen kommen, dürfen wir aber 

nicht unerwähnt lassen, dass SPD- und Grüne- 

geführte Länder wie NRW und Baden-

Württemberg bei der Umsetzung, mehr Frauen 

in Aufsichtsräte zu berufen, nicht wirklich die 

Treiber sind – nicht mal bei den öffentlichen 

Unternehmen, wo sie den Hauptgesellschafter 

stellen. 

Bei der CDU kennen Sie alle die Diskussion 

zwischen unseren beiden Ministerinnen um 

eine starre oder flexible Quote. Frau Schröder  

hat ihre favorisierte Flexiquote im Sommerloch 

versenkt, als sie ankündigte: Da die FDP  nicht 

mal einer Flexiquotenregelung zustimmen wird, 

kann in dieser Legislaturperiode auch  nichts 

mehr entschieden werden. Die FDP, die 2010 

eine Flexi-Quote nicht grundsätzlich ausschlie-

ßen wollte, hat sich auf ihre Wählerschaft be-

sonnen und sich seit 2011 gegen jegliche ge-

setzliche Regelung ausgesprochen.  

Wir werden nun in Deutschland bis zur nächs-

ten Bundestagswahl eine gewisse Pattsituation 

haben. Und da sage ich nur: Da wir Frauen 

zählen können, können wir auch richtig wäh-

len.  

Richten wir unseren Blick noch kurz nach Brüs-

sel zur EU-Kommission. Die Vizepräsidentin der 

EU-Kommission, Viviane Reding, ist unser gro-

ßer Hoffnungsträger, dass das Thema  mehr 

Frauen in die Aufsichtsräte sich doch noch  

bewegt und wir mit einer Entscheidung aus 

Brüssel noch im November 2012 rechnen kön-

nen. Der Weg dahin war  sehr mühsam und  

holprig, führte über eine Ankündigung im März  

des  Jahres zu einer öffentlichen Konsultation 

bis Ende Mai. Im Oktober sollten Vorschläge 

vorgestellt werden. Dafür fand Frau Reding 

innerhalb der Kommission  keine Mehrheit und 

sagte eine anberaumte Pressekonferenz letzte 

Woche ab. Für  den 14. November 2012 ist ein 

neuer  Vorschlag angekündigt worden. Hof-

fentlich  kann Frau Reding ihre Vorstellungen 

durchbringen. Ich teile ihre Ausführungen zur 

Quote: Ich persönlich bin keine Quotenbefür-

worterin, aber ich mag sehr, was Quoten be-

wirken können. Frau Künast  hat vor Jahren 

ihre Einstellung zur Quote wie folgt erläutert: 

Ich kann mit Stolz sagen, dass ich eine Quoten-

frau bin. Ich hätte es vielleicht auch ohne Quote 

dahin geschafft. Nur die Energie, die ich jetzt in 

meine Aufgabe stecken kann, brauchte ich 

nicht in den Weg zu stecken.  Wir bei FidAR 

sind auch nicht zwingend Quotenanhängerin-

nen, doch wir fordern für die Aufsichtsräte eine 

Mindestquote von 30%, damit sich endlich 

etwas bewegt. Die Quote ist nur ein Instru-

ment, ein Wegbeschleuniger, wie Frau Zinke es 

auch für das Thema Gute Arbeit gesagt hat: Es 

ist eine Möglichkeit, um Veränderungen schnel-

ler herbeizuführen. Und wir haben alle, glaube 

ich, keine Zeit mehr zu verlieren und bis zum 

Jahr 2030/40 zu warten.  

Zum Diskussionsstand der Quotenhöhen und 

Gesetzgebungen in den anderen europäischen 

Ländern verweisen wir alle gerne auf  den Vor-

reiter Norwegen. Doch auch Frankreich, Belgi-

en und viele andere EU-Länder sind deutlich 

fortschrittlicher als wir in Deutschland.  Die 

Sozialministerin Frankreichs hat mir im letzten 

Jahr gesagt: Ihr seid nicht klug in Deutschland, 

dass Ihr die gleiche Teilhabe mit Diversity und 

Vielfalt argumentiert. Beruft Euch auf Euer 

Grundgesetz Artikel 3. Ihr habt einen Anspruch 

darauf. So haben wir unser Gesetz in Frankreich 

durchgebracht und das ging sehr viel schneller. 

Sie hat Recht - wir berufen uns fast nie auf 

unsere Rechte aus  dem Grundgesetz. Wir 
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müssen unseren Blick  schärfen und wachsa-

mer bei dem Thema werden. Doch  schauen  

Sie auch  genauer hin und beobachten die Ver-

änderungen. Hinterfragen Sie in Ihren Unter-

nehmen, wie die Unternehmensleitungen mit 

der Frauenförderung umgehen und das bein-

haltet nicht nur Frauen in Führungspositionen, 

sondern die gesamte Unternehmensverände-

rung. Das wird entscheidend sein für die Zu-

kunft einer guten Arbeit für Frauen.   

Ganz herzlichen Dank und eine erfolgreiche 

Konferenz mit vielen zielführenden  Ergebnis-

sen. 
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3.6 Paul Bevan 

Generalsekretär EUROCITIES, Brüssel 

Frau Beikler hat bereits etwas zu EUROCITIES 

und unseren Inhalten gesagt. Wir sind die 

Stimme der großen Städte in den politischen 

Prozessen Europas. Dies ist wichtig, denn wenn 

es uns gelingt, die Sicht derjenigen, die für die 

Umsetzung europäischer Politik verantwortlich 

sind – rund 70 % euro-

päischer Politik werden 

auf der lokalen Ebene 

umgesetzt – im politi-

schen Prozess hörbar 

zu machen, bekommen 

wir bessere Politik. 

Wenn die Verantwort-

lichkeiten hinsichtlich 

der Umsetzung von 

europäischer Politik 

klarer in den europäischen Institutionen zur 

Kenntnis genommen werden, dann können wir 

auch darauf hoffen, mehr Ressourcen für eben-

jene Umsetzung zu erhalten. Unsere Arbeit hat 

eine beeinflussende und eine Ressourcen-

bezogene Dimension.  

Was sind die Ziele Europas? Lassen Sie mich 

diese in Erinnerung rufen. Schon zu Beginn 

dieser Veranstaltung hat unsere Moderatorin 

die Europa 2020-Strategie erwähnt. Ich denke, 

es ist sinnvoll, diese Vision ein wenig genauer 

zu betrachten, um die heutige Diskussion in 

einen größeren Zusammenhang einzubetten. 

Die Europa 2020-Vision zielt auf intelligentes, 

nachhaltiges und inklusives Wachstum. 

Unsere Botschaft an die europäischen Institu-

tionen ist bei vielen angekommen und ver-

standen worden – zweifellos in der Kommissi-

on und großen Teilen des Parlaments, aber 

nicht unbedingt im Rat oder allen Mitglieds-

staaten. Und diese Botschaft ist: Wenn wir die 

Vision von intelligentem, nachhaltigem und 

inklusivem Wachstum realisieren wollen, brau-

chen wir intelligente, nachhaltige und inklusive 

Städte. Warum? Weil die Städte ökonomisch 

die Führung innehaben – sie repräsentieren 

85 % des Bruttosozialprodukts in Europa. 

Wenn wir eine wirtschaftliche Erholung in Eu-

ropa haben wollen, wenn wir aus dieser Rezes-

sion geführt werden 

wollen, wenn wir mit 

den wachsenden Mega-

Städten in Asien, La-

teinamerika und China 

konkurrenzfähig sein 

wollen, dann wird es 

das metropolitische 

Europa sein, das dies 

schafft. Europa muss in 

seine Städte investie-

ren; es muss investieren in die Zentren der 

Innovation, der Forschung, der Wirtschaft, des 

Handels, der Bevölkerung und des Talents. 

Wir brauchen nachhaltiges Wachstum und 

deshalb müssen wir die Frage der nachhaltigen 

Städte angehen. Städte sind verantwortlich für 

80 % der Treibhausgasemissionen. Wir werden 

die europäischen Klimaziele nie erreichen, 

wenn wir nicht die Energieeffizienz unserer 

Städte verbessern. Das Ausmaß, in dem wir 

Energie im Verkehr, in Gebäuden, in der In-

dustrie und Wirtschaft verbrauchen oder ver-

schwenden, zwingt uns dazu, die drängende 

Klimafrage in unseren Städten anzugehen. 

Dabei gibt es eine enge Verknüpfung mit der 

ersten Agenda zum Thema Wirtschaft und In-

novation – denn es gibt reale Möglichkeiten für 

grünes Wachstum und für Städte, die Führung 

in dieser Agenda zu übernehmen. 

Und letztendlich Inklusion: 75 % der Bevölke-

rung lebt in Städten. Städte sind der Ort, wo 

die Arbeitskräftemobilität ihren größten Ein-

fluss hat. Arbeitskräftemobilität ist einer der 
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größten Erfolge des europäischen Projekts; 

Menschen ziehen in die Städte, um dort ihre 

Lebensqualität zu verbessern. Städte, auch die 

erfolgreichsten Städte, ziehen arme Menschen 

an. Das werden sie immer tun. Es geht deshalb 

um soziale Mobilität und hier in Berlin haben 

Sie viele Erfahrungen in diesem Prozess. Es sind 

die Verwaltungen der Städte, die dafür kämp-

fen, soziale Kohäsion, soziale Inklusion und 

sozialen Fortschritt sicherzustellen.  

Diese hohen und etwas esoterischen Ziele sind 

in großem Maße relevant für die Diskussion, 

die Sie heute hier haben. Was verbindet die 

beiden? 

Was sie verbindet ist der europäische Haushalt, 

der derzeit in ganz Europa sehr, sehr intensiv 

diskutiert wird. Es muss ein europäischer 

Haushalt sein, der auf die Erreichung der euro-

päischen Agenda vom intelligenten, nachhalti-

gen und inklusiven Wachstum ausgerichtet ist. 

In welchem Maße kann man fragen, sollte eine 

gemeinsame Landwirtschaftspolitik dabei hel-

fen, intelligentes, nachhaltiges und inklusives 

Wachstum zu fördern? Nicht so sehr wie euro-

päische Kohäsionspolitik, Innovationspolitik 

und Umweltpolitik. Es ist extrem wichtig, dass 

wir unseren Mitgliedsstaatsregierungen ver-

ständlich machen, wie das Budget der EU in 

Zukunft ausgegeben werden muss – und dies 

ist eines der Kernanliegen von EUROCITIES. 

Die Europa 2020-Strategie, wie wir gehört ha-

ben, wird umgesetzt durch eine Reihe von Zie-

len und Leuchtturmprojekten. Wir haben vom 

Ziel gehört, 75 % der 20- bis 64-Jährigen in 

Arbeit zu bringen, es gibt Ziele zur Armutsbe-

kämpfung und zur Reduzierung der Schulab-

brecherquote auf unter zehn Prozent. Es gibt 

Leuchtturminitiativen im Bereich der Innovati-

on, der Mobilität von jungen Menschen, eine 

Agenda für neue Fähigkeiten und Jobs sowie 

die europäische Plattform gegen Armut. Dies 

sind alles wichtige Elemente der “Mischung“ 

und sie bieten Haken, politische Haken, an die 

Städte Initiativen hängen können wie wir sie 

heute bei BerlinArbeit diskutieren. 

Es bietet sich eine wichtige Chance, Ressourcen 

zu bekommen, um Städten wie Berlin dabei zu 

helfen, diese Agenda umzusetzen. Städte ha-

ben die große Chance, durch Organisationen 

wie EUROCITIES als Vorbilder voranzugehen, 

Best Practices zu teilen und die Agenda auf 

andere Städte in Europa auszuweiten und da-

mit den europäischen politischen Prozess noch 

mehr zu beeinflussen. 

Wie sieht die Handlungsperspektive für Städte 

bezüglich dieser Agenda aus? Treten wir einen 

Moment zurück – denn im Moment sind Sie 

schon tief im Thema drin und wir sehen, dass 

Sie schon eine breite Reichweite von sehr prä-

zisen Aktionen geplant haben, um die Agenda 

vorwärts zu bringen. 

Ich würde sagen, die erste Perspektive betrifft 

Führung, Strategie und Partnerschaft – und das 

sind die Dinge, von denen wir heute schon viel 

gehört haben und noch viel hören werden. 

Eine zweite Perspektive gibt es im Bereich der 

Investitionen – sowohl Investitionen des öf-

fentlichen Sektors als auch jene des privaten, 

Investitionen in Jobs und Investitionen in die 

richtige Art von Jobs. 

Als Arbeitgeber bilden Städte ideale Orte, um 

existenzsichernde Löhne festzusetzen und si-

cherzustellen, dass die Qualität von Arbeits-

plätzen hoch ist. Als Beschaffer, Auftragsgeber 

oder Käufer von Gütern und Leistungen sollten 

wir nicht vergessen, dass dies ein sehr wir-

kungsvoller Hebel ist. EUROCITIES arbeitet 

daran sicherzustellen, dass die Beschaffungsre-

gularien auf der europäischen Ebene den loka-

len Verwaltungen weiterhin die Freiheit ein-

räumt, soziale Bedingungen in Verträgen für 

Güter und Dienstleistungen festzusetzen. 

Ich weiß, es gibt eine ganze Agenda zum The-

ma aktive Inklusion. Wir haben mit einer Reihe 

von Städten zum Thema aktive Inklusion gear-
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beitet, bisher mit neun Städten über ganz Eu-

ropa verteilt, bald sind es zehn, da die Stadt 

Barcelona dem Projekt im Rahmen eines Pro-

gramms, das von der Direktion Beschäftigung 

finanziert wird, beigetreten ist. 

Eine Sache, von der ich Ihnen kurz berichten 

möchte, ist die Bandbreite an Aktionen, die 

Städte mit jungen Menschen durchgeführt 

haben. 

Bevor ich das jedoch tue, möchte ich ganz all-

gemein darauf hinweisen, dass die verschiede-

nen Rollen und die verschiedenen Hebel, die 

Städte haben, im Rahmen einer Charta sehr 

mächtig sein können - und wir haben genau 

dies umgesetzt hinsichtlich der Integration von 

Migrantinnen und Migranten. In der Tat hatten 

wir vor etwa drei Jahren eine „Integrating Ci-

ties“-Konferenz hier in Berlin und im Anschluss 

haben viele unserer Mitgliedsstädte sich einem 

Ansatz zur Integration von Migrantinnen und 

Migranten verpflichtet, der im Rahmen einer 

„Integrating Cities‘ Charter“ festgehalten und 

in London im darauffolgenden Jahr verabschie-

det wurde. 

Diese Charter betrifft Migrantinnen und Mig-

ranten – aber für mich ist offensichtlich, dass 

das Potenzial solcher Charter mit ihren Zielen 

und Verpflichtungen von Städten im Bereich 

der Beschäftigungspolitik nicht nur auf Migran-

tinnen und Migranten begrenzt werden sollte. 

Wir könnten das auch im Themenbereich ma-

chen, der hier heute diskutiert wird. Durch 

Zusammenarbeit, demonstrative Verpflichtun-

gen und Aktionen gewinnen wir wirkungsvolle 

Hebel und messbare Resultate sowie das Po-

tenzial, europäische Politik auf einer hohen 

Ebene positiv zu beeinflussen. 

Lassen Sie mich ein paar Beispiele nennen, die 

die „Cities for Active Inclusion“ - nämlich Bo-

logna, Birmingham, Kopenhagen, Brno in der 

Tschechischen Republik, Lille-Roubaix in Frank-

reich, Stockholm, Krakau, Barcelona, Rotter-

dam und Sofia – ausgetauscht haben. 

Sie haben sich auf Prävention und frühe Inter-

vention nach der Schule sowie Schulschwänzer 

konzentriert; haben zu einem frühen Zeitpunkt 

Kinder identifiziert, bei denen sich ein Schulab-

bruchsrisiko zeigte und entsprechend interve-

niert. Es gibt also eine präventive Dimension. 

Eine weitere Dimension betrifft jedoch die 

Ermächtigung junger Menschen, das Aufbauen 

von (Selbst-) Vertrauen durch personalisiertes 

Training, durch Sport und Kulturprogramme 

und durch Medien und Kommunikationswerk-

zeuge. 

Eine dritte Dimension konzentriert sich auf 

Koordination und Partnerschaft, die Schaffung 

einer lokalen, verwaltungsübergreifenden 

Taskforce. Denn bei solchen Initiativen zeigt 

sich immer wieder ein Problem: Eine Verwal-

tung versucht ein Ziel umzusetzen, während 

eine andere Verwaltung diese Bemühungen 

untergräbt. Das passiert überall in der Stadt. 

Eine integrierte Jugendstrategie, also die Zu-

sammenarbeit von Polizei, Gesundheitsbehör-

den, Schulen und Wohnungswesen, hat sich 

dagegen als kraftvolle Lösung in vielen unserer 

Städte erwiesen. 

Soziale Inklusion: Viele unserer Städte haben 

jungen Menschen die Möglichkeit für interna-

tionale oder lokale Freiwilligenarbeit in NROs 

gegeben. Diese Arbeit ist sehr wirkungsvoll bei 

der Stärkung des Selbstvertrauens junger Men-

schen. Alternativ bieten sich natürlich Praktika 

in lokalen Betrieben oder den Verwaltungen 

selbst. 

Von dieser Art sind die interessanten Pro-

gramme, die viele Städte implementieren, um 

die aktive Inklusion junger Menschen voranzu-

treiben. Darüber hinaus gibt es natürlich finan-

zielle und inhaltliche Unterstützung für insbe-

sondere junge Unternehmensgründer. 

Es gab einen reichen Austausch von Ideen und 

Erfahrungen im Rahmen von „Cities for Active 

Inclusion“ und darüber hinaus in EUROCITIES 

selbst. Das ist es, wofür wir da sind. Es gibt 
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nichts Besseres für die professionelle und or-

ganisatorische Weiterentwicklung als den Be-

such einer anderen Stadt in Europa, um zu 

sehen, wie dort dieselben Probleme angegan-

gen werden. Es weitet den Horizont, bietet 

neue Perspektiven und man kehrt zurück voller 

Ideen – und das ist einer der Vorteile, die EU-

ROCITIES bringt. 
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zur Einführung 
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4 WISSENSCHAFTLICHE BEITRÄGE ZUR EINFÜHRUNG

1 

t rndee GuianfSte. Dr 4.1

Einleitung 

Nachdem Jahrzehnte lang das 

Problem der Massenarbeitslosig-

keit weit oben auf der arbeits-

marktpolitischen Agenda stand, 

hat sich die Lage auf dem Ar-

beitsmarkt in den vergangenen 

Jahren deutlich verbessert. 

Gleichzeitig beobachten wir seit 

Ende der 80er Jahre einen grund-

legenden Strukturwandel im Er-

werbssystem. Es geht dabei um 

die Zunahme atypischer Beschäf-

tigungsverhältnisse, die in ver-

schiedenen Aspekten von den 

Standards des Normalarbeitsverhältnisses abweichen, z.B. bezüglich Kündigungsschutz, Sozialversi-

cherungspflicht oder Vollzeittätigkeit. Ein weiterer Trend ist die Zunahme von Niedriglohnbeschäfti-

gung und der Lohnungleichheiten in Deutschland. 

Vor diesem Hintergrund hat sich auch der Fokus arbeitsmarktpolitischer Debatten allmählich ver-

schoben. Es geht nicht mehr nur um Strategien zur Verminderung von Massenarbeitslosigkeit, son-

dern auch die Qualität von Beschäftigung rückt zunehmend in den Blick. In Deutschland wird die De-

batte unter dem Begriff „Gute Arbeit“ geführt. 

Was ist „Gute Arbeit”? 

Mit diesem Thema befassen sich 

seit langem Wissenschaftler aus 

unterschiedlichen Disziplinen, z.B. 

Arbeits- und Organisationspsycho-

logen, Soziologen und Ökonomen. 

Die Vielzahl an Theorien eint die 

Annahme, dass die Qualität von 

Erwerbstätigkeit sich auf das 

Wohlbefinden der Erwerbstätigen 

auswirkt. 

Aufbauend auf den Erkenntnissen 

                                                           
1
 Bei den Beiträgen in diesem Kapitel handelt es sich um gekürzte Fassungen der Vorträge und Präsentationen. 
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der Forschung wurden in den ver-

gangenen Jahren zahlreiche 

Kerndimensionen der Qualität von 

Arbeit entwickelt, die mittlerweile 

auch in der amtlichen Berichter-

stattung einen festen Platz haben. 

Sie sind im Laufe dieser Konferenz 

schon mehrfach genannt worden. 

Zu diesen Kerndimensionen zäh-

len insbesondere: 

 Einkommen und Arbeit-

geberleistungen, 

 Beschäftigungssicherheit, 

 Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten, 

 Autonomie und Einfluss am Arbeitsplatz sowie Mitbestimmungsrechte, 

 Arbeitsanforderungen und Belastungen, und damit verbunden auch der Aspekt der Arbeitssi-

cherheit, 

 soziale Beziehungen am Arbeitsplatz und 

 das Verhältnis zwischen Privatleben und Beruf.  

Befunde zum Thema „Qualität der Arbeit in Deutschland“ 

Bei der Messung der Qualität von Arbeit können zwei grundlegende Ansätze unterschieden werden, 

die oftmals auch als objektiver und subjektiver Ansatz bezeichnet werden. Auf nationaler und inter-

nationaler Ebene gab es vielfach Versuche, anhand der verfügbaren Datenquellen die Qualität von 

Arbeit mit Hilfe von Qualitätsindizes zu quantifizieren. Dabei handelt es sich um verdichtete Ge-

samtmaße der – wie wir eben gesehen haben – mehrdimensionalen Arbeits- und Beschäftigungsqua-

lität. 
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Im Folgenden geht es um Auswir-

kungen von strukturellen Verän-

derungen im Erwerbssystem auf 

die Qualität von Arbeit. Zu diesen 

grundlegenden Veränderungen 

zählen die Expansion des Dienst-

leistungssektors, die Zunahme 

atypischer Beschäftigung und die 

Ausweitung der Niedriglohnbe-

schäftigung. Diese drei Trends 

lassen sich im Hinblick auf die 

Beschäftigungsqualität nicht pau-

schal bewerten, sondern sie er-

fordern eine differenzierte Be-

trachtung. Studien zur Qualität von Beschäftigung im Dienstleistungssektor weisen auf eine Polarisie-

rung der Beschäftigungsqualität zwischen hochqualifizierten Tätigkeiten einerseits und einfachen 

Tätigkeiten andererseits hin. Das 

bedeutet: Auf der einen Seite sind 

Arbeitsplätze entstanden, die 

hohe Qualifikationsanforderungen 

aufweisen und die einhergehen 

mit einem guten Einkommen, mit 

Beschäftigungssicherheit, flexiblen 

Arbeitszeiten, einem hohen Grad 

an Autonomie und guten Karrie-

remöglichkeiten. Diese durchaus 

positive Entwicklung wird aber 

durch die gleichzeitige Entstehung 

von qualitativ wesentlich schlech-

teren Jobs im Bereich der einfa-

chen Arbeit überlagert. Für Deutschland kann man zeigen, dass im Bereich der Dienstleistungen ein 

überproportional großer Anteil an Niedriglohnbeschäftigungen und atypischen Beschäftigungsver-

hältnissen zu finden ist. Die Be-

wertung dieses Befundes ist aber 

nicht so einfach. Ob dies auf eine 

abnehmende Beschäftigungsquali-

tät im Dienstleistungsbereich hin-

deutet, hängt davon ab, ob solche 

Stellen als „prekär“ bezeichnet 

werden können.  
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Das Normalarbeitsverhältnis hat in den vergangenen Jahren an Bedeutung verloren, wohingegen der 

Anteil atypischer Beschäftigungsverhältnisse zugenommen hat. Dazu zählen z.B. geringfügige und 

Teilzeitbeschäftigungen, befristete Beschäftigung und Leiharbeit. Einige der hier abgebildeten Er-

werbsformen gehen durchaus mit Einkommens- und Beschäftigungsrisiken einher. Trotzdem ist aty-

pische Beschäftigung per se nicht mit geringer Beschäftigungsqualität oder prekärer Beschäftigung 

gleichzusetzen. Der Begriff der Prekarität ist sehr schillernd und nicht eindeutig definiert. Die meisten 

Definitionen zielen auf eine verminderte Existenzsicherung während des Erwerbslebens oder im Alter 

ab. Häufig impliziert der Begriff auch ein erhöhtes Armutsrisiko.  

Um einschätzen zu können, inwieweit atypische Beschäftigung zu diesen Risiken beitragen kann, 

müssen die Lebensumstände der Beschäftigten mit berücksichtigt werden. Hierbei kommt dem 

Haushaltskontext eine sehr wichtige Rolle zu. So erscheint z.B. die freiwillige Ausübung von Mini- 

oder Teilzeitjobs durch verheirate-

te Mütter im Rahmen des in 

Westdeutschland vorherrschen-

den männlichen Familienernäh-

rer-Modells nicht zwingend als 

prekär. Diese Sichtweise setzt 

allerdings das Fortbestehen des 

gemeinsamen Haushalts voraus 

und blendet mögliche negative 

Folgen für die soziale Absiche-

rung, z.B. im Fall von Trennungen, 

aus. Es gibt jedoch auch viele 

Frauen und Männer, die solche 

Beschäftigungen nur ausüben, 
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weil ihnen keine Alternativen zur 

Verfügung stehen. Eine IAB-Studie 

zeigt, dass viele Personen, die ihr 

geringes Erwerbseinkommen mit 

Leistungen aus der Grundsiche-

rung aufstocken, trotz hoher Ar-

beitsmotivation keine Vollzeitstel-

le finden. Das trifft vor allem auf 

Alleinerziehende und kinderlose 

Singles zu.  

Besonders diskutiert wurden in 

den vergangenen Jahren befriste-

te Beschäftigung und Leiharbeit, 

deren Anteil an der Gesamtbeschäftigung stark zugenommen hat. Studien zur Qualität dieser Be-

schäftigungsformen fallen allerdings sehr ambivalent aus. Auf der einen Seite gehen damit ganz kon-

krete Einkommens- und Beschäf-

tigungsrisiken einher: Befristet 

Beschäftigte und Leiharbeiter 

verdienen im Durchschnitt weni-

ger als regulär Beschäftigte. Zu-

dem haben befristet Beschäftigte 

und Leiharbeiter gegenüber regu-

lär Beschäftigten ein erhöhtes 

Arbeitslosigkeitsrisiko und eine 

verminderte Beschäftigungsstabi-

lität. Dennoch gibt es positive 

Effekte. So dienen beide Beschäf-

tigungsformen der Vermeidung 

von Arbeitslosigkeit und können 

im Idealfall ein Sprungbrett in die reguläre Beschäftigung bieten. Allerdings sind auch hier die Chan-

cen ungleich verteilt. Sie kommen insbesondere den qualifizierten und hoch qualifizierten Arbeit-

nehmern zugute, während gering Qualifizierte wesentlich schlechtere Entfristungs- und Übernahme-

Chancen haben. Leiharbeit wird 

häufig eher als schmaler Steg 

denn als breite Brücke in reguläre 

Beschäftigung bezeichnet.  

Gesellschaftliche Folgen verän-

derter Arbeits- und Beschäfti-

gungsbedingungen 

Die Qualität der Arbeit wirkt sich 

auf die Arbeitszufriedenheit von 

Beschäftigten aus. Eine Studie des 

Instituts Arbeit und Qualifikation 

hat herausgefunden, dass das 
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Niveau der durchschnittlichen 

Arbeitszufriedenheit in Deutsch-

land seit den 80er Jahren abge-

nommen hat, was auf sinkende 

Reallöhne, Beschäftigungsunsi-

cherheit und die Intensivierung 

der Arbeit zurückgeführt wird. 

Dem Wandel der Erwerbsformen 

werden außerdem gesundheitli-

che Folgen zugeschrieben. Er-

werbsarbeit wirkt sich zwar gene-

rell positiv auf die Lebenszufrie-

denheit und die Gesundheit der 

Menschen aus. Allerdings hat subjektiv wahrgenommene Beschäftigungsunsicherheit einen däm-

menden Effekt auf diese positiven Gesundheitsresultate. Es wurde festgestellt, dass befristet Be-

schäftigte und Leiharbeiter gegenüber Festangestellten ein vermindertes körperliches und seelisches 

Wohlbefinden aufweisen. 

Schließlich gehen Soziologen da-

von aus, dass die Zunahme an 

Beschäftigungsunsicherheit auch 

das Risiko sozialer Exklusion för-

dert. Eine gemeinsam mit meinem 

IAB-Kollegen Christian Hohendan-

ner veröffentliche Studie zeigt 

zum einen einmal mehr den posi-

tiven sozialintegrativen Effekt von 

Erwerbsarbeit: Erwerbstätige füh-

len sich besser in die Gesellschaft 

integriert als Arbeitslose. Das gilt 

auch für befristet Beschäftigte 

und Leiharbeiter. Aber wir konnten auch feststellen, dass diese sich weniger gut in die Gesellschaft 

integriert fühlen als Festangestellte. Das hat zum einen damit zu tun, dass sie im Schnitt weniger 

verdienen und weniger gut in soziale Netzwerke eingebettet sind. Es hat aber auch mit der fehlenden 

Sicherheit bei der Lebensplanung zu tun. Wer ständig damit rechnen muss arbeitslos zu werden, die 

Stelle zu wechseln oder sogar berufsbedingt umziehen zu müssen, dem fallen offenbar der Aufbau 

von sozialen Beziehungen und das soziale Engagement deutlich schwerer. Das wiederum kann dann 

Folgen für die gesamte Gesellschaft nach sich ziehen. Es gibt viele Studien, die zeigen, dass Personen, 

die sich sozial ausgegrenzt fühlen, eine verminderte Bereitschaft aufweisen, sich sozial und politisch 

zu engagieren. 
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4.2 Prof. Peter Dolton2 

Einführung: Wir müssen anerkennen, dass es Kompromisse gibt 

Ich bin heute hier, um mit Ihnen über Kompromisse zu sprechen. Es ist oft die Rolle von Ökonomen, 

daran zu erinnern, dass wir nicht viele Dinge umsonst bekommen können. Wir können nicht gleich-

zeitig einen starken Anstieg beim Mindestlohn haben, einen starken Anstieg bei Aus- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen, einen starken Anstieg bei allen Formen von Arbeitsmarktinterventionen, die Geld 

kosten. Wir sind gezwungen, Kompromisse zu finden. Es gibt einige Dinge, die wir uns leisten können 

und andere, die wir uns nicht leisten 

können – und wir müssen schwierige 

Entscheidungen treffen. Darüber hin-

aus bin ich hier, um daran zu erinnern, 

dass einige der Maßnahmen selbst 

sogar Kompromisse beinhalten und 

zwar in dem Sinne, dass beispielsweise 

die Erhöhung des Mindestlohns das 

Beschäftigungsniveau potentiell ge-

fährden könnte. 

Hieraus ergeben sich meine Fragen: Ist 

es so, dass ein bestimmter Mindest-

lohn Konsequenzen für Beschäftigung 

haben kann? Ist es so, dass die Verringerung der Ungleichheit negative Auswirkungen auf den Ar-

beitsmarkt haben könnte? Ist es so, dass die Berücksichtigung der Interessen junger Menschen Aus-

wirkungen auf alte Menschen und deren Ruhestandsmöglichkeiten und Rentenhöhe haben kann? Ist 

es so, dass die verbreiterte Partizipation in der Ausbildung negative Konsequenzen auf andere soziale 

Maßnahmen und dafür verfügbare Mittel haben kann? Ist es so, dass die Macht von Gewerkschaften 

immer gut ist? 

Darüber hinaus frage ich: Was ist die Aufgabe der Regierung? An welcher Stelle sollen Regierungen 

eingreifen? Sollen sie regulieren? Wie aktiv sollen sie regulieren? Wie sollen Sie sich bezüglich des 

Mindestlohns verhalten? Welchen 

Rahmen haben andere Formen von 

Arbeitsmarktinterventionen und sind 

diese immer gut? 

Ein Beispiel: Der Mindestlohn 

Dies ist, was ich und viele andere er-

forscht haben: Die Daten aus verschie-

denen Ländern zeigen riesige Unter-

schiede, z. B. hinsichtlich des Kaitz-

Index (das Verhältnis von Mindestlohn 

zu Medianlohn): In manchen Ländern 

                                                           
2
 Übersetzt aus dem Englischen. 
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an der Spitze beträgt der Mindestlohn deutlich mehr als 50 % des Medianlohns – am unteren Ende 

haben Sie Länder, in denen der Mindestlohn nur 30 % des Medianlohns ausmacht. 

 

Eine große Vielfalt gibt es auch hinsichtlich der Bedeutung des Mindestlohns innerhalb der Einkom-

mensverteilung, also hinsichtlich des Anteils der Arbeitnehmer, der vom Mindestlohn betroffen ist 

und wie sich dieser entwickelt hat. Es ist also leicht zu erkennen, dass der Mindestlohn in den ver-

schiedenen Ländern dramatisch verschiedene Auswirkungen hat. 
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Dennoch, die Daten zeigen eine Gemeinsamkeit: Es gibt einen Kompromiss. Ein höherer Mindest-

lohn, das wissen wir, löst oder lindert unter Umständen das Problem der Ungleichheit – kann aber 

gleichzeitig negative Auswirkungen auf die Beschäftigung haben. 

 

Interventionen der Regierung und Kompromisse 

Wenn man diesen Kompromiss be-

denkt – was soll dann eine Regierung in 

der derzeitigen Situation tun, wo die 

Auswirkungen der Rezessionen offen-

sichtlich sind und die meisten Arbeit-

nehmer sinkende Löhne haben, nomi-

nal oder sogar real? In dieser Situation, 

sollte da die Regierung tatsächlich den 

Mindestlohn senken statt anheben? 

Diese Frage wird in den meisten Län-

dern von der Politik a priori verneint – 

aber sie bleibt auf dem Tisch: Wenn die 

meisten Einkommen sinken, müssen 

wir uns da nicht fragen, welche Rolle 

und welche Auswirkungen der Mindestlohns in diesem Kontext hat? 

Der Mindestlohn ist nur eine Form von Intervention. Es gibt noch viele andere wie beispielsweise 

Steuerpolitik, Arbeitsrecht, Gewerkschaftsrecht, Rentengesetzgebung und andere Formen von akti-

ver Arbeitsmarktpolitik. 

Und es ist wichtig, daran zu erinnern, warum ein Land sich dazu entscheiden könnte, in den Arbeits-

markt einzugreifen. Das Argument ist in der Regel: Nun ja, der Arbeitsmarkt funktioniert nicht effi-
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zient. Wir als Regierung müssen ihn 

regulieren oder fördern oder ihn auf 

eine bestimmte Weise verändern, da 

es einen Mangel an Information gibt 

und der Markt unvollkommen ist. Es 

kann auch sein, dass wir intervenieren, 

um die Ungleichheit zu bekämpfen. Wir 

wollen mehr Gleichheit schaffen, denn 

wenn wir das nicht tun und wir den 

Markt sich selbst überlassen, dann 

werden einige sehr reich werden und 

andere sehr arm bleiben. 

Wir müssen also einen Schritt zurücktreten und die Frage stellen: Warum intervenieren wir und wie 

intervenieren wir? Wen betrifft das eigentlich und macht das die Dinge für alle besser oder sehen nur 

manche Menschen die Vorteile einer Intervention während andere Nachteile erleben? Wir müssen 

über die Auswirkungen für alle nach-

denken. Wenn wir einfach sagen: Wir 

brauchen mehr Ausbildungsplätze für 

Jugendliche! – Was hat das für Auswir-

kungen für ältere Menschen? Wenn 

wir sagen: Wir brauchen ein ver-

pflichtendes Ruhestandsalter für ältere 

Menschen! – Hilft das überhaupt den 

Jungen? Dies sind zentrale Fragen. 

Einfach nur überall Reformen durchzu-

setzen und zu versuchen, es für alle 

besser zu machen, ist unrealistisch. 

In den letzten 20 oder 30 Jahren haben 

wir in allen Ländern Europas eine mas-

sive Zunahme an Versuchen von Regierungen gesehen, im Arbeitsmarkt zu intervenieren und ihn zu 

verbessern. Jede Regierung denkt, sie wisse die Antwort. Jede Politikerin, jeder Politiker denkt, er 

kenne die Formell um die Dinge zu 

verbessern, und sie können als Politiker 

nur Spuren hinterlassen, wenn sie tat-

sächlich Dinge verändern und mit Re-

formen assoziiert werden. Sind diese 

Veränderungen wirklich nötig? Das ist 

mir als Ökonom nicht wirklich klar. 

Die derzeitige Situation richtig ein-

schätzen und realistische Erwartungen 

haben 

Wir müssen uns in Erinnerung rufen, in 

was für Zeiten wir leben! Wenn wir die 
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Rezessionen der letzten 90 Jahre vergleichen und uns ansehen, wie lange die Wirtschaft jeweils ge-

braucht hat, um sich nach der Rezession zu erholen, erkennen wir sofort, dass die derzeitige Rezessi-

on weit schwieriger zu überwinden ist als jede andere. Wir sind tatsächlich nicht einmal annähernd 

am Ende der Rezession! Politiker werden Ihnen sagen, dass die offizielle Definition einer Rezession 

ist, dass man mehr als zwei Quartale in Folge negatives Wachstum hat. Aber diese Betrachtungsweise 

bringt Sie nach dem Ende der Rezession nicht unmittelbar an den Ausgangspunkt zurück. Wir sind 

tatsächlich noch weit entfernt vom Ausgangspunkt 2008! Diese Rezession ist die größte in unseren 

Leben! Und wenn man in diesem Kontext soziale Reformen einfordert, muss man entsprechend rea-

listisch sein was die Erwartungen betrifft. 

 

Die Rezession beeinflusst Menschen unterschiedlich 

Wenn man etwas genauer betrachtet, was mit Beschäftigung und Arbeitsstunden passiert ist, dann 

sieht man, dass manche Menschen sehr stark betroffen sind und andere kaum. Vor allem die jünge-

ren Bevölkerungsgruppen haben die Auswirkungen der Rezession zu spüren bekommen (im Vergleich 

mit älteren Arbeitnehmern), weshalb das Problem der Jugendarbeitslosigkeit und seine Lösung der-

zeit so wichtig sind. Wir sehen, dass die Jugendarbeitslosigkeit in Großbritannien dramatisch steigt 

und das ist wahrscheinlich das größte soziale Thema am Arbeitsmarkt im Land – aber ähnliche Ent-

wicklungen gibt es fast überall in Europa. In Großbritannien haben wir den Ausdruck „NEET“ (eine 

Abkürzung für nicht in Beschäftigung, Schule oder Ausbildung) und diese Ergänzung bei der Betrach-

tung von Jugendarbeitslosigkeit betont, dass es nicht nur um Arbeitslosigkeit geht, sondern auch 

darum, was im Laufe der Zeit mit ihnen passiert! 
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Eine Reihe von Referentinnen und Referenten haben hier bereits über den Anstieg der Teilzeitarbeit 

gesprochen. Wir haben nicht das Konzept der Mini- oder Midijobs in Großbritannien, aber auch bei 

uns steigt die Teilzeitarbeit an. Menschen verändern ihre Arbeitsgewohnheiten: Manche arbeiten 

zuhause, manche arbeiten weniger lange und zu Recht entscheiden sich auch viele Männer für eine 

Work-Life-Balance wie Frauen. Dies sind dramatische Veränderungen im Laufe unserer Lebzeiten, die 

die Arbeitsgewohnheiten heutzutage sehr verschieden von denen unserer Eltern oder Großeltern 

sein lassen. 
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Andere Statistiken geben uns Auskunft über die steigende Ungleichheit. Eine Reihe von Wissen-

schaftler haben das Auseinanderdriften der Ungleichheit im Laufe der Zeit erforscht, nicht nur in 

Großbritannien, sondern in den meisten europäischen Staaten. Während früher die Einkommen aller 

gleichmäßig stiegen, hat sich dies in den 80er und 90er Jahren geändert – und in den Zweitausendern 

hat sich die Entwicklung fast umgekehrt: Die Reichen werden reicher und die Armen werden ärmer. 
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Es gibt aber auch positive Entwicklungen: Das Verhältnis der Gehälter zwischen den Geschlechtern 

hat sich seit langem langsam verbessert. Ich weiß, da sind wir nicht weit genug und es gibt die be-

rechtigte Forderung danach, dass Frauen auch in Führungspositionen und in Aufsichtsräten und in 

der Politik gleich vertreten sein müssen. Aber es hat Fortschritte gegeben und wir sollten nicht aus 

dem Blick verlieren, dass sich das Verhältnis in jedem Land Europas verbessert hat. 
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Ein weiterer Aspekt, der betont werden muss, ist der Wechsel von Frauen aus traditionellen Dienst-

leistungssektoren und einfachen Tätigkeiten hin in akademische Berufe. Der große Wachstumsbe-

reich für Frauen in Beschäftigung liegt im akademischen Bereich, einhergehend mit besserer Bezah-

lung. Auch das ist eine langsame Entwicklung, aber sie ist real und sie geht in die richtige Richtung. 
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Zusammenfassung 

Lassen Sie mich zusammenfassend 

meine zentralen Punkte wiederholen: 

 Wir müssen anerkennen und akzep-

tieren, dass jede Form der Interven-

tion mit Kompromissen verbunden 

ist – nicht nur, weil die Durchfüh-

rung einer Intervention dazu führen 

kann, dass eine andere unmöglich 

wird (weil beispielsweise nicht be-

zahlbar), sondern auch, weil Inter-

vention selbst negative Auswirkungen an anderer Stelle haben. 

 Wir müssen die Schwere der derzeitigen Rezession erkennen und dementsprechend realistische 

Ziele definieren. 

 Die schiere Anzahl an Reformen, die in den letzten Jahren durchgeführt wurde, provoziert die 

Frage, wie viele von ihnen tatsächlich nötig und effektiv waren. 

 Wenn wir die ökonomische Situation und ihre Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und auf die 

Arbeitsbedingungen analysieren, müssen wir differenzieren – nicht alle sind gleichermaßen be-

troffen. 
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Alexander M. Danzer, Peter J. Dolton: Total Reward and Pensions in the UK in the Public and Pri-

vate Sectors - Auszüge3 

Es gibt eine nahezu universelle Übereinstimmung dahingehend, dass jede Diskussion über Vergütun-

gen die Bezahlung, Rentenansprüche sowie alle anderen Formen von nicht-materiellen Leistungen 

einbeziehen muss. Es gibt jedoch kein Einverständnis darüber, wie dies berechnet werden soll. […] 

Obwohl die Idee eines „Total Compensation“ oder „Total Reward“ [in etwa: Gesamtvergütung, TR] in 

Personalmanagementkreisen weite Verbreitung und viel Zuspruch gefunden hat, gibt es keinen Kon-

sens darüber, was TR beinhaltet und was nicht. Oft […] werden das Gehalt, Prämien, Aktienoptionen, 

Mitarbeiteraktien, Urlaubsansprüche sowie Arbeitsplatzsicherheit berücksichtigt […], es gibt jedoch 

keine Versuche, zukünftige Ansprüche zu beziffern oder eine Lebenszyklusperspektive in dieser Eva-

luation zu berücksichtigen. […] 

[…] [W]ir definieren TR als die Gesamtsumme der materiellen und nicht-materiellen Vergütungen in 

einem Sektor für eine durchschnittliche Karriere, ausgewertet in monetären Werten und für den 

gesamten Lebenszeitraum. Sie beinhaltet die Arbeitsbedingungen und alle direkten monetären Ver-

gütungen sowohl jetzt als auch in Form zurückgestellter Rentenbezüge in der Zukunft. Somit bezie-

hen wir das aktuelle Gehalt, Rentenansprüche, Arbeitszeiten, bezahlte Urlaubstage, Krankenversi-

cherung durch den Arbeitgeber, das Arbeitsverlustrisiko und die lebenszeitliche Verteilung von Ren-

tenbeiträgen ein. […] 

Ein besonderes Augenmerk richten wir auf die Komplexitäten des Rentensystems. So berücksichtigen 

wir beispielsweise die meisten Komponenten des britischen Rentensystems gleichzeitig […] und 

schätzen die Höhe der Rentenbe-

züge aus verschiedenen Quellen. 

Hinsichtlich der nicht-materiellen 

Vergütungen schlagen wir eine 

einfache Bewertungsmethode vor, 

können aber dennoch zeigen, dass 

diese zusätzlichen Leistungen im 

Rahmen des TR-Pakets wichtig 

sind. […] Für unsere Zwecke defi-

nieren wir Rentenansprüche als 

die Summe aller rentenbezogenen 

Zahlungen aus verschiedenen 

Quellen. […] 

Die Abbildung 1 liefert die Motiva-

tion für die Entwicklung einer kon-

sequenten Definition von TR. Das 

Diagramm zeigt die reale jährliche 

Vergütung von öffentlich (gestri-

chelt) und privat (durchgehend) 

angestellten männlichen Hochschulabsolventen vom Beginn ihrer Karriere bis zu ihrem Tod. Die Ver-

                                                           
3
 Alexander M. Danzer, Peter J. Dolton: Total Reward and Pensions in the UK in the Public and Private Sectors, in: Labour 

Economics, 19 (2012), S. 584-594, und Alexander M. Danzer, Peter J. Dolton: Are Public Sector Employees Overcompensa-
ted?, in: CentrePiece, 17,2 (2012), übersetzt durch Martin Meingast, BBJ Consult AG. 
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Privater Sektor: Gesamtvergütung 

Öffentlicher Sektor: Gesamtvergütung 

Alter 

Abbildung 1 – Darstellung der Lebenszeiteinkommensunterschiede zwischen 
dem öffentlichen und dem privaten Sektor. Anmerkung: Dieses Profil dient nur 
der Illustration. Daten gelten für Männer. Pauschale Zahlungen wurden auf 
Jahreswerte umgerechnet, um Spitzen auszugleichen. Öffentliche Rentenbe-
züge beginnen bei 65. Männer sterben mit 84; zwischen 85 und 87 zahlen 
manche Rentenversicherungssysteme „survivor benefits“. Eigene Berechnun-
gen. 
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Der Anteil der nicht-monetären Leistungen an den Jahresvergütungen liegt bei 15 % im privaten Sek-

tor und bei 20 % im öffentlichen Sektor. Diese Anteile bleiben für das ganze Leben relativ stabil, was 

darauf hindeutet, dass die nicht-monetären Leistungen im selben Maße wachsen wie das Einkom-

men. Die Auswirkungen von Arbeitslosigkeit auf die angesammelten Rentenansprüche nehmen mit 

zunehmendem Alter zu. Während zu Karrierebeginn der zu sammelnde und [durch die Arbeitslosig-

keit] verlorene Anspruch in etwa ei-

nem Fünftel des Jahreseinkommens 

entspricht, steigt der Anteil auf 80 % 

des letzten Gehalts vor Renteneintritt 

[…]. 

Die Analyse zeigt, dass es keine 

Gleichheit der TR-Profile für die bei-

den Sektoren zu jedem Zeitpunkt gibt. 

Dennoch wird der Angesammelte 

Lebenszeit-TR (Accumulated Lifetime 

TR, ALTR) für Männer über die kom-

plette Lebenszeit für beide Sektoren 

ausgeglichen. Dies legt nahe, dass der 

Einkommensvorteil im privaten Sektor 

im jungen Alter durch großzügigere 

Rentenbezüge im Rentensystem des 

öffentlichen Sektors ausgeglichen 

wird. […] Frauen scheinen zu nahezu jedem Zeitpunkt ihres Lebenszeitprofils im öffentlichen Sektor 

besser dran zu sein. Geht man davon aus, dass Angestellte in beiden Bereichen in etwa den gleichen 

negativen Begleitumständen am Arbeitsplatz (z.B. Stress, Todesgefahr) ausgesetzt sind, implizieren 

unsere Ergebnisse […] einen hohen positiven TR-Vorteil für Frauen im öffentlichen Sektor sowie ein 

nahezu ausgeglichenes Verhältnis zwischen den Sektoren für Männer. […] 

Unsere Arbeit betont außerdem die Bedeutung von nicht-monetären Vergütungen sowie die Rolle 

der tatsächlichen Arbeitsbelastung in der Berechnung des TR. […] Diese Feststellung impliziert, dass 

Unterschiede in den Gehältern und Rentenansprüchen zwischen den beiden Sektoren nicht isoliert 

betrachtet werden dürfen. 
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Öffentlicher Sektor Vorteil: Männer 

Öffentlicher Sektor Vorteil: Frauen 

Alter 

Abbildung 2 – TR-Vorteil im öffentlichen Sektor (unter der Annahme 
tatsächlicher Arbeitsstunden). Anmerkung: Diese Profile wurden als Diffe-
renz TR im öffentlichem Sektor minus TR im privaten Sektor gebildet. 
Eigene Berechnungen. 
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5 BERLINARBEIT – GUTE ARBEIT – ERFAHRUNGSAUSTAUSCH 

5.1 Workshop I: Gute Arbeit – existenzsichernde und sichere Arbeitsplätze 

5.1.1 Zusammenfassung 

Zusammenfassung der Diskussion im Workshop I „Gute Arbeit – existenzsichernde und sichere 

Arbeitsplätze“ – Moderation: Wolfgang Möller 

Einleitung 

Herr Dr. Reinhard Bispinck betonte in seinem 

Impulsreferat zum Workshop I, dass es trotz 

des derzeitigen Booms am Arbeitsmarkt eine 

Reihe kritischer Entwicklungen gäbe, die einen 

dringenden Handlungsbedarf erfordern. Hierzu 

gehören die Zunahme der Unterbeschäftigung 

(von der sogenannten Stillen Reserve über 

Arbeitslosigkeit hin zu unfreiwilliger Teilzeitbe-

schäftigung), die Zunahme geringfügiger Be-

schäftigung und die Ausweitung des Niedrig-

lohnsektors mit allen kurz- und langfristigen 

Folgen, die Tendenz zu vermehrter Befristung 

sowie die Ausweitung der Leiharbeit. 

Im zweiten Teil seiner Diskussionsgrundlage 

beleuchtete er derzeit bestehende tarifvertrag-

liche Regelungen und Handlungsoptionen ein-

schließlich der deutlichen Mängel (Vereinba-

rungen zu Mindestlöhnen sowie Equal Pay-

Grundsatz nur in bestimmten Branchen, Be-

mühungen zum Thema Befristungen konzen-

trieren sich fast ausschließlich auf Auszubil-

dende, Ausweitung der geringfügigen Beschäf-

tigung). 

Abschließend thematisierte Herr Dr. Bispinck 

noch die aus seiner Sicht bestehenden Reform- 

und Handlungsmöglichkeiten. Zu diesen gehö-

ren die Einführung eines allgemeinen Mindest-

lohns, ergänzend hierzu die Ausdehnung des 

Entsendegesetzes auf alle Branchen, die Re-

form der Zumutbarkeitsregelungen, die Resta-

bilisierung des Flächentarifvertrages sowie 

Vereinfachungen bei der Allgemeinverbindli-

cherklärung von Tarifverträgen. 

Das Podium im Workshop I setzte sich zusam-

men aus Herrn Tim Butcher von der Low Pay 

Commission (LPC) in Großbritannien, Frau 

Helga Nielebock aus dem DGB Bundesvorstand 

als Vertreterin der Gewerkschaften, sowie 

Herrn Roland Wolf, Geschäftsführer und Abtei-

lungsleiter des BDA, als Vertreter der Arbeitge-

ber. Moderiert wurde der Workshop durch 

Herrn Wolfgang Möller, Referatsleiter in der 

Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und 

Frauen. 

Tim Butcher, Low Pay Commission 

Tim Butcher stellte zunächst ausführlich das 

Mindestlohnmodell Großbritanniens vor, den 

National Minimum Wage (NMW). Seine Aus-

führungen streiften die Zusammensetzung, 

Rolle und Funktionsweise der LPC, die Ge-

schichte des NMW sowie dessen Wirkung un-

ter ökonomischen und gesellschaftlichen As-

pekten. Abschließend ging er auf zwei Fragen 

ein, die für den weiteren Verlauf des Work-

shops zentral sein würden: Die Frage nach dem 

Erfolg und den Erfolgsfaktoren des NMW sowie 

die Frage, inwiefern der NMW ein Modell für 

Deutschland sein könnte. 

Der Moderator, Herr Wolfgang Möller, stellte 

hierzu eine Reihe von Fragen, die später auch 

von den Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertre-

tern im Podium aufgegriffen wurden und für 

die aktuelle Diskussion in Deutschland - insbe-
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sondere geprägt von dem jüngsten thüringi-

schen Entwurf eines Mindestlohngesetzes 

(Bundesratsdrucksache 542/12) -  von höchster 

Relevanz sind: 

Wer sollte den Ausgangsmindestlohn festle-

gen? Die Politik oder die Kommission? 

Herr Butcher verwies darauf, dass es für das 

Vertrauen in die Unabhängigkeit der Kommis-

sion sehr wichtig sei, dass sie auch den Aus-

gangswert festlegen kann. So sei man auch in 

Großbritannien verfahren. 

Wie hoch sollte der Ausgangsmindestlohn sein? 

Tim Butcher erwähnte bereits in seinem Vor-

trag, dass es Salomons Weisheit oder außeror-

dentlichen Glücks bei der Bestimmung des 

Mindestlohns bedürfe und diese Frage dem-

entsprechend schwierig zu beantworten sei. Er 

merkte jedoch an, dass die breite Zustimmung 

zum NMW nicht zuletzt auch dank der Einfüh-

rung auf einem sehr vorsichtigen Niveau ohne 

Folgen für Beschäftigung und Inflation erreicht 

worden sei. Nach der ersten, vorsichtigen Fest-

setzung konnte der NMW dann relativ schnell 

erhöht werden. 

Was spricht für einen einheitlichen Mindest-

lohn, was für eine Differenzierung (nach Alter, 

Region, Sektor, etc.)? 

Herr Butcher erläuterte, dass es in Großbritan-

nien nur eine Differenzierung nach Alter gibt, 

zu der man sich aufgrund internationaler Er-

fahrungen hinsichtlich der Auswirkungen für 

junge Menschen entschieden habe. Eine regio-

nale Differenzierung sei nicht in Betracht ge-

kommen, da die Einkommensunterschiede 

zwischen den Regionen gering seien. Eine sekt-

orale Unterscheidung habe man zu Gunsten 

der Einfachheit abgelehnt. Überhaupt, betonte 

Herr Butcher, sei es wichtig, das System ein-

fach zu halten – nur ein einfaches System finde 

schnelle Akzeptanz, sei transparent und leicht 

durchzusetzen. 

Herr Möller verwies jedoch darauf, dass es in 

Deutschland durchaus größere Unterschiede 

zwischen Regionen gäbe. 

Wie sollte eine Mindestlohnkommission in 

Deutschland zusammengesetzt sein? Reichen 

Vertreter der Arbeitnehmer- und der Arbeitge-

berseite oder sind unabhängige Experten un-

verzichtbar? 

Herr Butcher machte deutlich, dass es in Groß-

britannien kein mit Deutschland vergleichbares 

Tarifvertragssystem gebe und deshalb Unab-

hängige nötig waren, um beide Parteien an 

einen Tisch zu bekommen, die Debatte zu ver-

sachlichen und letztendlich Konsens zu ermög-

lichen. In Deutschland gibt es jedoch schon ein 

fest etabliertes System, innerhalb dessen Ar-

beitgeber und Arbeitnehmer verhandeln, wes-

halb unabhängige Kommissionsmitglieder viel-

leicht nicht nötig seien. 

Sollte die Bundesregierung an die Vorschläge 

der Kommission gebunden sein? 

Tim Butcher erklärte, dass dies aus seiner Sicht 

abhängig davon sei, wie viel Zeit zwischen Vor-

schlag und Umsetzung liege. Wenn der Zeit-

raum größer sei, sollte die Regierung die Mög-

lichkeit haben, einen Vorschlag abzulehnen, da 

sich die wirtschaftlichen Voraussetzungen in-

nerhalb dieses Zeitraums grundlegend verän-

dert haben könnten, beispielsweise infolge 

einer Wirtschaftskrise. 

Führt die Einführung eines Mindestlohns zu 

einem Anstieg der Schwarzarbeit? 

Da sich Schwarzarbeit per Definition der Mes-

sung entziehe, so Herr Butcher, wissen wir 

nicht, ob sie gewachsen ist oder nicht. Es sei 

jedoch zu vermuten, dass übergeordnete Fak-

toren wie Rezessionen einen wesentlich größe-

ren Einfluss haben als der Mindestlohn. 

Helga Nielebock, DGB Bundesvorstand 

Als nächstes wurden die beiden Vertreter der 

Spitzenvertreter der Sozialpartner gebeten, 
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Stellung zu beziehen. Den Anfang machte Frau 

Helga Nielebock, die eingangs betonte, dass 

trotz ähnlicher Entwicklungen in Großbritanni-

en und Deutschland, beispielsweise hinsichtlich 

der Ausweitung des Niedriglohnsektors und 

der Flexibilisierung auf dem Arbeitsmarkt, nicht 

alles 1 zu 1 übertragen werden könne, da die 

Rahmenbedingungen und Ausgangssituationen 

in bestimmten Punkten divergierten: 

 So ist das Tarifvertragssystem mit Arbeit-

nehmer- und Arbeitgebervertretern in GB 

deutlich schwächer ausgeprägt als in 

Deutschland (beispielsweise gibt es keine 

Flächentarifverträge, keine kollektive 

Rechtsdurchsetzung, keine staatlichen Kon-

trollen jenseits des Mindestlohns und keine 

allgemeinverbindlichen Tarifverträge). In 

Deutschland gibt es durchaus eine Tradition 

der Flächentarifverträge, eine Tradition der 

Gespräche und Vereinbarungen der Sozial-

partner und Tarifpartner in verschiedenen 

Branchen. 

 Darüber hinaus gibt es in Deutschland 

schon ein System von Branchenmindestlöh-

nen, die allesamt deutlich über dem NMW 

liegen. 

 Des Weiteren gibt es schon eine Reihe indi-

rekter staatlicher Wertungen hinsichtlich 

des Mindesteinkommens zur Existenzsiche-

rung, so z.B. bei Pfändungsfreigrenzen, die 

definieren, was Verschuldete behalten dür-

fen (laut Berechnungen des WSI bei einer 

38-Stundenwoche entsprechend 8,62 EUR 

brutto) oder beim ALG II (8,91 EUR bei einer 

38-Stundenwoche). Darüber hinaus hat 

Deutschland die Sozialcharta des Europarats 

ratifiziert, die noch höhere Standards defi-

niert. 

 Auch der Arbeitsmarkt an sich unterscheide 

sich zwischen beiden Ländern: Niedrigver-

dienende sind in Deutschland nicht gleich-

zusetzen mit Geringqualifizierten: Immerhin 

80 % der Niedrigverdienenden haben eine 

Berufsausbildung oder gar einen Hoch-

schulabschluss. 

Für Frau Nielebock ist deshalb eine wichtige 

Forderung, dass eine vergleichbare Mindest-

lohnkommission in Deutschland, die sie durch-

aus für unterstützenswert hält, den Auftrag 

bekommt, die Erhöhung eines zuvor vom Staat 

festgelegten absoluten Mindestlohnes festzu-

setzen, die über die „nackte Existenzsicherung“ 

hinausgeht. Nicht zuletzt sieht sie darin eine 

Möglichkeit, das Phänomen „Aufstocken“ zu 

begrenzen, das den Staat Milliarden kostet und 

zu niedrigeren Einnahmen der Sozialversiche-

rungen führt. 

Eine Forderung ist, dass ein solcher Mindest-

lohn wie in Großbritannien auf Stundenbasis 

definiert werden muss und nicht unterschritten 

werden darf, auch nicht durch Tarif- oder an-

dere Verträge. 

Im Übrigen verwies Frau Nielebock darauf, dass 

das staatliche Setzen von Arbeitsbedingungen 

bereits heute in vielerlei Hinsicht Gang und 

Gebe ist (so beispielsweise hinsichtlich Ur-

laubstage, Arbeitszeithöchstgrenzen, Entgelt-

fortzahlung im Krankheitsfall) und dort keiner 

auf die Idee käme, diese Mindeststandards in 

Frage zu stellen oder diese Festsetzungen als 

unverhältnismäßige Einmischung des Staates 

zu kritisieren. Aus Sicht des DGB sei die Einfüh-

rung eines Mindestlohns aus dem sozialpoliti-

schen Auftrag heraus eine vergleichbare staat-

liche Festsetzung eines Mindeststandards und 

daher die Erstfestsetzung durch den Staat ge-

boten. 

Hinsichtlich der Zusammensetzung der Min-

destlohnkommission äußerte sich Frau Niele-

bock einer Dreier-Konstellation gegenüber, d.h. 

unabhängige Wissenschaftler einbeziehend, 

positiv, sieht jedoch in der Rolle des Schlichters 

bei Pattsituationen eher die Bundesregierung. 

Bezüglich der Bindung der Bundesregierung an 

die Vorschläge der Mindestlohnkommission 

merkte Frau Nielebock an, dass die Bundesre-

gierung zwar die Möglichkeit haben sollte, 

einen Vorschlag abzulehnen – jedoch nicht, 
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einen vom Vorschlag abweichenden Wert fest-

zusetzen, da dies nicht mit der Tarifautonomie 

vereinbar sei. Bei den Branchenmindestlöhnen 

gäbe es deshalb bereits eine identische Rege-

lung. 

Einer Differenzierung im Mindestlohn erteilte 

Frau Nielebock eine Absage – die Lebenshal-

tungskosten seien im Osten Deutschlands teil-

weise höher als im Westen und ein sozialpoliti-

scher Auftrag, der über die bloße Existenzsi-

cherung hinausgeht, verbiete eine Unterschei-

dung nach Regionen. 

Frau Nielebock wies außerdem darauf hin, dass 

ein Klagerecht der Arbeitnehmer erforderlich 

sei, welches von den arbeitsvertraglichen Aus-

schlussfristen unberührt bleibe – viele Arbeit-

nehmer wagen es nicht zu klagen, während sie 

noch im Arbeitsverhältnis stehen, da sie nega-

tive Konsequenzen fürchten. Aus den Ausfüh-

rungen von Herrn Butcher erhielt sie darüber 

hinaus die Anregung, über die Einrichtung ei-

ner nationalen Beschwerdestelle zu diskutie-

ren, bei der Arbeitnehmer anonym oder zu-

mindest unter Wahrung ihrer Anonymität Ver-

stöße gegen den Mindestlohn anzeigen könn-

ten. 

Roland Wolf, Geschäftsführer und Abteilungs-

leiter BDA 

Herr Wolf präsentierte nunmehr die Position 

der Arbeitgeber zum Thema Mindestlohn. Da-

bei erteilte er jeder Art von Mindestlohn eine 

deutliche Absage: Weder das britische noch 

das thüringische noch irgendein Mindestein-

kommensmodell hält Herr Wolf für geeignet, 

die Situation auf dem Arbeitsmarkt zu verbes-

sern. 

Dabei stehen für Herrn Wolf 3 Punkte im Zent-

rum: 

1. Ein Mindestlohn verhindere oder er-

schwere den Einstieg in Arbeit 

Für Herrn Wolf steht die Frage nach den Mög-

lichkeiten für den Einstieg in Arbeit in Deutsch-

land im Mittelpunkt. Hieran knüpfe sich die 

Frage, ob der Mindestlohn ein geeignetes Mit-

tel sei, diesen Einstieg zu erleichtern und zu 

ermöglichen. Diese Frage verneinte Herr Wolf 

mit Nachdruck – andere Instrumente, wie bei-

spielsweise die Arbeitnehmerüberlassung und 

Befristungen, seien hier deutlich effektiver und 

geeigneter. 

Herr Wolf erklärte weiter, dass die Ablehnung 

der unterschiedlichen Mindestlohnmodelle 

zwei Gründe habe. So sei der Effekt auf den 

Arbeitsmarkt und bestehende Arbeitsverhält-

nisse nicht eindeutig. Mehrere Studien kämen 

zu unterschiedlichen Einschätzungen. Die Er-

fahrungen in anderen Ländern zeigten, dass ein 

Mindestlohn den Einstieg in Arbeit signifikant 

erschwere. 

Es sei kein Zufall, so Herr Wolf, dass Deutsch-

land inzwischen an der Spitze der EU liegt, 

wenn es um die Verringerung der Jugendar-

beitslosigkeit geht: Ein Verweis auf die Länder 

auf Platz 2 und 3 erhärtet nach Herrn Wolf 

diese Schlussfolgerung: Österreich hat eben-

falls keinen Mindestlohn und die Niederlande 

haben einen eigenen Mindestlohn für junge 

Menschen, der so niedrig liegt, dass er zwar 

den Einstieg in Arbeit nicht behindert, aber 

gleichzeitig auch kaum eine Wirkung hat: So 

einen niedrigen Mindestlohn, so Herr Wolf, sei 

für die Situation in Deutschland schlicht unan-

gemessen. Die von den Tarifpartnern gefunde-

nen Lösungen seien dem überlegen. 

2. Der Mindestlohn ist eine Gefahr für die 

gut funktionierende Tarifautonomie 

An die Ausführungen von Herrn Butcher und 

vor allem Frau Nielebock anknüpfend betonte 

Herr Wolf erneut, dass die unterschiedlichen 

Systeme nicht vergleichbar seien: Die deutsche 

Sozialpartnerschaft sei gekennzeichnet durch 

das höchst erfolgreiche Instrument des Flä-

chentarifvertrages, welches es in Großbritanni-
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en (auch wegen der nicht bekannten Tarifein-

heit, die in Deutschland eine Voraussetzung 

erfolgreicher Tarifautonomie ist) nicht gebe. 

Daher sei die Ausgangssituation nicht ver-

gleichbar.  

Die Einführung eines Mindestlohns sei, so Herr 

Wolf, eine Gefahr für dieses funktionierende 

System, da er die Tarifautonomie in Deutsch-

land konterkarieren könne. Darüber hinaus 

gebe es in Deutschland bereits Instrumente zur 

Setzung von Mindestarbeitsbedingungen – die 

Allgemeinverbindlicherklärung,  das Arbeit-

nehmerentsendegesetz und schließlich das 

Gesetz über Mindestarbeitsbedingungen. 

An dieser Stelle griff Herr Wolf den Vortrag von 

Herrn Bispinck auf, wo die Vetomöglichkeit der 

Arbeitgeber im Tarifausschuss bei der Allge-

meinverbindlicherklärung als „Schreckge-

spenst“, so Herr Wolf, charakterisiert worden 

sei und stellte klar: In den letzten Jahren könne 

nicht eine Handvoll an Fällen genannt werden,  

in denen die BDA von einem Veto, das es juris-

tisch so gar nicht gebe, Gebrauch gemacht hat. 

Darüber hinaus habe der BDA sich mit als ers-

tes dafür eingesetzt, Mindestarbeitsbedingun-

gen dort zu schaffen, wo Gefahren für den 

Arbeitsmarkt und das Lohnniveau erkannt 

worden seien – so beispielsweise im Rahmen 

der Öffnung des Dienstleistungsmarktes in 

Richtung Mittel- und Osteuropa durch den 

bisher noch nicht diskutierten Weg der gesetz-

lichen Lohnuntergrenze in der Zeitarbeit, die 

nicht als Mindestlohn ausgestaltet sei. 

Gerade in der Zeitarbeit zeige sich das erfolg-

reiche System des Flächentarifvertrags. Neben 

der Lohnuntergrenze haben sich in vielen Bran-

chen die Tarifvertragsparteien auf Regelungen 

zu Branchenzuschlägen geeinigt. 

3. Ein Mindestlohn könne zum Spielball 

für politische Kräfte werden 

Eine deutliche Gefahr bestehe laut Herrn Wolf 

darin, dass ein Mindestlohn politisch instru-

mentalisiert werde. Etwas Vergleichbares erle-

be man bereits beim „Mindestlohn im Klei-

nen“, nämlich bei den Vergabe- und Ta-

riftreuegesetzen der einzelnen Bundesländer: 

Jedes Bundesland versuche bei den dort vorge-

gebenen Mindestlöhnen noch „drauf zu sat-

teln“, man versuche sich gegenseitig zu über-

bieten. Ein weiteres Beispiel sieht Herr Wolf in 

Frankreich, wo die Diskussionen über den Min-

destlohn das politische Klima im Wahlkampf 

erheblich angeheizt habe. 

Abschließend verwies Herr Wolf darauf, dass 

Deutschland nicht das einzige wirtschaftlich 

erfolgreiche Land sei, das auf einen Mindest-

lohn verzichte: Österreich, Dänemark und 

Schweden seien, wie Deutschland, auf dem 

Arbeitsmarkt sehr erfolgreich – gerade auch 

ohne Mindestlohn. 
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5.1.2 Inputbeitrag im Plenum: Dr. Reinhard Bispinck 

Leiter des WSI-Tarifarchivs, Düsseldorf 

Einleitung 

Herzlichen Dank für die Einladung und die Möglichkeit, hier einen Inputbeitrag zu geben. Ich habe ein 

klares Thema vorgegeben bekommen: Gute Arbeit, existenzsichernde und sichere Arbeitsplätze. Ich 

werde versuchen, das Thema in drei Abschnitten abzuhandeln.  

1. Gute, existenzsichernde Arbeits-

plätze: Eine kurze Bestandsaufnahme 

Gibt es genügend gute, existenzsi-

chernde und sichere Arbeitsplätze? Ich 

kann da vor allem an das anknüpfen, 

was Frau Gundert uns gestern ja schon 

dargelegt hat. Ich beginne mit der posi-

tiven Nachricht: Der Arbeitsmarkt ent-

wickelt sich positiv, die Beschäftigung 

steigt – insbesondere auch die sozial-

versicherungspflichtige Beschäftigung. 

Allerdings hat diese gute Nachricht 

auch eine Kehrseite: 

Sie sehen hier, dass steigende Beschäftigung überhaupt nichts aussagt über das Arbeitsvolumen, was 

dahintersteckt. Wir haben im Grunde seit 10 Jahren eine Stagnation der geleisteten Arbeitsstunden, 

oder man kann es anders herum sagen: Wir sind nach einem jahrelangen Rückgang im Jahre 2011 

wieder bei dem Ausgangsvolumen, was wir schon im Jahr 2000 hatten. 

Das ist ein Beleg dafür, dass sich hinter 

diesem Zuwachs an sozialversiche-

rungspflichtiger Beschäftigung Struk-

turveränderungen bei den Beschäftig-

ten verbergen, insbesondere ein er-

heblicher Anstieg der Teilzeitarbeit. 

Ich will noch hinzufügen, dass wir auch 

deswegen vor einem besonderen Prob-

lem stehen, weil ja auch diejenigen 

einen Anspruch auf gute Arbeit haben, 

die bislang nicht beschäftigt sind oder 

die – wie es so schön heißt – „unterbe-

schäftigt“ sind. Die folgende Grafik 

basiert auf der Arbeitskräfteerhebung des Statistischen Bundesamtes und sagt aus, dass wir es mit 

immerhin 7,4 Millionen Unterbeschäftigten in Deutschland zu tun haben, deren Anspruch auf gute, 

existenzsichernde und sichere Arbeit ebenfalls besteht, so dass das Problem eher größer als kleiner 

wird. 
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Ich will noch einmal die wichtigsten Punkte in Erinnerung rufen. Sie sehen (in der nächsten Folie) die 

hellblaue Linie, die den deutlichen Anstieg der geringfügigen Beschäftigung zeigt. Mir liegt daran, 

darauf hinzuweisen, dass der Trend zum Zweitjob – wie man etwas verharmlosend sagt – sehr deut-

lich wird.  

 

Sie sehen an den beiden Kurven, dass sich der Anteil der geringfügigen Beschäftigung in den letzten 

Jahren immerhin verdoppelt hat. Hier kann man davon ausgehen, dass diese zweite Tätigkeit auf 
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MiniJob-Basis auf ökonomischer Notwendigkeit beruht. Auch das ist ein Indikator für die teilweise 

problematische Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt.  

Zum Thema Befristung ist festzuhalten, dass wir einen Anstieg um 50% bei der Gesamtbeschäftigung 

zu verzeichnen haben, dies allerdings auf einem relativ niedrigen Ausgangsniveau. Jedoch sind das 

bei den Neueinstellungen bis zu 50%. Die spannende Frage ist: Wo bleiben die? Längst nicht alle ha-

ben die Chance auf ein unbefristetes Arbeitsverhältnis. 

Stichwort Leiharbeit: Die Abbildung 

zeigt den Anstieg der Leiharbeit nach 

dem dramatischen Einbruch in der 

Krise 2008 und 2009. Das Stichwort 

Leiharbeit gibt mir die Gelegenheit, 

darauf hinzuweisen, dass problemati-

sche Beschäftigungsverhältnisse kei-

neswegs nur aufgrund ihrer Instabilität 

problematisch sind, sondern auch auf-

grund ihrer Einkommensperspektive. 

In der nachstehenden Abbildung sind 

die Einkommensabstände zwischen 

den Leiharbeitsbeschäftigten und der 

jeweiligen Referenzgruppe dargestellt. Bei allen Teilgruppen, nach Qualifikation oder auch nach 

Branchen sortiert, sehen wir dieses deutliche Auseinanderklaffen der Vergütung im Vergleich zur 

Referenzgruppe. Selbstverständlich ist das auch ein Thema der politischen Gestaltung. 
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Zum Niedriglohnsektor, auch da der 

bekannte Tatbestand: Seit Mitte der 

1990er Jahre ist ein Anstieg um 50% 

auf knapp 23% festzustellen. Und auch 

hier ist natürlich nicht nur der allge-

meine Anstieg das Problem, sondern 

die dahinter sich verbergende unter-

schiedlich verteilte Betroffenheit. Es 

gibt besonders betroffene Gruppen: 

erstens die Minijobber, zu über 80% im 

Bereich des Niedriglohnsektors, also 

unterhalb der zwei Drittelgrenze des 

mittleren Lohnes, und dann die Jungen, 

die befristet Beschäftigten und diejeni-

gen ohne Berufsausbildung, Ausländer und Frauen. Das heißt, es besteht eine Segmentierung und 

Polarisierung in der Betroffenheit von problematischen Arbeitsaspekten, was die Stabilität des Be-

schäftigungsverhältnisses und auch das 

Einkommen angeht. 

6,8 Millionen Menschen verdienen 

weniger als das, was jetzt seit Jahren in 

der Diskussion um eine Mindestlohn-

Untergrenze von 8,50 Euro ist. Auch 

unterhalb von 7,- oder 6,- Euro reden 

wir nicht nur über kleine und kleinste 

Beschäftigtengruppen, sondern immer 

noch über Millionen von betroffenen 

Beschäftigten. 

Die nachfolgende Grafik zeigt: Wenn 

wir über existenzsichernde Arbeit spre-

chen, geht es nicht nur um Randgruppen des Arbeitsmarktes, sondern hier ist – bezogen auf das real 

verfügbare Jahreseinkommen – festzustellen, dass in den untersten fünf Dezilen eine Einkommens-

absenkung stattgefunden hat, was das real verfügbare Jahreseinkommen angeht. Und je geringer das 

Einkommen, desto höher ist der reale Einkommensverlust in den letzten 10 Jahren. Das heißt, die 

Einkommenspolitik ist auch insgesamt gefragt. Wir dürfen nicht nur über Niedriglöhne und Mindest-

löhne im untersten Bereich, sondern durchaus auch über die untere und auch mittlere Hälfte der 

Einkommensstruktur reden. 
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Zusammengefasst: Nach wie vor hat schon noch die Mehrheit der Beschäftigten vergleichsweise 

sozial abgesicherte, existenzsichernde Arbeitsplätze. Aber die Polarisierung des Arbeitsmarktes 

schreitet fort. Und mir liegt daran, darauf hinzuweisen, dass es eine besondere Betroffenheit entlang 

der Geschlechterfrage gibt. Die Polarisierung geht vor allen Dingen zu Lasten der Frauen. 

2. Gute Praxis, schlechte Praxis: Was können die Tarifvertragsparteien, was kann die Politik an 

Gestaltungswillen aktiv unter Beweis stellen? Was ist State of the art? 

Ich beginne mit der Einkommensdimension: Wir alle wissen, es gibt noch keinen allgemeinen gesetz-

lichen Mindestlohn, aber es gibt einiges auf der Ebene von Branchen-Mindestlöhnen. In das Entsen-

degesetz und in das Arbeitnehmer-Überlassungsgesetz sind in den letzten Jahren zunehmend Bran-

chen aufgenommen worden. Es gibt Tarifverträge über Mindestlöhne, die dann allgemeinverbindlich 

erklärt worden sind, aber in einem insgesamt sehr aufwändigen und zähen Verfahren, und bislang 

keineswegs flächendeckend. 
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Es gibt auch so etwas wie eine Renaissance von Tariftreueregelungen bei der öffentlichen Auftrags-

vergabe. Die Politik erkennt zunehmend, dass sie Verantwortung bei der Einhaltung von ordentlichen 

Einkommens- und Arbeitsstandards und auch bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen hat. Die 

Abbildung zeigt, dass mittlerweile die Landkarte bei der Frage, ob es tariftreue Gesetze gibt und ob 

es auch Mindestlöhne in den einzelnen Bundesländern gibt, doch wieder deutlich besser besetzt ist. 

Aber es bleiben weiße Flecken, und man darf natürlich nicht vergessen, dass der Bund kein entspre-

chendes Vergabegesetz hat, was diese Standards vorschreibt. 
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Zum Thema Leiharbeit / Zeitarbeit: Sie 

alle werden registriert haben, dass die 

Tarifvertragsparteien in den letzten 

zwei, drei Jahren sehr aktiv gewesen 

sind. Das Stichwort lautet hier Equal 

Pay. Wir müssen aber feststellen, dass 

Equal Pay auf einer tarifvertraglichen 

Basis ausschließlich in der Stahlindus-

trie geregelt ist und in allen anderen 

Branchen hingegen nicht. Stattdessen 

gibt es dort teilweise den Versuch, 

über Tarifverträge mit Branchen-

Zuschlägen die Kluft zwischen den 

Leiharbeitstarifverträgen und den Ta-

rifstandards in den Einsatzbranchen zu verringern. Das ist teilweise auch gelungen. Aber an der be-

grenzten Zahl von Branchen sieht man, dass das Problem damit keinesfalls flächendeckend erledigt 

ist, und dass nach der Einsatzdauer gestaffelte Zuschläge zwischen 3% und 50% auch nicht gleich 

Equal Pay sind, - aber natürlich deutlich besser als die Situation vorher.  

Auf der gesetzlichen Ebene gibt es dafür vergleichsweise wenige Aktivitäten. Es gibt eine Regelung 

zum Ausschluss des Drehtür-Effekts anlässlich des Schlecker-Missbrauchs von Leiharbeitsfirmen im 

eigenen Unternehmensbereich. Es gibt die Lohnuntergrenze im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz, 

d.h. einen Mindestlohn für die Leiharbeit, basierend auf einem Tarifvertrag, und das war es auch 

schon. 

Bei befristeter Beschäftigung gibt es im Hinblick auf gesetzliche bzw. tarifliche Regelungen im Grunde 

genommen Fehlanzeige. Es gibt eine Ausnahme, auf die ich kurz hinweisen will: Die Tarifpolitik hat 

sich insbesondere bemüht, die Probleme einer speziellen Gruppe mit befristeter Beschäftigung, näm-

lich die Gruppe der Auszubildenden, etwas abzumildern durch den Versuch, ihnen den Anspruch auf 

eine grundsätzlich unbefristete Übernahme zu garantieren. Das ist in zwei Branchen (Stahl und Me-

tall) in letzter Zeit zumindest vom Ansatz her gelungen. In vielen anderen Branchen finden wir ledig-

lich die Verpflichtung der Betriebe, für 6 oder 12 Monate zu übernehmen, aber es gibt durchaus auch 

noch eine Reihe von Branchen, in denen es solche Regelungen nicht gibt.  

Beschäftigungssicherung, das ist ei-

gentlich das Kernfeld der Tarifvertrags-

parteien, das sie insbesondere wäh-

rend der Krise 2008 bis 2010 beschäf-

tigt hat. Da kann man für beide Seiten, 

also für die Tarifvertragsparteien und 

auch für die Politik sagen, dass es eine 

relativ flexible Reaktion auf die Be-

schäftigungsprobleme gegeben hat: 

tarifvertraglich konnte mindestens der 

Ausschluss betriebsbedingter Kündi-

gungen relativ gut organisiert werden, 

und vonseiten der Politik wurde mit 
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entsprechenden Veränderungen bei der Kurzarbeitergeld-Regelung der Spielraum in den Betrieben 

für Überbrückungsmaßnahmen deutlich verbessert. Dies war ein Teil der Ursachen für das sogenann-

te „Beschäftigungswunder“.  

Bei der geringfügigen Beschäftigung 

ist das Etikett „Schlechte Praxis“ ge-

rechtfertigt. Denn die schwarz-gelbe 

Koalition hat sich entschlossen, die 

Strategie der Fehlanreize im Minijob-

Bereich durch die Aufstockung des 

Grenzwertes auf 450 € noch weiter 

auszubauen, statt sie zurückzunehmen.  

Der Minijob-Bereich ist auch diejenige 

Problemzone, die quantitativ sehr viel 

bedeutender ist als die Leiharbeit. Aber 

die öffentliche Aufmerksamkeit und 

der Gestaltungswille in diesem Bereich 

stehen dazu gewissermaßen im proportional umgekehrten Verhältnis. Das ist keine Kritik an der Be-

grenzung der Risiken von Leiharbeit, sondern eher ein Hinweis darauf, dass es bei den Minijobs in 

erheblichem Umfang Gestaltungsdefizite gibt.  

3. Was bleibt zu tun? 

Handlungs- und Reformvorschläge für eine neue Ordnung am Arbeitsmarkt können natürlich nur 

Hinweise sein. Ich beginne mit dem Stichwort „existenzsichernde Löhne“. 

Das Stichwort „Allgemeiner gesetzli-

cher Mindestlohn“ beschäftigt uns ja in 

der öffentlichen Debatte nunmehr seit 

10 Jahren. Man kann sagen, dass eine 

Mehrheit von bis zu 80 % quer durch 

alle politischen Lager dafür ist, er ist 

aber politisch immer noch nicht umge-

setzt, und vieles spricht dafür, dass wir 

noch bis nach der Bundestagswahl 

warten müssen.  

Es gäbe aber auch noch Möglichkeiten 

unterhalb dieser Ebene, die keineswegs 

alternativ, sondern ergänzend zu disku-

tieren wären: Warum öffnet man nicht das Entsendegesetz generell für alle Branchen und überlasst 

es dann den Tarifvertragsparteien zu entscheiden, ob sie von der Regelung für Mindestlöhne auf 

Basis dieses Gesetzes Gebrauch machen, oder auch nicht? Derzeit geht das nicht. Derzeit muss jedes 

Mal die gesamte Gesetzesmaschinerie angeworfen werden, um eine weitere Branche in den Gel-

tungsbereich des Entsendegesetzes aufzunehmen, und sei sie noch so klein. 
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Stichwort: Flächendeckende Tariftreueregelung und ein Punkt, der mir sehr wichtig ist: Zumutbar-

keitsregelung. Wir müssen wieder zu einer Situation kommen, wo Arbeitslose, auch Langzeitarbeits-

lose, einen Anspruch darauf haben, in tarif- und ortsüblich bezahlte Arbeiten vermittelt zu werden, 

und wo die Ablehnung eines Angebots, das deutlich darunter liegt, nicht zu Sperrzeiten und Sanktio-

nen führt. Tatsächlich ist das Umgekehrte der Fall, und das ist der maßgebliche Grund dafür, dass der 

Niedriglohnsektor Platz gegriffen hat 

und das bestehende Lohngefüge von 

unten her ausgehöhlt wurde.  

Restabilisierung des Flächentarifver-

trages. Wir haben in den letzten 10, 15 

Jahren einen deutlichen Rückgang in 

der Tarifbindung. Nur noch knapp über 

die Hälfte der Beschäftigten in West-

deutschland und etwas mehr als ein 

Drittel der Beschäftigten in Ostdeutsch-

land werden von einem Branchentarif-

vertrag erfasst. Wenn das der Fall ist, 

dann muss man sich auch nicht wun-

dern, dass die Prägekraft, die Regelungskraft von Tarifverträgen nachlässt und auch die Probleme in 

den Bereichen außerhalb der tariflichen Regelung größer werden, was wiederum Rückwirkungen hat 

auf das, was in den Tarifverträgen geregelt ist. Selbstverständlich ist das keine Einbahnstraße, son-

dern das sind wechselseitige Wirkungen.  

Und deswegen wäre der Gesetzgeber gut beraten, bei der Stabilisierung des Tarifvertrages kräftig 

behilflich zu sein, denn es war auch der 

Gesetzgeber, der seinerseits durch 

Deregulierungen am Arbeitsmarkt zur 

Erosion des Tarifvertragsgefüges maß-

geblich beigetragen hat.  

Ich denke, dass schon die Re-

Regulierung des Arbeitsmarktes und 

die Einführung von Mindestlöhnen 

selbst ein Beitrag dazu wären, das Ta-

rifsystem zu stabilisieren. Es gibt aber 

auch weitere Elemente, die anzuspre-

chen wären. Ich will vor allen Dingen 

auf den Punkt hinweisen, mit dem wir 

uns in letzter Zeit intensiver beschäftigt haben: Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen.  

Wir sehen in Europa viele Länder, die sehr gute Erfahrung damit haben, dass durch eine kräftige Nut-

zung des Instruments der allgemeinverbindlichen Erklärung der Geltungsbereich der Tarifverträge 

zunimmt, dass dadurch auch Arbeitsstandards besser geregelt werden können als durch eine sehr 

kleine Tarifbindung, und dass das Hohelied, das in den Sonntagsreden auf die Tarifautonomie gesun-

gen wird, sehr wohl praktisch unterfüttert werden könnte, wenn der Gesetzgeber sich zu einer Re-

form der Grundlagen der Allgemeinverbindlicherklärung entschließen könnte.  
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Damit bin ich beim Fazit: Ich denke, dass die empirische Bestandsaufnahme die Notwendigkeit einer 

Re-Regulierung am Arbeitsmarkt deutlich gemacht hat. Die Tarifvertragsparteien haben einiges ge-

tan, das ist positiv in Rechnung zu stel-

len. Das haben sie aber nicht flächen-

deckend getan, sondern nur mit selek-

tiver Wirkung - wie immer bei Tarifver-

trägen, die ja nicht bundesweit für alle 

Branchen gleichzeitig und inhaltlich 

identisch abgeschlossen werden.  

Demzufolge steht aus meiner Sicht die 

Politik in der Verantwortung, ihren 

aktiven Eigenanteil bei der Neuord-

nung des Arbeitsmarktes zu leisten. 

Und dazu zählt - last but noch least - 

auch eine Stärkung der institutionellen 

Voraussetzungen. Und eine dieser Voraussetzungen sind eben das Tarifsystem und der Flächentarif-

vertrag. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
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5.2 Workshop II: Gute Arbeit trotz, mit und durch Flexibilisierung 

5.2.1 Zusammenfassung 

Zusammenfassung der Diskussion im Workshop II „Gute Arbeit trotz, mit und durch Flexibilisie-

rung“ – Moderation: Farhad Dilmaghani 

In seinem Impulsreferat für den Workshop II 

setzte sich Dr. Hartmut Seifert mit der These 

auseinander, dass Flexibilität – in diesem Fall 

flexible Arbeitszeitformen – einen Beitrag leis-

ten kann, gute Arbeit zu fördern, wenn man sie 

entsprechend regelt und gut organisiert. Prin-

zipiell sind flexible Arbeitszeiten auf Basis von 

Arbeitszeitkonten zweischneidig. Sie können 

auch das Gegenteil von Guter Arbeit bedeuten. 

Gefordert sind deshalb Regelungen, sei es auf 

der tariflichen, der betrieblichen oder auch auf 

der gesetzlichen Ebene, die den Beschäftigten 

einen möglichst hohen Grad an Zeitautonomie 

bieten. 

Auf dem Podium in Workshop II vertrat David 

Foden von Eurofound Dublin die Wissenschaft, 

Sylvia Skrabs von ver.di und Martin Weiss von 

der IG BCE die Gewerkschaften, Dr. Alexander 

Böhne von der BDA die Arbeitgeber, Klaus Mül-

ler, Vertretung des Landes Nordrhein-

Westfalen in Brüssel, ein weiteres Bundesland 

und Frau Dr. Doris Lutz die Kammer für Arbei-

ter und Angestellte in Wien, Österreich. Mode-

riert wurde der Workshop durch Staatssekretär 

Farhad Dilmaghani, SPD. 

David Foden stellte zunächst in einem kurzen 

Abriss internationale Trends in der Arbeits-

platzqualität vor. Er zeigte auf, dass Qualität 

von Arbeitsplätzen und Beschäftigung sowie 

die Leistungsfähigkeit der Organisation zwei 

Seiten derselben Medaille sind. Ein zentraler 

Schlüssel ist dabei die Arbeitsplatzinnovation. 

Verbesserte Arbeitsplatz- und Arbeitszeitquali-

tät sind von besonderer Bedeutung, wenn es 

um die stärkere Nutzung des Humankapitals 

geht. 

Sehr schnell konnte in der Diskussionsrunde 

ein Konsens dazu erzielt werden, dass Work 

Life Balance, die Vereinbarkeit von Arbeits- 

und Lebenswelten, ein ganz zentrales Ziel ist 

und Priorität hat. Diskutiert wurde dabei natür-

lich auch die Janusköpfigkeit von Flexibilität 

und Zeitsouveränität des Einzelnen – sowohl 

aus der Sicht der Arbeitnehmer/innen und der 

Arbeitgeber/innen. 

Deutlich wurde in der Diskussion, dass die Fle-

xibilisierung der Arbeitszeit eine hohe Pla-

nungskompetenz erfordert und dass anders 

herum die von Arbeitnehmer/inne/n geforder-

te Flexibilität nicht selten ihre Ursache in Pla-

nungsfehlern hat. Erforderlich sei, die aktuellen 

Produktionsbedingungen stärker unter dem 

Fokus des Produktionsfaktors Mensch und 

seines Lebenszyklus zu analysieren und ent-

sprechend zu gestalten. Gerade unter dem 

Aspekt der demografischen Entwicklung und 

der zu erwartenden längeren Lebensarbeitszeit 

nimmt dieses Thema an Bedeutung zu. 

Die Expertinnen und Experten verdeutlichten 

in ihren Beiträgen, dass die Flexibilisierung der 

Arbeitszeit auch gesamtfiskalisch einen großen 

Nutzen hat. Deutlich kam das in der Zeit der 

Wirtschafts- und Finanzkrise 2009 mit dem 

Instrument Kurzarbeit und anderen Formen 

der Arbeitszeitverkürzung zum Tragen. Im Ver-

gleich zu allen anderen europäischen Ländern 

war das Maß an Entlassungen in Deutschland 

extrem gering, und die Kosten für Kurzarbeit 

wurden zwar investiert und geleistet, aber 

wenn, wie in vielen anderen europäischen 

Ländern Entlassungen stattgefunden hätten, 

wären die Kosten für die öffentlichen Haushal-

te (volkswirtschaftlich) sehr viel höher gewe-
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sen. Herr Müller stellte mit Bezug auf den IAB 

Kurzbericht 08/2012 dar, dass der gesamtfiska-

lische Ertrag sich allein in 2009 mindestens auf 

22 Milliarden Euro belief, wenn man davon 

ausgeht, dass durch die verschiedenen Formen 

der Arbeitszeitverkürzung (Kurzarbeit, Über-

stundenabbau, Arbeitszeitkorridore, Abbau 

von Zeitguthaben u.a.) rund eine Million Men-

schen weniger ihre Arbeit verloren haben. Sie 

haben nicht nur kein Arbeitslosengeld bezogen 

sondern auch Steuern und Sozialabgaben ge-

zahlt. Auch für die Unternehmen war es von 

Vorteil: Kosten für teure Sozialpläne entstan-

den nicht, die Mannschaft blieb an Bord (Fach-

kräfte!) und man konnte nach der Krise direkt 

wieder loslegen. Die Kosten für die Suche und 

die Einarbeitung neuer Mitarbeiter/innen wur-

den vermieden – also auch betriebswirtschaft-

lich eine gute Lösung. 

Von Frau Dr. Lutz aus Österreich wurde das 

Thema Zeitsouveränität der ArbeitnehmerIn-

nen mit der Überlegung aufgegriffen, dass bei 

künftigen Anpassungen von Produktionsbedin-

gungen nicht prioritär vom betriebswirtschaft-

lich Wünschenswerten, sondern vom für die 

Vereinbarkeit Notwendigen auszugehen ist. 

Frau Dr. Lutz hat darüber hinaus einen ganz 

wichtigen Aspekt in die Debatte eingebracht, 

der in Deutschland zwar an Konjunktur ge-

winnt, aber noch nicht immer so ganz gegen-

wärtig ist. Es geht um die Psyche als Arbeits-

mittel. In Deutschland wird das bisher eher 

unsystematisch an Themen wie Burn-out be-

achtet, aber die systematische Betrachtung 

und die Aufnahme des Themas in die sozial-

partnerschaftlichen Dialoge sind in Deutsch-

land noch wenig verbreitet. 

Herr Dr. Böhne, der die Position der Arbeitge-

ber in dieser Runde vertrat, machte auf Studien 

der OECD aufmerksam, nach denen die Ar-

beitszufriedenheit in Deutschland im Vergleich 

der 27 EU – Mitgliedsstaaten mit am höchsten 

sei. Gleichzeitig betonte er jedoch, dass die 

Arbeitszeitbedürfnisse des Einzelnen und die 

reale Arbeitszeit künftig noch viel stärker in 

Einklang gebracht werden müssen, damit The-

men wie Erziehung, Gesundheit und lebenslan-

ges Lernen auch selbstverantwortlich von Sei-

ten der Arbeitnehmer/innen bedient werden 

können. An dieser Stelle wies Herr Dr. Böhne 

jedoch darauf hin, dass es die Aufgabe des 

Staates ist, die Rahmenbedingungen für die 

Kinderbetreuung und andere soziale Infrastruk-

turleistungen zu schaffen, damit der Wunsch 

nach mehr Zeitsouveränität und die reale Ar-

beitszeit besser in Einklang gebracht werden 

können. Hier erwähnte er eine Erhebung, wo-

nach beispielsweise bei Männern in Vollzeitar-

beitsverhältnissen der Wunsch bestehe, die 

Arbeitszeit im Schnitt um rund 4 Stunden pro 

Woche zu reduzieren.  

Aus Sicht der Gewerkschaften brachte Frau 

Skrabs in ihrem Beitrag das Verhältnis von Gu-

ter Arbeit und Arbeitszeitflexibilität mit Blick 

auf Fortbildung, Gesundheit und Lebenspla-

nungsziele in die Diskussion. Sie schätzte ein, 

dass die Arbeitszeitmodelle in Deutschland 

zwar einerseits im Ansatz vorhanden sind, dass 

hier jedoch mehr Mitbestimmungsrecht erfor-

derlich ist bis hin zu Vetorechten seitens der 

Arbeitnehmer/innen. Herr Weiss stellte Bei-

spiele für flexible Arbeitszeitmodelle vor, u.a. 

Modelle, die u.U. besser geeignet sind für älte-

re Arbeitnehmer/innen und betonte, dass fle-

xible Arbeitszeiten eine konstruktive Arbeits-

kultur erfordern: „Flexible Arbeitszeiten bedeu-

ten auch, dass die typische Kontrolle, also Prä-

senzmessung, abgelöst wird durch angemesse-

ne zeitliche und inhaltliche Rahmenvorgaben. 

Die Kultur in Bezug auf Arbeitszeit und somit 

die gesamte Arbeitskultur muss sich ändern.“ 

Ein gutes Beispiel sei hier der „Tarifvertrag 

Lebensarbeitszeit und Demografie“ für die 

Chemische Industrie in Deutschland, mit dem 

die Chemie-Sozialpartner tarifpolitisches Neu-

land betreten haben. Damit war der Bezug zum 

Impulsreferat von Herrn Seifert wieder herge-

stellt. 
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5.2.2 Inputbeitrag im Plenum: Dr. Hartmut Seifert 

Vormaliger Leiter des WSI, Düsseldorf 

„Gute Arbeit trotz, mit und durch Flexibilisierung“ – was in dieser Formulierung auf den ersten Blick 

äußerst vertrackt erscheint, das entpuppt sich bei näherem Nachdenken doch als eine gewisse Bot-

schaft. Ich interpretiere sie wie folgt: Nichts ist unmöglich. Wenn man Flexibilität – und hiermit meine 

ich flexible Arbeitszeitformen – entsprechend regelt und gut organisiert, dann kann man damit einen 

Beitrag leisten, gute Arbeit zu fördern. Möglich ist aber auch das Gegenteil. Flexible Arbeitszeiten 

sind zweischneidig und können das Gegenteil zu guter Arbeit bedeuten, wenn man nicht entspre-

chende Regelungen trifft, sei es auf der 

tariflichen, der betrieblichen oder auch 

auf der gesetzlichen Ebene.  

Diese These will ich nachfolgend erläu-

tern. Ich gehe vier Fragen nach: 1. Was 

sind flexible Arbeitszeiten? 2. Wie ver-

breitet sind sie? 3. Wie sind sie zu be-

werten? Und 4. Was ist zu tun? 

Was sind flexible Arbeitszeiten? Ar-

beitszeiten sind als flexibel zu bezeich-

nen, wenn sich Beginn, Ende und Dau-

er variieren lassen. Arbeitszeitkonten 

in unterschiedlichen Formen, als Gleit-

zeit-, Überstunden- oder Flexikonto oder sogar als Langzeitkonto erlauben eine ungleichmäßige Ver-

teilung der vereinbarten Regelarbeitszeit über bestimmte Zeiträume hinweg. 
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Wie verbreitet sind solche flexiblen Arbeitszeiten? In den letzten Jahren hat die Arbeitszeit einen 

Modellwechsel vollzogen. Lange Jahre galt die Standard-Arbeitszeit: 8 Stunden 5mal in der Woche, 

220mal im Jahr, und das Ganze 45 Jahre im Erwerbsleben. Dieses gleichförmige Muster ist weitge-

hend Vergangenheit. 

Mittlerweile kann die Arbeitszeit mal kürzer oder mal länger sein, viele Beschäftigte können mal ei-

nen Tag frei nehmen, mal gewisse Zeiträume die Arbeit unterbrechen, sei es eine Woche, oder auch 

mehrere Monate, und dies häufig auf eigenen Wunsch oder auch auf Anordnung des Betriebes, bei-

des ist denkbar und in der betrieblichen Praxis anzutreffen. 

In einer aktuellen Untersuchung im Rahmen der Evaluierung des sogenannten Flexi-II-Gesetzes wur-

de erhoben, wie verbreitet Arbeitszeitkonten sind. 44% aller Betriebe praktizieren mindestens ein 

Arbeitszeitkonto, häufig bieten sie den Beschäftigten die Möglichkeit, mehrere Konten parallel zu 

führen. Befragt wurden Betriebe mit mindestens einem versicherungspflichtig Beschäftigten, also 

auch Kleinstbetriebe. In aller Regel gibt es dort gar keine geregelten Arbeitszeitkonten. Variable Ar-

beitszeit wird dort häufig „auf Zuruf“ in Absprachen zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern prakti-

ziert nach dem Motto: Heute ist wenig zu tun. Bleibt ihr mal zu Hause, kommt morgen mal ein biss-

chen länger. Und ich vermute, wären diese informellen Regelungen mit erfasst worden, dann läge 

der Anteil der Betriebe mit Zeitkonten oder flexiblen Arbeitszeitformen deutlich höher. Der Beschäf-

tigtenanteil liegt höher. Man kann sagen, mindestens die Hälfte aller Beschäftigten organisiert heute 

die Arbeitszeit mit Hilfe eines Arbeitszeitkontos, in den Großbetrieben ist der Anteil deutlich höher. 

Diese Werte enthalten sowohl Kurzeitkonten mit einem Ausgleichszeitraum bis zu einem Jahr als 

auch Langzeitkonten, die häufig überhaupt keinen Ausgleichszeitraum vorsehen. 

 

Diese zweite Kontenform ist wesentlich seltener anzutreffen. Nur 2% aller Betriebe haben ein solches 

Langzeitkonto, obwohl die gesetzlichen Regelungen seit Inkrafttreten des Flexi II-Gesetzes in 2009 die 

Möglichkeit bieten, abgesichert - vor allem gegenüber Verlust im Insolvenzfall - solche Konten einzu-

richten. Es gibt gute Gründe, warum Betriebe, Betriebsräte und Beschäftigte noch wenig Bereitschaft 
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zeigen, solche Konten einzuführen: Die Implementierung ist aufwendig, lange Verfahren mit häufig 

externer Beratung sind notwendig, die Anlagemöglichkeiten für das gesparte Guthaben sind aus Sicht 

vieler Beschäftigter nicht attraktiv genug, sie favorisieren das Zeitsparen für Kurzzeitkonten, und so 

weiter. 

Die Attraktivität von Wertguthaben steigt, wenn Arbeitgeber Anreize bieten. Das ist beispielsweise in 

der Chemischen Industrie der Fall, wo ein Tarifvertrag den Beschäftigten die Möglichkeit bietet, bis 

zu 300,- Euro pro Jahr auf dem Konto gutzuschreiben. Betriebliche Regelungen können diesen Betrag 

aufstocken. Dieser Anreiz soll die Bereitschaft der Beschäftigten fördern, Langzeitkonten bzw. Wert-

guthaben zu bilden, um mit den angesammelten Zeit- und/oder Geldeinheiten entweder früher aus 

dem Erwerbsleben ausscheiden oder während des Erwerbslebens mal eine längere Unterbrechung 

finanzieren zu können, also auszusteigen für eine Weiterbildung oder um Pflegezeiten zu organisie-

ren oder für andere Zeitverwendungen. Das ist die Intention des Gesetzgebers und der Tarifvertrags-

parteien.  

Welche Erfahrungen haben Beschäftigte mit den Arbeitszeitkonten gemacht? Und wie sind sie zu 

bewerten? 

Als sehr positiv sind die Erfahrungen zu 

werten, die Betriebe und Beschäftigte 

mit Zeitkonten in der zurückliegenden 

Krise 2008/09 gemacht haben. Trotz 

des äußerst scharfen Nachfrageein-

bruchs im Abschwung 2008 ist die Be-

schäftigungslage in Deutschland recht 

stabil geblieben. Dieser Effekt ist nicht 

allein der Kurzarbeit zuzuschreiben. 

Zeitkonten haben mindestens den glei-

chen Beitrag geleistet, um Arbeitslosig-

keit zu verhindern. Um den Nachfrage-

rückgang zu überbrücken und Entlas-

sungen zu vermeiden, lösten die Be-

schäftigten ihre Zeitguthaben auf und in vielen Fällen bildeten sie auf ihren Konten sogar hohe Zeit-

schulden. Ich kenne Betriebe, in denen sich Beschäftigte mit bis zu 300 Stunden zeitlich verschulde-

ten. Die Einkommen blieben konstant auf dem Niveau der vereinbarten (tariflichen) Regelarbeitszeit, 

obwohl die Beschäftigten in dieser Zeit nicht arbeiteten. Bei wieder anspringender Konjunktur muss-

ten sie zwar länger arbeiten, um die Zeitschulden zu tilgen. Im Gegenzug konnten sie während der 

Krise nicht nur ihren Arbeitsplatz sichern, sondern auch das Einkommen stabilisieren und mussten 

nicht wie bei Kurzarbeit eine Minderung hinnehmen. 

Nicht alle Beschäftigten fanden Arbeitsplatzsicherheit unter dem durch Zeitkonten gebildeten 

Schutzschirm. Nicht oder kaum abgesichert blieben Leiharbeitnehmer und befristet Beschäftigte. An 

fehlender Beschäftigungssicherung zeigen sich die Nachteile von atypischer Beschäftigung. Der Zu-

gang zu beschäftigungssichernden Maßnahmen ist deutlich geringer als bei Stammbeschäftigten, die 

über längere Phasen entsprechende Zeitguthaben aufbauen und größere Zeitschulden auch wieder 

tilgen können. Voraussetzung hierfür sind längere Phasen stabiler Beschäftigung.  
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Flexible Arbeitszeitformen können für Beschäftigte aber auch deutliche Nachteile haben im Vergleich 

zu gleichmäßig verteilten Arbeitszeiten. Mehrere Untersuchungen zeigen, dass eine relevante Min-

derheit der Beschäftigten nicht von variablen, flexiblen Zeitformen profitiert, im Gegenteil. Für sie ist 

die Abhängigkeit von der betrieblichen Zeitgestaltung größer als bei der Normalarbeitszeit. Sie müs-

sen mehr oder minder kurzfristig auf Abruf antreten und werden auch wieder nach Hause geschickt, 

wenn die Auftragslage entsprechend ist. Die Verteilung der Arbeitszeit richtet sich vorrangig nach 

betrieblichen Vorgaben, für selbstbe-

stimmte Zeitgestaltung fehlt der Spiel-

raum. 

Ein Risiko sind die Kappzeiten. Was 

sind Kappzeiten? Das sind die Zeiten, 

die auf den Zeitkonten verfallen, wenn 

bestimmte Ausgleichszeiträume er-

reicht worden sind. Gibt es beispiels-

weise einen Ausgleichszeitraum von 2 

Jahren, nach deren Ablauf noch Gutha-

ben auf den Konten sind, werden diese 

in einer Reihe von Fällen ersatzlos ge-

strichen.  

Noch ein paar kurze Worte zu den 

Langzeitkonten: Ich hatte erwähnt, dass die Langzeitkonten eingeführt wurden, um u. a. alternsge-

rechtes Arbeiten zu ermöglichen. Diese Konten können mit den Anforderungen an Gute Arbeit kolli-

dieren. Warum? Um beispielsweise ein Jahr eher aus dem Erwerbsleben ausscheiden zu können, 

muss man auf dem Konto ca. 1.600 Stunden angespart haben. Um 1.600 Stunden anzusparen, muss 

man über eine lange Zeit deutlich länger arbeiten, als Tarifverträge vorsehen. Derartige Arbeitszeiten 

liegen sicherlich nicht im Sinne guter Arbeit, vor allen Dingen dann nicht, wenn andere Belastungen 

hinzukommen wie zum Beispiel Schicht- und Nachtarbeit. Dann kumulieren die Belastungen. Die 

längeren Arbeitszeiten sollen ermöglichen, eher die Erwerbsarbeit beenden zu können, aber letztlich 

laufen sie darauf hinaus, dass die Beschäftigten aus gesundheitlichen Gründen früher ausscheiden 

müssen. Das ist sicherlich problematisch. 

Eingeschränkt sind die Möglichkeiten, Zeitguthaben anzusparen auch für Frauen. Warum? Frauen 

leisten durchschnittlich weniger Über-

stunden, machen mehr Teilzeitarbeit. 

Sie haben ja auch häufig noch einen 

zweiten Job, einen nichtbezahlten Job 

außerhalb des Erwerbslebens, und 

verfügen deshalb nicht über die Zeit 

wie Männer, länger am Arbeitsplatz zu 

sein.  
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Auch für Schichtbeschäftigte sind die 

Möglichkeiten, Zeitguthaben zu bilden 

in aller Regel eingeschränkt. Gering-

verdienern dürfte es schwer fallen, 

Geldeinheiten, was viele betriebliche 

Regelungen erlauben, auf solchen Kon-

ten anzusparen, ebenso wenig befristet 

Beschäftigte sowie Leiharbeitnehmer.  

Schließlich dürfte es schwer fallen, 

Kurzzeitkonten und Langzeitkonten 

gleichzeitig zu bedienen. Um auf bei-

den Konten einigermaßen respektable 

Guthaben bilden zu können, sind zu-

mindest phasenweise deutlich verlängerte Arbeitszeiten notwendig. Dadurch würden nicht nur die 

Belastungen drastisch steigen. Solche Arbeitszeiten kollidieren auch mit den Zielen familienfreundli-

cher Zeitgestaltung und verbesserter 

Work-Life Balance. 

Fazit: Durch die Verbreitung von Ar-

beitszeitkonten hat ein arbeitszeitpoli-

tischer Modellwechsel stattgefunden. 

Die dadurch erweiterten Potenziale 

variabler Arbeitszeitverteilung sind 

allerdings zweischneidig. Gelingt es, 

diese Potenziale für die Beschäftigten 

zu erschließen, dann kann Gute Arbeit 

gefördert werden. Vor allem geht es 

darum, die Autonomiepotenziale zu 

stärken, die Rahmenbedingungen und 

die Regelungsbedingungen zu verbes-

sern. Dann bestehen gute Chancen für Gute Arbeit, um Belastungen zu mindern und auch Beein-

trächtigungen bei der Teilhabe am privaten, am sozialen Leben zu reduzieren. 
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5.3 Workshop III: Gute Arbeit – Frauen in Führungspositionen 

5.3.1 Zusammenfassung

Frau Dr. Helga Lukoschat, Vorstandsvorsitzen-

de und Geschäftsführerin der Europäischen 

Akademie für Frauen in Politik und Wirtschaft 

(EAF) und Geschäftsführerin der Femtec, Hoch-

schulkarrierezentrum für Frauen Berlin GmbH, 

stellte ihr Impulsreferat für den Workshop 

„Gute Arbeit – Frauen in Führungspositionen“ 

unter die Überschrift „Karriere ja bitte – aber 

auf neuen Wegen und nicht um jeden Preis“. 

Auf dem Weg zur Beantwortung der grundsätz-

licheren Frage, wie Karrierewege gestaltet 

werden sollten, damit sie sowohl für Männer 

als auch für Frauen attraktiv sind, ging sie in 

ihrer Diskussionsgrundlage auf insgesamt fünf 

Handlungsfelder ein: 

 Karrierewege und Rollenmuster 

 Arbeitsmodelle und Arbeitsorganisation 

 Vereinbarkeit  

 Sichtbarkeit und Vernetzung sowie  

 Unternehmenskultur und Führungskultur 

Eine anspruchsvolle berufliche Karriere mit 

einem privaten und familiären Leben zu ver-

einbaren, ist für Frau Dr. Lukoschat ganz klar 

nicht nur eine Frage für Frauen, es ist eine Fra-

ge für Männer, für Frauen, für die Gesellschaft 

insgesamt. 

Um tatsächlich Änderungen durchzusetzen, 

sieht Frau Dr. Lukoschat ein strategisches Drei-

eck von Unternehmensstrategie, Personalma-

nagement und Arbeit in den Geschäftsberei-

chen. 

Auf dem Podium im Workshop III haben Frau 

Prof. Christiane Funken, Leiterin des Fachge-

biets Medien- und Geschlechtersoziologie an 

der TU Berlin, Frau Isabel Haber, Geschäftsfüh-

rerin von Gambite UG Berlin, Frau Dr. Helga 

Lukoschat und Frau Henrike von Platen, Präsi-

dentin des Business and Professional Women 

(BPW)-Germany e.V. Berlin, mitgewirkt. Mode-

riert wurde der Workshop von der Staatssekre-

tärin in der Senatsverwaltung für Arbeit, In-

tegration und Frauen, Frau Barbara Loth. 

Zu Beginn der Diskussion stand zunächst die 

Frage, warum die Debatte Frauen in Führungs-

positionen geführt wird. Einig war man sich 

darin, dass 50 % der Bevölkerung Frauen sind, 

und die Erfahrungen zeigen, dass die Gesell-

schaft Frauen in Führung braucht. Neben den 

nachweislich besseren Arbeitsergebnissen von 

„gemischten Teams“ werden Frauen aber auch 

angesichts des wachsenden Fachkräftebedarfs 

benötigt. Frau Prof. Funken wies anhand von 

Ergebnissen einer Studie nach, dass viele Frau-

en in Unternehmen nach wie vor an einer so 

genannten „gläsernen Decke“ scheitern und 

damit das große Potenzial der Frauen, die in 

den Unternehmen Jahre, jahrzehntelang gear-

beitet haben, nicht wirklich genutzt wird.  

Eine zweite Frage drehte sich darum, ob der 

Staat oder die Frauen selbst handeln müssen, 

oder ob es über die Zeit automatisch zu Ände-

rungen kommen wird. Es gab in der Diskussion 

zu dieser Frage keinen Zweifel daran, dass aktiv 

gehandelt werden müsse. Frau Prof. Funken 

wies hier auf typische Werdegänge von Frauen 

in Unternehmen hin, die sie mit „Projektlauf-

bahn“ umschrieb, im Gegensatz zu einer Füh-

rungslaufbahn. Frauen seien eher daran inte-

ressiert, Projekte zu erarbeiten, aber weniger 

daran, Führungsaufgaben zu übernehmen. Hier 

muss es gelingen, Frauen davon zu überzeu-

gen, nicht nur „Projektlaufbahnen“ einzuschla-

gen. Erst, wenn Frauen Führungspositionen in 

Unternehmen eingenommen haben, würden 

deren Kompetenzen erfahrbar werden und die 

Bereitschaft würde generell steigen, Frauen für 

Führungspositionen zu gewinnen. Dabei geht 
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es sowohl um Einstieg, als auch um den Wie-

dereinstieg und den Aufstieg. 

Aus dieser Diskussion schloss sich die dritte 

Frage an, wer hier was tun muss, um die Situa-

tion grundlegend zu ändern. Dass sei, so die 

Diskutantinnen, nur im Zusammenwirken aller 

Akteure in Form einer strategischen Initiative, 

eines mehrschichtigen Verhaltens von Wissen-

schaft, Politik, NGOs und natürlich von Unter-

nehmen erreichbar. Was die Frauen selbst 

angeht, muss es vor allem durch die Arbeit in 

Netzwerken und durch Bildungsangebote ge-

lingen, dass mehr Frauen in Führungspositio-

nen wollen, dass sie Karriere machen wollen. 

Henrike von Platen stellte im Workshop sieben 

Tipps für Frauen, die Führung wollen, vor: 

 Überwindung von begrenzten Glaubens-

mustern 

 Erkennen der eigenen Stärken 

 Definieren von Zielen und keine Entmuti-

gung bei Rückschlägen 

 Dem Perfektionismus widerstehen 

 Nutzen von Chancen, die sich bieten 

 Genießen von Erfolgen 

 Suche nach Unterstützung über Netzwerke 

und Kontakte 

Der Business and Professional Women – Ger-

many e.V. ist eines der größten und ältesten 

Berufsnetzwerke für angestellte und selbst-

ständige Frauen in Deutschland und leiste ge-

rade hier durch Austausch, durch Vorträge, 

Tagungen und Mentoring politisch-

gesellschaftliche Lobbyarbeit auf nationaler 

und internationaler Ebene. Dabei kooperiert 

der Verein mit Wirtschaft, Medien, Politik und 

unterstützt Frauen in Fragen der Unterneh-

mensverantwortung und Chancengleichheit im 

Beruf. 

Die Erfahrungen von Frau Prof. Funken sind, 

dass es zwar viele Frauennetzwerke gibt, die 

aber anders als Männernetzwerke strukturiert 

sind. Sie haben nicht diesen Drang, dass sich 

Netzwerkerinnen untereinander unterstützen, 

damit jede Einzelne von ihnen vorankommt.  

Frau Isabel Haber stellte in Ihrem Diskussions-

beitrag die These auf, dass „Geschlechterkultur 

Karrieren“ macht. Real gelebte Geschlechter-

kultur beeinflusse in KMU die Chancen für 

Frauen auf Aufstieg stärker als die strukturell 

verankerten Personalpolitiken und Personal-

strategien. Geht die gelebte Geschlechterkultur 

von traditionellen Geschlechts- und Rollenvor-

stellungen aus, schreibt sie also Eigenschaften 

und Fähigkeiten dem jeweiligen Geschlecht zu, 

dann kann dies die Wirkung von Instrumenten 

und Programmen zur Gleichstellung oder Frau-

enförderung neutralisieren. Löst sich dagegen 

die gelebte Geschlechterkultur von traditionel-

len Rollenmustern, dann steigen auch ohne 

spezifische Instrumente und Programme die 

Chancen für Frauen, hierarchisch aufzusteigen.  

Deshalb haben vor allem höhere Führungskräf-

te in KMU durch ihre Haltung und mit ihrem 

Handeln gegenüber Frauen Kultur prägende 

Wirkung. 

Abschließend wurde im Workshop die Frage 

diskutiert, was Berlin tun könne, um das The-

ma voranzubringen. Staatssekretärin Loth in-

formierte darüber, dass die Senatsverwaltung 

für Arbeit, Integration und Frauen das Projekt 

„Frauen an die Spitze“ auf den Weg gebracht 

hat. In Zusammenarbeit mit der IHK ist geplant, 

konkrete Unternehmen auszuwählen und mit 

ihnen gemeinsam die Frauenförderung durch 

Schulungen, Wettbewerb und viele Einzelmaß-

nahmen voranzubringen. Es wurde verabredet, 

die Kompetenz und Power der Mitdiskutantin-

nen zu nutzen und sich zeitnah zu treffen, um 

Vorschläge zur Umsetzung des Projekts „Frau-

en an die Spitze“ zu erarbeiten. 
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5.3.2 Inputbeitrag im Plenum: Dr. Helga Lukoschat 

Vorstandsvorsitzende und Geschäftsführerin der EAF sowie der Femtec 

Herzlichen Dank für die Einladung, und auch vielen Dank an meine beiden Vorredner [Herrn Dr. 

Bispinck und Herrn Seifert – d.R.], denn Sie werden sehen: Die Themen hängen durchaus eng mitei-

nander zusammen, weil die Fragen, Probleme und Herausforderungen, die wir beim Thema Frauen in 

Führungspositionen haben, natürlich insgesamt mit einem Arbeitsmarkt zu tun haben, zum Teil eben 

auch mit einem segregierten Arbeitsmarkt. Auch der Beitrag von Herrn Seifert in punkto Flexibilisie-

rung wird bei mir noch mal in gewisser Weise auftauchen.  

Zunächst ein Wort zur EAF: Die EAF ist eine parteiübergreifende, unabhängige Non-Profit-

Organisation. Seit über 15 Jahren beraten wir hier in Berlin rund um die Themen Chancengleichheit, 

Diversity Management und die bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie, – ein großes Thema in 

der Gesellschaft und auch für uns. Wir sind keine klassische Akademie, sondern wir machen in der 

Regel mehr Modellprojekte, haben Partner in Politik, Verwaltung und Wirtschaft, und führen auch 

immer wieder Forschungen durch.  

Karriere, ja bitte – so habe ich das 

überschrieben -, aber auf neuen Wegen 

und nicht um jeden Preis. Ich denke, 

unter der Fragestellung dieser Tagung 

geht es nicht nur darum, wie wir eine 

bessere Balance von Frauen und Män-

nern in Führungspositionen erreichen 

beziehungsweise die Unterrepräsen-

tanz von Frauen abbauen, sondern um 

eine etwas grundsätzlichere Frage: Wie 

sollten Karrierewege gestaltet sein, 

damit sie sowohl für Männer als auch 

für Frauen attraktiv sind? Welche Art 

der Unternehmenskultur, der Auf-

stiegswege und der Führungsaufgaben sind dafür erforderlich? Und es stellt sich die Kernfrage: Wie 

lässt sich eine anspruchsvolle berufliche Karriere mit einem privaten und familiären Leben vereinba-

ren? Eine Frage ganz klar nicht nur für Frauen. Es ist eine Frage für Männer, für Frauen, für die Ge-

sellschaft insgesamt. 

Ein Wort dazu: Kinder sind an sich kein Karrierehindernis, das zeigen uns ja auch andere Länder wie 

Frankreich oder die Skandinavischen Staaten. Und für Männer sind sie es ohnehin nicht, solange sie 

in der klassischen Ernährerrolle sind. Aber auch für Frauen haben wir in unseren Studien viele Bei-

spiele dafür gefunden, wie die Vereinbarkeit funktionieren kann, wenn die Rahmenbedingungen 

stimmen. Das ist heute in unserem Lande leider überhaupt noch nicht die Regel. Und es ist ein Fakt: 

Deutlich weniger Frauen als Männer in Führungspositionen haben Kinder. Etwa die Hälfte der Frauen 

ist kinderlos, bei den Männern dagegen ist es ein Viertel. Und wie gesagt: Frauen sind nach wie vor 

unterrepräsentiert. 
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Wir haben als EAF in der jüngsten Zeit 

viel mit der Chemie-Industrie zu tun 

gehabt. Wir haben zu Karrierewegen 

von Frauen in der industriellen For-

schung und Entwicklung der Chemie-

Industrie geforscht und haben für sie 

die Leaky Pipeline, eine tropfende Pipe-

line, entwickelt, auch bekannt als Aus-

druck im Wissenschaftssystem. So et-

was ist aber für die Chemie gar nicht 

akzeptabel, und wenn wir die im Ma-

nagement gezeigt haben, sind alle im-

mer etwas zusammengezuckt. Das ist 

jetzt sehr plakativ gemacht, aber daran 

lässt sich einiges ersehen: 

Wir starten im Moment von den Hochschulen mit über 50% weiblichen Absolventen, und selbst im 

MINT Bereich, das ist ein großes Handlungsfeld, haben wir 20% Ingenieurinnen und in der Chemie 

mittlerweile auch fast 50% Absolventinnen. Also der Talente-Pool ist super gefüllt, diese Pipeline 

startet hervorragend, auch in den naturwissenschaftlichen Fächern.  

Dann aber, bei den sozial versicherten Beschäftigten – ich weiß, ich vergleiche in etwa Birnen mit 

Äpfeln, aber trotzdem – sind wir bei 46%. Und Herr Bispinck hat uns ja gerade erklärt: Auch diese erst 

mal sehr schöne Zahl hat natürlich ihre Tücken, weil Frauen, wie erläutert, ja auch vielfach im Nied-

riglohnsektor und in Teilzeit arbeiten. Und Teilzeit ist der Löwenanteil. 

Bei den Führungspositionen wird ein ganz deutlicher Abfall sichtbar: 20,3%. Und diese Zahl bezieht 

sich auf große und mittlere Unternehmen. Wenn man das differenziert, haben wir bei den Großun-

ternehmen im Top- und Mittelmanagement zusammen 14%. Bei den kleinen und mittleren Unter-

nehmen sieht das besser aus.  

Die viel zitierten, geschmähten und gerühmten Dax 30 stehen mit 6,3% da. Das ist eine Verdoppelung 

in den letzten zwei Jahren von etwa 3,2 auf 6,3%. Diese ist natürlich der politischen Debatte geschul-

det, aber ich glaube, nicht nur. Und ich 

hoffe, dass dieser Trend auch weiter-

gehen wird. 

Ich möchte Ihnen ganz kurz vier Grün-

de nennen, warum im Bereich der Füh-

rungspositionen in der Wirtschaft 

Chancengleichheit für Frauen wirklich 

wichtig ist: Ein Argument ist die Demo-

grafie. Das ist sicher etwas, was Sie 

auch gestern schon andiskutiert haben. 

Wenn wir diesen wirklich vorhandenen 

Talente-Pool nicht besser ausschöpfen, 

wird es enorme Probleme für Deutsch-

land geben. Bis zum Jahr 2030 wird ja 
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ein Rückgang der Arbeitskräfte bzw. der Erwerbstätigenpotenziale von 11,6% prognostiziert, und in 

vielen Regionen ist das noch sehr viel dramatischer. Sowohl für die Großunternehmen, als besonders 

auch für den Mittelstand stellt sich die Frage: Wie sichern wir unseren Bedarf an Fach- und Führungs-

kräften? Und allein aus dieser ökonomisch bedingten Notwendigkeit heraus öffnen sich Unterneh-

men für die Frage: Wie können wir unsere Betriebe so gestalten, dass wir auch für die Frauen attrak-

tiv sind?  

Ein weiteres Argument ist wirtschaftlicher Erfolg. In den letzten Jahren haben mehrere Studien für 

Furore gesorgt. Sie haben gezeigt, dass ein Zusammenhang, eine nicht kausale Korrelation zwischen 

dem Anteil von Frauen in Führungspositionen in Boards und Vorständen und dem wirtschaftlichen 

Erfolg von Unternehmen besteht, – tatsächlich auch in harten Kennziffern. Aus Zeitgründen will ich 

da nicht näher drauf eingehen, aber ich finde folgendes daran spannend: Ich glaube nicht, dass Frau-

en per se die besseren Managerinnen sind. Da wäre ich äußerst skeptisch, und man sollte da Unter-

schiede zwischen Frauen und Männern auch nicht verabsolutieren. Die Erklärung ist für mich viel-

mehr: Unternehmen mit einem höheren Anteil von Frauen in Führungspositionen haben offenbar 

eine offenere Unternehmenskultur und faire Verfahren. Sie sind flexibler und innovativer, und das 

wirkt sich natürlich auch auf den Unternehmenserfolg aus.  

Ein weiterer Grund, der in der öffentlichen Debatte noch nicht so stark auftaucht, ist das Stichwort 

Innovation. Es gibt einige Untersuchungen im Bereich Innovationsmanagement, die zeigen, dass 

sogenannte diverse Teams tatsächlich innovativer und kreativer sind als rein homogene Gruppen. 

Das ist natürlich jetzt gerade im Bereich Forschung und Entwicklung eine immens wichtige Erkennt-

nis, und es betrifft nicht nur Männer und Frauen, es betrifft natürlich auch die Frage des Alters, der 

Disziplin und der Herkunft. Homogene Teams können auch hervorragende Ergebnisse zeigen, aber 

sie sind nicht unbedingt diejenigen, wo Neues entsteht. 

Und es gibt noch eine weitere Forschung, jetzt explizit bezogen auf Männer und Frauen, die ich sehr 

spannend finde. Sie stammt von Anita Woolley von der Carnegie Mellon Universität, die in Versuchs-

anordnungen folgendes gezeigt hat: Gruppen, wo Frauen und Männer pari pari vertreten sind, kom-

men tatsächlich schneller zu Lösungen und zu besseren Ergebnissen. Sie sagt, damit erhöht sich die 

kollektive Intelligenz. 

Zu Politik und Gesellschaft: Wir haben einen Artikel 3, der den Staat auffordert, für die tatsächliche 

Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu sorgen. Ich möchte hier auf das ganze Thema Quote 

und wie man das politisch regeln kann, nicht eingehen, sondern eher danach fragen, was die Unter-

nehmen tun können. Ich glaube, die Unternehmen sind sehr gut beraten, wenn sie wirklich von sich 

aus aktiv werden, denn die Quote kann immer nur einen Rahmen setzen, das kennen wir auch von 

der Politik her. Es ist ganz wichtig, dass sich natürlich auch die Strukturen verändern. 

Ich möchte folgende Handlungsfelder aufzeigen, als Anregung für die Diskussion in unserem Work-

shop. 

Karrierewege und Rollenmuster: Karrierewege sind heute fast noch durchweg an männlichen Mus-

tern orientiert. Das betrifft den zeitlichen Verlauf, die inhaltlichen Anforderungen, zum Beispiel Aus-

landsaufenthalte, und vor allem Auswahlkriterien und Verfahren. Diese Verfahren wirken zwar neu-

tral, enthalten aber – oft verdeckt – Strukturen, die sich zu Ungunsten von Frauen auswirken. Zum 

Beispiel ist ein Auslandsaufenthalt für Frauen strukturell oft schwieriger zu organisieren als für Män-
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ner, die damit rechnen können, dass ihre Frau – künftig vielleicht seltener – selbstverständlich mit-

zieht und ins Ausland mitgeht. Dies sind Regelungen, die es zu überprüfen gilt.  

Ein Zitat aus der Praxis einer weiblichen Führungskraft in einem großen Chemie-Unternehmen. 

 

Arbeitsmodelle und Arbeitsorganisation: Menschen, die familiäre Pflichten haben, seien es betreu-

ungsbedürftige Kinder oder auch andere pflegebedürftige Angehörige, - Menschen, die sich hier en-

gagieren wollen, benötigen Flexibilität und vor allem auch zeitliche Souveränität. Das haben viele 

Studien gezeigt, auch unsere eigenen. Und, Herr Seifert, Sie haben auch darauf hingewiesen: zeitliche 

Souveränität wird gerade von Menschen mit Betreuungspflichten als etwas sehr Wertvolles erachtet. 

Damit meine ich vor allem Regelungen der Flexibilisierung von Arbeitszeit und –ort, auch im Sinne 

von Vertrauensarbeitszeit. Aber damit das gut funktionieren kann, bedarf es in der Tat guter Füh-

rungs- und Teamstrukturen, in denen verlässliche Absprachen getroffen werden und in denen auf die 

zeitlichen Restriktionen von Menschen mit familiären Pflichten geachtet wird. Sie kennen sicher das 

Wort von einer ergebnisorientierten Arbeitskultur statt einer Anwesenheitsorientierung. 

Mittlerweile gibt es eine ganze Reihe guter Beispiele in den Unternehmen, aber sie sind eben nicht 

die Regel. Und wir machen die Erfahrung, dass es tatsächlich in vielerlei Hinsicht bei den betriebli-

chen Akteuren an Regelungen fehlt. Im Moment hängt es ganz stark vom jeweiligen Vorgesetzten ab, 

ob er oder sie fähig ist, mit solchen flexiblen Arbeitszeiten und Arbeitsorganisationen umzugehen.  

Bei den Führungskräften, vor allem bei den Führungsnachwuchskräften, hat diese Flexibilisierung bei 

allen Vorteilen, die sie hat – und auch da kann ich auf Herrn Seifert verweisen – auch Nachteile, weil 

sich die Anforderungen, praktisch rund um die Uhr zur Verfügung zu stehen, extrem erhöhen und ein 

solch enormer Workload gerade auf den Jungen, auf den Nachwuchskräften lastet, dass das in den 

Unternehmen wirklich ein Problem ist. Ich leite zurzeit in einem großen Betrieb ein Women‘s Net-

working and Mentoring Program, und da haben sich die jungen Frauen gewünscht: „Wir wollen un-

bedingt über dieses Thema Work Life Balance diskutieren, weil wir merken, dass wir rund um die Uhr 
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Emails beantworten müssen, denn wir sitzen zwischen den USA und China. Es muss eine Verständi-

gung im Unternehmen darüber geben, was möglich ist und wo es auch in Ordnung ist, wenn man 

nicht mehr verfügbar ist.“ Das ist ein Riesenthema rund um die ganze Frage der Führungspositionen.  

Als nächstes Stichwort die Vereinbarkeit: Nach wie vor ist es so, dass zeitweiliges Aussetzen und 

Arbeiten in Teilzeit potenziell zum Karriereknick führen. Zum Beispiel werden Frauen, die in der El-

ternzeit sind, plötzlich von den Potenziallisten ihrer Unternehmen gestrichen. Es wird nicht darauf 

geachtet, dass die auf der Potenzialliste bleiben. Wie soll man das gestalten? Um ein Sinnbild zu ver-

wenden: Ist das wie ein Bahnhof, auf dem man eine Weile steht und dann in den nächsten Zug ein-

steigen kann? Oder bedeutet ein zeitweiliger Ausstieg wirklich das Ende der Karriere? 

Und hier ist mir ganz, ganz wichtig darauf hinzuweisen, dass in den Unternehmen tatsächlich auch 

noch sehr viel mehr Spielräume für Männer eröffnet werden sollten, damit es selbstverständlicher 

wird, dass auch junge Väter zeitweise Elternzeit nehmen, Teilzeit arbeiten etc. Sie wissen: Mit der 

Einführung der Vätermonate hat sich der Anteil der Väter-Elternzeit auf fast 25% erhöht, aber nur 

etwa 20% nehmen mehr als zwei Monate. Also da ist auch noch durchaus einiges zu tun.  

Zu Sichtbarkeit und Vernetzung: Das richtet jetzt eher den Blick auf die Frauen selbst. Nach unserer 

Erfahrung tun sich Frauen bis heute schwer, sich in den formellen, aber vor allem in den informellen 

Netzwerken in Unternehmen und Organisationen einzufädeln, dies überhaupt als wichtig zu erken-

nen und für sich zu nutzen. Vor allem in Großunternehmen verstehen Frauen häufig nicht, dass es 

hier gewissermaßen um Politik geht: Wer positioniert sich wo? Wer hat welche Interessensgruppe 

hinter sich? Wer ist wem zur Loyalität verpflichtet? Ich diskutiere das wirklich sehr viel, gerade mit 

jüngeren Frauen, und ich spüre da auch oft Vorbehalte, sich in eine politische Diskussion hineinzube-

geben. Es fehlt oft das Verständnis für diese Art von Machtfragen, aber ich finde es sehr wichtig, sich 

auch als Frau damit auseinanderzusetzen, denn das gehört eben genau dazu, wenn man in einem 

Unternehmen Einfluss haben will.  

Bei den älteren Frauen sieht es dann oft schon anders aus. Die haben sehr viel mehr Verständnis 

dafür, wie diese Machtfragen laufen. Aber wir haben auch die Tendenz, dass ältere Frauen die Un-

ternehmen verlassen, weil sie sagen: Wir haben hier wenig Chancen. Wir haben kein Interesse, uns 

immer wieder die Köpfe an der gläsernen Decke wund zu schlagen.  

Mein letzter Punkt – Unternehmenskultur und Führungskultur: Wie offen sind Unternehmen für 

Veränderungen? Sind sie bereit, Prozesse umzugestalten, neue Karrierewege zu installieren und all 

dies offen und transparent zu kommunizieren? Und vor allem: Wie werden die in der Regel ja männ-

lichen Führungskräfte darauf vorbereitet? Wie wird mit Widerständen umgegangen und vielleicht 

auch mit der durchaus berechtigten Frage: Wie ist es mit unserer Karriere? Ich glaube, dass da in der 

Tat noch eine riesige Herausforderung für die Unternehmensvorstände liegt, die Dinge vernünftig zu 

kommunizieren und verständlich zu machen.  
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Wir brauchen also einen kulturellen Wandel in den Unternehmen. Das ist wirklich ein umfassendes 

Kulturthema, verknüpft mit vielen Fragen, wie ich es aufgezeigt habe.  

Und damit sich das ändert, meine letzte Folie: Es ist eben nicht nur ein Thema von einem einzelnen 

Mentoring-Programm, von einer einzelnen Frauenfördermaßnahme oder ähnlichem, es ist tatsäch-

lich ein strategisches Dreieck.  
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Das Thema muss in der Unternehmensstrategie verankert werden, um wirksam zu sein, es muss tat-

sächlich top-down und vor allem vernünftig kommuniziert werden. Es geht um das Personalma-

nagement, aber es geht eben auch in die Geschäftsbereiche hinein – noch mal das Stichwort Innova-

tion: Was können gemischte Teams leisten? Was ist auch wichtig für unseren Geschäftserfolg? 

Soweit mein Input für unseren Workshop. Ich freue mich sehr auf die vertiefende Diskussion. 
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6 ABSCHLIEßENDE PODIUMSDISKUSSION 

 

Die Podiumsdiskussion zum Abschluss der Kon-

ferenz sollte noch einmal Gelegenheit bieten, 

interessante Ergebnisse aus den Workshops zu 

erörtern. Im Podium Platz genommen haben 

Herr Prof. Peter Dolton, Ökonom an der Uni-

versity of Sussex, Staatssekretär Farhad 

Dilmaghani, SPD, Frau Dr. Stefanie Gundert 

vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-

schung beim IAB in Nürnberg und Frau Helga 

Nielebock vom DGB-Bundesvorstand. Sie ist 

freundlicherweise kurzfristig für Frau Bunten-

bach eingesprungen, die zeitgleich beim Be-

such des Bundespräsidenten bei der Bunde-

sagentur für Arbeit in Nürnberg war und sich 

deshalb entschuldigen ließ. Ebenfalls auf dem 

Podium wurde Frau Christina Ramb begrüßt, 

Leiterin der Abteilung Arbeitsmarkt in der Bun-

desvereinigung der 6.500 deutschen Arbeitge-

berverbände. 

Die Moderatorin, Frau Sabine Beikler, stellte 

zunächst allen Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern auf dem Podium die auf den ersten Blick 

ungewöhnliche Frage, ob sie sich wohl fühlten 

in ihrem Leben – Teil eines Fragekomplexes, 

den die Konferenz mit dem großen Thema 

„Gute Arbeit“ und „Work-Life-Balance“ ver-

sucht hat, näher zu beleuchten. Die Antworten 

vielen durchweg positiv aus und umfassten 

sowohl das berufliche wie auch das private 

Leben. 

Auf die ergänzende Frage von Frau Beikler, was 

denn für die Teilnehmer im Podium Gute Ar-

beit ausmache, antwortete Frau Ramb, dass für 

sie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein 

wirklich entscheidendes Kriterium für gute 

Arbeit ist. Für Frau Nielebock ist Selbstbestim-

mung ein ganz wichtiger Punkt, was sowohl 

eigene Initiativen angeht, als auch die Zusam-

menarbeit mit verschiedenen Akteuren. 

Nach dieser eher persönlichen Fragerunde bat 

Sabine Beikler Staatssekretär Farhad Dilmag-

hani, einiges zur Neuausrichtung des Pro-

gramms BerlinArbeit zu sagen und aufzuzei-

gen, wie hier die Charakteristika von Guter 

Arbeit aufgegriffen wurden. Neben dem schon 

gerade Genannten sieht Staatssekretär Farhad 

Dilmaghani in der Bezahlung der Arbeit einen 

wichtigen Aspekt: „Nicht immer sind die eige-

nen Wertvorstellungen und die Bewertung der 

Arbeit durch den Markt kompatibel. Deshalb 

muss arbeitsmarktpolitisch auf Entwicklungen 

Einfluss genommen werden. Um ‚von der 

Hauptstadt der prekären Beschäftigung‘ ‚zur 

Hauptstadt der guten Beschäftigung‘ zu gelan-

gen“, wie die Senatorin am Vortag das Ziel 

benannte, „sind mehrere Aspekte zu berück-

sichtigen. Zum einen ist es die ‚Ordnung auf 

dem Arbeitsmarkt‘. Die Re-Regulierung ist eine 

gesetzgeberische Aufgabe, die oftmals natür-

lich vorwiegend auf Bundesebene erfolgt, die 

aber auch das Land Berlin anstoßen und voran-

bringen kann. Ein Beispiel: Die Arbeitszeit-

Flexibilisierung ist wichtig, um Arbeitsspitzen zu 

bedienen. Wenn aber aus „Spitzen bedienen“ 

Beschäftigungsstrukturen in Unternehmen 

werden, wo bis zu 60 % über Leiharbeit reali-

siert wird, dann muss dagegen vorgegangen 

werden.“ Staatssekretär Dilmaghani betonte 

darüber hinaus, dass im Rahmen von Aus-

schreibungen politisch Einfluss genommen 

werden kann. „Hier muss darauf geachtet wer-

den, dass entsprechende Forderungen wie die 

gerade diskutierten, in die Ausschreibung ein-

fließen. Ein Beispiel: das Vergabegesetz. Das 

Land Berlin wird bei Beschäftigungsförderungs-

Instrumenten positive Anreize setzen. Dort, wo 

mindestens 8,50 € gezahlt werden, kann von 

Seiten des Landes Coaching und Qualifizierung 

angeboten werden.  
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Natürlich liegt ein starker Fokus auf dem The-

ma Integration, damit Leuten überhaupt erst 

einmal der Eintritt in den Arbeitsmarkt gelingt 

und sie sich von da aus weiterentwickeln kön-

nen. Aber es spricht nichts dagegen, dort, wo 

man kann, auch das Thema Gute Arbeit von 

Anfang an mitzudenken.“  

„Ich glaube“, so Staatssekretär Dilmaghani 

abschließend zu dieser Frage, „die CDU hat mal 

den Satz geprägt: ‚Sozial ist alles, was Arbeit 

schafft.‘ Diesen Slogan würde ich an der Stelle 

so nicht unterschreiben, sondern würde sagen, 

dass wir tatsächlich viel stärker qualifizieren 

müssen.“  

Sabine Beikler wandte sich nunmehr an die 

beiden Wissenschaftler auf dem Podium, Frau 

Dr. Gundert und Herrn Prof. Dolton, mit der 

Frage, ob atypische Beschäftigungsformen per 

se prekär sind.  

Frau Dr. Gundert verneinte die Frage und ver-

wies darauf, dass atypische Beschäftigungsver-

hältnisse zwar Prekaritäts-Risiken mit sich brin-

gen, diese aber auch bei Normalarbeit nicht 

ausgeschlossen seien, sondern nur abge-

schwächt. Die Schwammigkeit des Prekaritäts-

Begriffs sei deshalb problematisch. So lange 

man Prekarität oder den Begriff „prekär“ 

schlichtweg mit „Unsicherheit“ gleichsetze, sei 

die ganze Diskussion „etwas trivial“. Bei der 

Beurteilung, ob atypische Beschäftigung prekär 

ist, erscheint auf jeden Fall die Ausweitung der 

Perspektive weg von der reinen Momentauf-

nahme wichtig, wo man sich Beschäftigungs-

verhältnisse anschaut und für diesen Moment 

entscheidet, ob sie nun prekär oder nicht sind. 

Stattdessen sei, so Frau Dr. Gundert, eine stär-

kere Lebensverlaufs-Perspektive einzunehmen 

und auch der Haushaltskontext, in dem die 

Beschäftigten leben, mit einzubeziehen.  

Prof. Dolton griff die ursprüngliche Frage da-

nach, was Gute Arbeit sei, erneut auf: „Aus der 

Sicht des Individuums ist Gute Arbeit, wenn ich 

am Montagmorgen aufstehe und nicht sage 

‚Oh, ich muss zur Arbeit gehen‘, sondern ich 

tatsächlich zur Arbeit gehen möchte. Aus der 

Sicht der Gesellschaft stellt sich jedoch die Fra-

ge, ob es realistisch ist zu erwarten, dass alle 

einen Job bekommen können, den sie machen 

möchten. Das ist für mich nicht so offensichtlich 

der Fall. D.h., das Individuum und die Gesell-

schaft haben unterschiedliche Perspektiven. 

Die Diskussionen im Rahmen dieser Konferenz 

haben sich auf die Frage konzentriert, was Re-

gierung und Gesetzgebung machen können, um 

Gute Arbeit zu ermöglichen. Für mich als Öko-

nomen ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass 

wir trotz aller Regularien Flexibilität brauchen. 

Wir können und dürfen nicht für jede Eventuali-

tät Gesetze schaffen – das Individuum muss 

selbstständige Entscheidungen hinsichtlich 

seines Engagements treffen können.“ 

Zur Frage generell, was Prekarität ausmache, 

bemerkte Frau Nielebock, dass der DGB-Index 

und auch Umfrageergebnisse anderer Instituti-

onen als allererstes und unweigerlich immer 

das Gleiche angeben: Es ist die Sicherheit des 

Arbeitsplatzes. Dieser Punkt bildet die Grund-

lage für sicheres Arbeiten, letztlich auch die 

ausschließliche Grundlage, auf der dann eine 

Work-Life-Balance aufbauen oder Arbeitszeit-

flexibilität stattfinden kann. Wir, so Frau Niele-

bock weiter, haben das ja mit den Kurzzeit- und 

den Langzeitkonten gesehen: 

„Wenn man befristet ist, fällt man da heraus, 

und erst recht, wenn man überhaupt keinen 

Kündigungsschutz hat. Das heißt, diese Katego-

rie ist unverbrüchlich und es macht in diesem 

Vertragsverhältnis eben auch das Besondere 

aus, dass der Arbeitnehmer darauf angewiesen 

ist, dass er in dieser persönlichen Abhängigkeit 

seine Arbeit erbringt, und dafür muss er eben 

auch fair entlohnt werden.“ 

Das seien, so Frau Nielebock, die Hauptkrite-

rien neben der Sozialversicherungspflicht und 

den Möglichkeiten der Vereinbarkeit. Das ma-

che ein gutes Arbeitsverhältnis aus.  
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In einer nächsten Fragerunde bezog sich Frau 

Beikler auf Daten des aktuellen Armuts- und 

Reichtumsberichts der Bundesregierung, wo-

nach einerseits die Zahl der Langzeitarbeitslo-

sen seit 2007 um rund 40% auf im Jahresdurch-

schnitt 1,06 Millionen gesunken und gleichzei-

tig die Zahl der sozialversicherten Beschäftig-

ten gestiegen ist. Gestiegen ist aber auch die 

Zahl derer, die zu geringen Löhnen arbeiten 

müssen.  

An Frau Christina Ramb wandte sich die Mode-

ratorin mit der folgenden Frage: Fast 90 % aller 

Beschäftigten in Deutschland verdienten in 

Betrieben mit zehn oder mehr Mitarbeitern 

2010 mehr als 8,50 EUR die Stunde. Der BDA 

sagt: „Marktgerechte Löhne für einfache Tätig-

keiten sind deshalb nicht unsozial.“ Also müss-

ten die Arbeitgeber doch ein Interesse daran 

haben, den Niedriglohnbereich auszuweiten, 

oder? 

„Das würde ich jetzt so nicht bestätigen“, so 

Frau Ramb. „Ich denke, nicht nur die Arbeitge-

berverbände, sondern unter dem Integrations-

gesichtspunkt betrachtet, hat eigentlich die 

gesamte Gesellschaft ein Interesse daran, dass 

es einen Niedriglohnbereich gibt, in dem Men-

schen, die lange arbeitslos waren, die Möglich-

keit haben, überhaupt wieder Fuß in der Be-

schäftigung zu fassen und überhaupt wieder 

einen Arbeitsplatz zu bekommen – immer vo-

rausgesetzt, dass sie dann auch die Möglichkeit 

haben, sich weiter zu entwickeln.  

Bei den Zahlen, die Sie gerade genannt haben, 

gibt es einen zusätzlichen Aspekt, nämlich die 

Sockelarbeitslosigkeit, die vielleicht nicht ganz 

grundlos seit 2005 erstmalig in der Geschichte 

der Bundesrepublik zurückgegangen ist. Natür-

lich wollen wir, dass möglichst viele Menschen 

mit sehr fairen und guten Löhnen arbeiten kön-

nen. Nur, Menschen, deren Arbeitsplätze nicht 

die Produktivität haben, hätten gar keinen Ar-

beitsplatz, wenn es keine einfachen Tätigkeiten 

gäbe, gerade im Bereich der haushaltsnahen 

Dienstleistungen zum Beispiel. Die Frage ist 

tatsächlich: Kann ich jemanden so hoch entloh-

nen, egal was er macht, oder fällt ein Arbeits-

platz dann einfach weg, wenn ich sage, dass 

jeder Arbeitsplatz mit 8,50 EUR bezahlt wird?“ 

Frau Nielebock wandte an dieser Stelle ein, 

dass „Studien überhaupt nicht belegen, dass 

Arbeitsplätze dann wegfallen, wenn bestimmte 

Mindestlöhne eingeführt werden! Weder die 

BMAS-Studie über die Branchen-Mindestlöhne 

belegt das, noch die Forschungen, die die Low 

Pay Commission gemacht hat, wie heute vorge-

stellt, und auch nicht die USA-Studien, die es 

dazu gibt. Die sagen im großen Stil gerade 

nicht, dass das Beschäftigung abbaut, sondern 

sogar Beschäftigung stabilisiert.“ 

Frau Ramb entgegnete, dass es durchaus auch 

Studien der OECD gebe, die das Gegenteil be-

weisen, es jedoch auch nicht weiterführend sei, 

sich gegenseitig Studien vorzuhalten. Stattdes-

sen „sei es doch Fakt, dass in den letzten Jahren 

insgesamt eine Million Menschen aus der So-

ckelarbeitslosigkeit herausgekommen sind. 

Woran liege das, wenn nicht an der Flexibilisie-

rung?“ 

Staatssekretär Dilmaghani unterstützte an die-

ser Stelle die Aussagen von Frau Nielebock: 

„Ich erinnere mich daran, dass wir uns in 

Deutschland ganz lange mit der Debatte um die 

Ganztagsschulen schwergetan haben. In 

Deutschland war es ein Tabuthema, über Ganz-

tagsschulen zu sprechen. Dann haben wir ir-

gendwann angefangen, Ganztagsschulen ein-

zuführen, und alle waren von dem Effekt sehr 

positiv überrascht, und das hat sich jetzt immer 

mehr verfestigt. Damals waren Deutschland 

und Österreich die einzigen Länder in Europa, 

die keine Ganztagsschulen hatten.  

Nun ist es auch so, dass Deutschland eines der 

ganz wenigen Länder in Europa ist, die keinen 

Mindestlohn haben. Auch die Europäische 

Kommission, die nicht dafür bekannt ist, Ver-

fechter von Gewerkschaftsinteressen zu sein – 

und damit nennen wir jemanden, der an dieser 
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Stelle ein bisschen unabhängiger ist –, verlangt 

auf der Basis der entsprechenden Studien von 

der Bundesregierung vehement, dass wir die 

Thematik Mindestlohn in Deutschland anpa-

cken, weil es natürlich viele gute arbeitsmarkt-

politische Entwicklungen in Deutschland gibt.  

Wir haben über die Kurzarbeit gesprochen. 

Aber die Ausweitung des Niedriglohnsektors in 

dieser Massivität ist ja nur deshalb möglich, 

weil sie das JobCenter finanziert – auch das 

müssen wir dazusagen –, denn die Leute gehen 

ja aufstocken. Wenn es diese Möglichkeit nicht 

gäbe, dass der Staat über diese Funktion den 

Mindestlohn sozusagen faktisch garantiert und 

diese Kosten vergesellschaftet, dann würde das 

gar nicht funktionieren.  

Ich frage mich, wann Sie [an Frau Ramb gerich-

tet] an der Stelle Ihren Widerstand aufgeben 

wollen, denn wir haben immer mehr Signale, 

auch aus dem Kammerbereich, dass man natür-

lich auch mit einem Mindestlohn leben kann 

und den als notwendig ansieht. Auch wir in der 

großen Koalition hier in Berlin haben die ge-

meinsame Position, dass die Leute von ihren 

Löhnen leben können müssen.  

Meine Frage an Sie an der Stelle lautet: Wie 

kann das denn funktionieren, wenn Löhne so 

ein Niveau haben, dass die Menschen aufsto-

cken gehen müssen?“ 

Frau Ramb ging in ihrer Antwort auf das Thema 

Aufstocker ein, welches nach ihrer Überzeu-

gung häufig sehr pauschal abgetan werde. Bei-

spielsweise könne man in Berlin mit einem 

Lohn von 14 EUR durchaus Aufstocker sein, 

wenn man in einer Familie Alleinverdiener ist. 

„Sie werden aber keinen Mindestlohn von 

14 EUR erleben beziehungsweise festlegen 

wollen. Insofern muss man immer sehr genau 

gucken, ob jemand alleinstehend ist oder eine 

Familie hat. Wenn jemand eine Familie hat, 

dann kann er auch mit einem relativ hohen 

Mindestlohn relativ schnell Aufstocker sein. 

Insofern würde ich auch da um etwas mehr 

Differenzierung bitten und die Relationen nicht 

aus dem Auge zu verlieren. Insgesamt gibt es in 

Deutschland 80.000 Aufstocker, die Vollzeit 

arbeiten, davon sind ungefähr 12.000 länger 

als ein Jahr Aufstocker. Der Rest lebt in Be-

darfsgemeinschaften, die auch bei höherem 

Entgelt dazu führen, dass man aufstocken 

muss.“ 

Staatssekretär Dilmaghani warf an dieser Stelle 

ein, dass es gar keine Aufstocker geben sollte.  

Frau Ramb erwiderte, dass ein großer Teil der 

Aufstocker Minijobber sei: „Wenn ich einen 

Minijob habe, dann liegt das nicht daran, dass 

ich so einen niedrigen Lohn habe, sondern ein-

fach daran, dass ich sehr wenig arbeite, auch 

mit dem Ergebnis, dass ich im Grunde genom-

men auf meinen Minijob kein ALG II bekomme, 

sondern zu meinem ALG II ein bisschen dazu 

verdiene.“ 

Frau Nielebock verwies an dieser Stelle jedoch 

mit Nachdruck darauf, dass die meisten Mi-

nijobber nicht annähernd 8,50 Euro verdienen 

würden, eine Aussage, die Frau Ramb jedoch 

bestritt. 

Frau Beikler zitierte aus einer kürzlich er-

schienenen Expertise vom Institut für Arbeit 

und Qualifikation der Universität Duisburg-

Essen, wonach mehr als 80 % der Niedriglöh-

ner in Deutschland eine abgeschlossene Be-

rufsausbildung haben und dass, anders als in 

den USA, der Niedriglohnsektor in Deutsch-

land eben offensichtlich kein Auffangbecken 

für Geringqualifizierte sei.  

Frau Nielebock bestätigte das. „Seit der Aus-

weitung des Niedriglohnsektors 1995 hat sich 

das so entwickelt und gehalten. Das ist ja das 

Erschreckende“, so Frau Nielebock weiter. „Das 

heißt, diejenigen, die Sie aus den Hartz IV-

Bezügen holen wollen und denen Sie aus der 

Langzeitarbeitslosigkeit heraushelfen, kommen 

gar nicht in diesem Niedriglohnsektor an, son-

dern dort sind andere, die teilweise mit Hoch-

schulabschluss hochqualifiziert sind. Und das ist 
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eine Geringschätzung, die diesen Personen 

entgegengebracht wird, die ich für gesellschaft-

lich falsch halte. Es gibt Langzeitstudien, die 

sagen, dass innerhalb von sechs Jahren gerade 

einmal 20 % aus diesem Niedriglohnsektor her-

auskommen. Deshalb hat der sich bereits ver-

festigt und muss meines Erachtens wirklich 

begrenzt und geändert werden. 

Großbritannien hat mich heute darin bestätigt, 

dass es wirklich ein Weg ist, hier einen Mindest-

lohn einzuführen. Daneben bin ich allerdings 

auch der Auffassung, dass es eine Stärkung des 

Tarifvertragssystems geben muss und wir mehr 

Branchenmindestlöhne und Allgemeinverbind-

lichkeiten brauchen.“ 

Frau Beikler griff das im Rahmen der Konfe-

renz vorgestellte Beispiel Großbritannien auf: 

„In Großbritannien gibt es einen Mindestlohn, 

der sich nur nach Alter und nicht nach Sektoren 

unterscheidet. Im Oktober 2012 lag er bei um-

gerechnet 7,50 EUR. Tim Butcher von der Low 

Pay Commission sagte, dass es geringe Hinwei-

se für einen nachteiligen Effekt auf Beschäfti-

gungslevels im Niedriglohnbereich gibt. Herr 

Dolton, in Ihrer Veröffentlichung zum Total 

Reward, also zur Gesamtvergütung, haben Sie 

gesagt, dass der Mindestlohn zwar die Un-

gleichheit mindert, aber die Arbeitslosigkeit 

erhöht. Zerstören in Ihren Augen Mindestlöhne 

Arbeitsplätze?“ 

Prof Dolton warnte vor voreiligen Schlüssen 

aufgrund irgendwelcher Studien aus anderen 

Ländern – die Literatur zu dieser Frage sei sehr 

vielfältig und decke unterschiedliche Länder 

sowie unterschiedliche institutionelle Gefüge 

und beschäftige sich mit unterschiedlichen und 

deshalb nicht vergleichbaren Fragestellungen. 

Darüber hinaus betonte er: „Wenn jemand 

sagt, ‚diese Studie hat bewiesen…‘ – dann muss 

ich wiedersprechen: Eine Studie beweist nicht! 

In der Ökonomie haben wir keine Experimente 

mit Kontrollgruppen, die zu Beweisen führen. 

Wir versuchen auf der Grundlage diverser öko-

nometrischer Techniken Antworten zu finden, 

aber es gibt keine Beweise.“ 

Zur Frage von Frau Beikler zurückkehrend ver-

wies Prof. Dolton auf einen grundlegenden 

Zusammenhang: Die Erhöhung des Lohnni-

veaus im unteren Sektor durch die Einführung 

eines Mindestlohns muss ja letztendlich von 

jemandem bezahlt werden – und unter diesem 

Gesichtspunkt hat die Frage nach der Auswir-

kung des Mindestlohns einen anderen Charak-

ter: Nimmt man einen relativ hohen Mindest-

lohn, so führt dies letztendlich dazu, dass die 

erhöhten Lohnkosten auf die Preise für Ver-

braucher umgelegt werden. In diesem Fall wird 

also der Mindestlohn durch eine Preissteige-

rung finanziert, die alle bezahlen müssen. 

Nimmt man hingegen einen niedrigen Mindest-

lohn, muss der Staat durch Subventionen für 

Niedrigverdienende (in Form von Steuervortei-

len oder ähnliches) dafür sorgen, dass diese 

Menschen von ihren Einnahmen leben können. 

Auch hier ist es letztendlich die Gesellschaft, 

die zahlt. „Alles, worüber Sie hier diskutieren, 

ist die Frage nach der Art und Weise, wie Men-

schen besteuert und subventioniert werden 

sollen, die wenig verdienen - es geht nicht wirk-

lich um 8,50 EUR, sondern es geht darum, wie 

man sicherstellt, dass Menschen einen „Lebens-

lohn“ bekommen, also einen Lohn, von dem sie 

leben können. Das ist für mich der Kern dieser 

Thematik.“ 

Frau Beikler gab die Frage, ob der Mindest-

lohn potenzielle Arbeitsplätze für gering Qua-

lifizierte und Langzeitarbeitslose vernichte, an 

Frau Ramb weiter: „Es hängt tatsächlich davon 

ab, wo der Mindestlohn angesetzt wird. Wenn 

wir ihn auf der Höhe des Hartz IV – Satzes an-

setzen, wird er keine Arbeitsplätze vernichten, 

weil darunter ohnehin wenige arbeiten. In einer 

Studie lag der Niedriglohn unter 10,60 EUR, ein 

Bereich, bei dem viele Arbeitsplätze nicht mehr 

so produktiv sind, dass es sich für die Arbeitge-

ber lohnt, jemanden dort einzustellen - mit den 

bekannten Konsequenzen.“, so Frau Ramb. 
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„Wir können hier über Studien streiten, dazu 

gibt es gerade im Bereich der Jugendarbeitslo-

sigkeit genug. Es ist Tatsache, dass in Ländern, 

in denen es einen Mindestlohn gibt, weniger 

Jugendliche arbeiten, weil wir in Deutschland 

gerade im Bereich der Einstiegslöhne Möglich-

keiten haben, junge, noch nicht so produktive 

Arbeitskräfte auszubilden und voranzubrin-

gen.“ 

Frau Beikler verwies an dieser Stelle darauf, 

dass es in der Tat als sehr unwahrscheinlich 

gesehen werden muss, dass in Sachen Min-

destlohn noch in der laufenden Legislaturpe-

riode eine wegweisende Entwicklung stattfin-

den wird. Umso interessanter ist deshalb der 

Blick auf alternative Einflussmöglichkeiten, 

wie beispielsweise die Forderung des DGB-

Bundesvorstandes vom 2. Oktober, wonach 

alle Arbeitsverhältnisse ohne Ausnahme sozi-

alversicherungspflichtig gemacht und der 

Sonderstatus Minijob beendet werden soll. 

Bei öffentlichen Aufträgen sollen außerdem 

soziale Kriterien verankert werden. An Frau 

Nielebock: „Haben Sie denn eigentlich in der 

Politik oder durch Ihre Sozialpartner dafür 

Unterstützung?“ 

„Ja“, so Frau Nielebock, „bei der Opposition 

haben wir Unterstützung, bei der jetzigen Re-

gierungskoalition nicht. Diese hat ja gerade ein 

Gegenprogramm gemacht, indem sie die Mi-

nijobs auf 450 EUR erhöht hat. Ich meine und 

wir meinen, dass das eine falsche Politik ist. Ich 

habe ja vorhin schon deutlich gemacht, dass 

das eine Politik der Agenda 2010 war, die mei-

nes Erachtens in die falsche Richtung ging. Das 

Ansteigen der Minijobber ist enorm, die Stun-

denlöhne sind gering – unter 6 EUR – und die 

soziale Sicherung ist nicht gewährleistet. Für 

viele ist das eine Sackgasse.  

Deswegen haben wir also nicht nur die Sozial-

versicherungspflicht mit einem Modell der 

Gleitzone entwickelt, in dem zunächst höhere 

Arbeitgeberbeiträge erhoben und entrichtet 

werden und die der Arbeitnehmer stufenweise 

ansteigen bis sie sich bei 800 EUR paritätisch 

treffen. Wir haben auch gesagt, dass das Steu-

errecht geändert werden muss. Das freiwillige 

Faktorverfahren, das es jetzt schon gibt, macht 

insbesondere für die Lohnsteuerklassen 3 und 5 

deutlich, dass diejenigen, die wenig verdienen, 

auch netto wenig haben. Das soll insofern ab-

geschafft werden, als das das Faktorverfahren 

zwingend eingeführt werden soll. Dadurch ha-

ben eben auch diejenigen, die einen geringer 

dotierten oder zeitlich kürzeren Job haben, die 

Möglichkeit, ihre Steuern vorab zu entrichten, 

um dann aber auch einen höheren Nettolohn zu 

erhalten. Das würde insbesondere auch Frauen 

helfen, hier gerechter mit ihrem Anteil an ihrem 

Einkommen umgehen zu können. Es würde es 

auch transparenter machen. 

Die andere Baustelle ist die, dass viele als 

Zweitjob einen Minijob machen. Für mich ist 

überhaupt nicht erklärlich, warum hier Sozial-

abgabenfreiheit sein sollte – es wäre ganz im 

Gegenteil besser, diese einzuführen, weil dann 

Anwartschaften auf spätere Rente usw. erhöht 

werden könnten.“ 

Moderatorin Beikler kam an dieser Stelle auf 

BerlinArbeit zurück, wo steht, dass die Job-

Center konsequent gegen Arbeitgeber vorge-

hen sollen, die gegen Mindestlohnvorgaben 

beschäftigen. An Staatssekretär Dilmaghani 

richtete sie die Frage, wie das umgesetzt wer-

den kann: 

„Es geht hier um den Kampf gegen sittenwidri-

ge Löhne, also Löhne, die 30 % unter dem orts-

üblichen Entgelt liegen“, so Staatssekretär 

Dilmaghani. „Dieses Thema besprechen wir 

gerade mit der Regionaldirektion, um zu prü-

fen, wie wir das noch besser umsetzen können.  

Es ist aber so, dass die Arbeitsagenturen ein 

internes System der Vorprüfung haben, wie uns 

immer wieder versichert wird, das verhindert, 

dass solche Jobs überhaupt erst in die Vermitt-

lung kommen. Wir müssen da noch einmal 

schauen, ob sich auch in der Nachprüfung zeigt, 
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dass diese Vorprüfung wasserdicht ist. Das 

werden wir gemeinsam entwickeln. 

Es gibt noch ein weiteres zentrales Thema bei 

BerlinArbeit. Wir glauben, dass es für die Stadt 

sehr wichtig ist, die gesamtstädtische Steue-

rung der Arbeitsmarktpolitik zu verbessern. Die 

ist in Berlin aufgrund der besonderen Struktur - 

wir haben drei Arbeitsagenturen und zwölf 

JobCenter - sehr zersplittert. Das wollen wir 

verbessern.  

Zu diesem Zweck gibt es jetzt einen Beirat, wie 

in anderen Bundesländern auch, in dem auch 

die Sozialpartner bei der Regionaldirektion 

Berlin-Brandenburg mitwirken, denn nur ge-

meinsam macht es Sinn, das Thema aufzugrei-

fen. Gleichzeitig tragen wir es immer wieder 

gern in die Debatte zur Erarbeitung unserer 

Sozialpartner-Vereinbarung hinein; da ist die 

Aufgeschlossenheit auf Seiten der Gewerk-

schaften sehr hoch, auf Seiten der Arbeitgeber-

verbände ist sie eher geringer. Auf jeden Fall 

können wir in einem solchen Prozess immer nur 

der Moderator sein, damit ein Ergebnis im Ein-

klang erzielt wird.  

Diesen Prozess überhaupt in Gang zu bringen, 

damit die Sozialpartner sich gemeinsam immer 

mehr Sektoren anschauen, in denen sie die 

Tarifautonomie stärken und ausweiten können, 

ist für Berlin essentiell wichtig. In den letzten 

Jahren ist dies eher zurückgegangen, statt dass 

es ausgebaut wurde.“  

Frau Nielebock befürwortete an dieser Stelle, 

dass Berlin im Vergabegesetz die 8,50 Euro 

festgeschrieben hat, wünschte sich gleichzeitig 

jedoch mehr Kontrollen: „Das ist sozusagen das 

Parallel-Thema zu den sittenwidrigen Löhnen. 

Solche Stellen sollten gar nicht erst ausge-

schrieben werden, in die sollte auch nicht ver-

mittelt werden.  

Ich habe von anderen Bundesländern, von Bre-

men und Hamburg gehört, dass die ein so ge-

nanntes „Mindestlohngesetz“ machen wollen, 

in dem sie auch 8,50 EUR festsetzen, nicht nur 

für die eigene Verwaltung, sondern auch für 

Zuwendungen, die die Stadt beziehungsweise 

das Land an Zuwendungsnehmer vergibt. Das 

geht ja über die Vergabe hinaus. Ich weiß nicht, 

ob das für Berlin auch geplant ist?“ 

An dieser Stelle intervenierte Peter Dolton: „Es 

gibt Vorschläge für Mindestlöhne nach Sekto-

ren, nach Regionen, mit vielen komplizierten 

Sonderregelungen und Arrangements mit den 

Sozialpartnern, Strukturen für Dialoge zwischen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, Sanktionen für 

Arbeitgeber. Sie diskutieren über die Zusam-

mensetzung der Kommissionen, die Richtlinien 

für die Entscheidungsfindungen, Richtlinien für 

ethische Übereinkommen, Monitoring und 131 

Entwürfe – wann endet das!? Wann kommen 

Sie an den Punkt, an dem Sie sagen: ‚Jetzt muss 

der Arbeitsmarkt arbeiten!‘?“ 

Prof. Dolton betonte, dass selbstverständlich 

Schutzmechanismen und Regulierungen am 

Arbeitsmarkt notwendig und sinnvoll sind – 

diese dürften aber nicht so weit gehen, dass 

dem Markt keine Möglichkeit mehr bleibt, zu 

funktionieren. 

Staatssekretär Dilmaghani entgegnete, dass 

das deutsche Modell ein gutes Modell ist, von 

dem auch andere Länder lernen könnten. Des-

halb sei er auch nicht mit der Kritik von Peter 

Dolton einverstanden, dass Deutschland zu 

viele Regulierungen und Verordnungen hätte. 

Gerade der Fakt, dass ca. 40% der Beschäftig-

ten in ihrer Arbeit nicht durch Tarifverträge der 

Sozialpartner geschützt sind, verpflichtet uns, 

hier zu agieren. Oder was ist mit denen, die 3 £ 

oder 5 EUR pro Stunde verdienen? Um diese 

Menschen müssen wir uns kümmern.  

Peter Dolton wandte ein, dass es ihm nicht um 

die Kritik an Personen oder am System ginge, 

gerade was die deutsche Industrie betrifft oder 

auch das Berufsbildungssystem, das sind Dinge, 

die hervorragend sind und die in Großbritanni-

en falsch gelaufen sind. Er stelle lediglich die 
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Frage, wie weit der Gesetzgeber gehen könne, 

um alle Eventualitäten einzufangen? 

“Ich finde es durchaus gut und tugendhaft, 

einen Mindestlohn als Schutzmaßnahme einzu-

führen. Dennoch denke ich, dass es einen Punkt 

geben muss, an dem man sagt: ‘Wir brauchen 

nicht Regeln über Regeln, Regulierung über 

Regulierung.’ 

Wenn Sie hier in Deutschland viele, viele Regeln 

gehabt hätten, hätten Sie nicht all die erfolgrei-

chen deutschen Firmen gehabt. Sie haben in 

einem Markt operiert, wo Konkurrenz herrscht. 

Die Art und Weise, wie Ihre Unternehmen auf 

Märkte reagieren konnten, globale Märkte, ist 

es, die sie so wettbewerbsfähig, so erfolgreich 

machen. 

Für mich kommt irgendwann der logische 

Punkt, an dem man anhält und sagt: In der 

Einfachheit liegt ein Vorteil, denn dann kennt 

jeder Arbeitgeber die Regeln und man kann den 

Markt, den Sie geschaffen haben, arbeiten las-

sen. Zu viele Regeln und zu viele Verhandlun-

gen hingegen zerstören ihren Wettbewerbsvor-

teil.“ 

Staatssekretär Dilmaghani wollte dies nicht so 

stehen lassen: „Aber Peter, mein Freund, Sie 

übersehen einen Aspekt: Die erfolgreichen Fir-

men, die Sie hier beschreiben, sind jene mit der 

stärksten Regulierung von allen, mit den stärks-

ten Gewerkschaften – sie sind gerade deshalb 

so wettbewerbsfähig. Das ist das grundlegende 

Argument, dass wir hier verteidigen: Wir brau-

chen mehr Regulierung, wo es keine Regulie-

rung gibt, um gute Arbeitsplätze zu schaffen.“ 

Frau Ramb hingegen begrüßte die Intervention 

von Prof. Dolton: „Ich höre immer wieder gern 

aus der Politik den Satz, dass die Tarifautono-

mie gestärkt werden sollte. Die Ursprungsidee 

der Tarifautonomie war ja, dass Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer ihre Angelegenheiten am 

besten gemeinsam regeln, weil sie am nächsten 

dran sind. Deswegen finde ich es immer schön, 

wenn ich höre, die Tarifautonomie müsste ge-

stärkt werden und deswegen greift der Staat 

jetzt ein und hilft den Sozialpartnern, sich zu 

verständigen. Aber genau das ist ja nicht die 

Idee.  

Denn zu unserer Sozialen Marktwirtschaft, die 

Sie gerade gelobt haben, gehört eben auch das 

Subsidiaritätsprinzip. Insofern regelt man auf 

der Ebene, die etwas erreichen kann, und nicht 

immer nur mit staatlicher Unterstützung. Ich 

verstehe nicht, warum mit einer solchen Be-

geisterung auch Teile der Sozialpartner immer 

Vorschlägen hinterherlaufen, die eigentlich der 

Tarifautonomie entgegenlaufen, nämlich Löhne 

staatlich festlegen zu lassen. Noch einmal: Das 

ist ein Argument gegen den Mindestlohn.  

Wenn wir uns selber vertrauen würden, dann 

könnte man auch sagen: Tarifbindung muss in 

Deutschland gestärkt werden, wir müssen alles 

daran setzen, mit kreativen und guten Ideen 

möglichst viele Branchen dazu zu kriegen, Ta-

rifverträge abzuschließen. Und die sind dann 

definitiv hoch genug. Wenn man sich die deut-

schen Tarifverträge anschaut, dann sind die 

Entgelte höher als das, was Sie als Mindestlohn 

fordern.“ 

Helga Nielebock wandte ein, dass sich selbst 

Mitgliedsfirmen für Branchenmindestlöhne 

stark machen: „Die Sozialpartner treten ge-

meinsam unisono an den Gesetzgeber heran. 

Und weil sie nicht die komplette Branche errei-

chen, sagen sie ihm, er solle das zum Beispiel 

für den Baubereich, die Gebäudereinigung und 

auf die ganze Branche erstrecken, damit sie 

diesen Mindestlohn in dieser Branche dann 

auch haben.  

Diese Politik ist meines Erachtens richtig und 

stärkt letztendlich die Tarifautonomie, weil die 

gefundenen Ergebnisse auch auf die Außensei-

ter-Arbeitgeber oder die Nichtorganisierten 

ausgedehnt werden. Insofern halte ich das für 

einen richtigen Punkt.  

Was die 8,50 EUR, also die Grundentlohnung 

angeht, ist dies ein unerlässlicher Mindeststan-
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dard, einfach, weil er sich auch aus der Frage 

zumutbarer Arbeitsbedingungen und auch ein 

stückweit aus der Menschenwürde ableitet.“ 

Moderatorin Beikler griff nunmehr das Thema 

Flexibilität auf, den Bereich also, der Arbeits-

zeitkonten und deren Regelung betrifft und 

bat Frau Dr. Gundert um eine Einschätzung, 

inwiefern Teilzeitarbeit oder Flexibilität Ar-

beitslosigkeit vermeiden oder die Teilzeitar-

beit als Sprungbrett in die unbefristete Be-

schäftigung dienen könne: 

„Das komme ein bisschen darauf an, welche 

Perspektive man einnimmt“, so Frau Dr. Gun-

dert. „Die Teilzeitarbeit ist ja eine besondere 

Form der atypischen Beschäftigung insofern, 

als es hier einen relativ großen Anteil an Frauen 

gibt. Die immer gestellte Frage, ob atypische 

Beschäftigung eine Brücke in reguläre Beschäf-

tigung ist, setzt voraus, dass Arbeitnehmer 

diese Brücke auch nehmen wollen. Ich denke, 

bei der Leiharbeit insbesondere und bei der 

befristeten Beschäftigung stellt sich diese Frage 

eher als bei der Teilzeit.“ 

Frau Beikler warf ein, dass mittlerweile jeder 

fünfte Job ein Mini-Job sei, und zwei Drittel 

davon von Frauen ausgeübt werde.  

„Der Frauenanteil ist in der Tat sehr hoch“, so 

Frau Gundert, „man muss hier aber auch in der 

Arbeitsorientierung der Frauen sehr stark zwi-

schen Ost- und Westdeutschland unterschei-

den. Man spricht ja auch von der Teilzeitfalle. 

Für viele Frauen, die gerne mehr arbeiten wür-

den, kann sich das als Falle erweisen, weil sie 

oft kein größeres Arbeitsvolumen erhalten kön-

nen. „ 

Es gibt aber auch Personen, die die Teilzeit für 

sich nutzen, um Familie und Beruf miteinander 

vereinbaren zu können. Das soll jetzt nicht be-

deuten, dass das alles glückliche Personen sind, 

die mit dem Status Quo zufrieden sind. Wir 

wissen gerade für Westdeutschland, dass die-

ser Zustand eben auch sehr stark durch die 

Strukturen geprägt ist. Es gibt als Frau, wenn 

man nach der Elternzeit wieder einsteigen will, 

im Westen wenige Möglichkeiten der Kinderbe-

treuung. Das ist sehr schwierig, und Teilzeitar-

beit kann natürlich ein Sprungbrett zur Rück-

kehr in den Arbeitsmarkt sein. 

Dabei kommt es auch hier immer wieder auf 

den Qualifikationsbereich an. Im Prinzip findet 

dieselbe Polarisierung statt, wie wir sie gestern 

schon in anderen Bereichen der atypischen 

Beschäftigung aufgezeigt haben: je schlechter 

sie qualifiziert sind, desto weniger sind auch 

ihre Chancen, aus atypischen Beschäftigungs-

verhältnissen in reguläre Beschäftigungen zu 

gelangen.  

Bei der Teilzeitarbeit stellt sich die Frage in 

einer anderen Weise. Sie betrifft insbesondere 

Frauen, aber man kann auch nicht davon aus-

gehen, dass jeder aus der Teilzeitarbeit raus 

will. Die Brückenfunktion ist da anders einzu-

stufen als beispielsweise bei der Leiharbeit oder 

der befristeten Beschäftigung.“ 

Helga Nielebock ergänzte, „dass es wichtig sei, 

dass insbesondere den Frauen die Möglichkeit 

gegeben wird, dass sie zumindest dann Zeit 

aufstocken können, wenn der Arbeitgeber Be-

darf hat. Da sie das ja in der Regel häufig nicht 

wissen, muss es hier Verbesserungen geben, 

damit sie diesen Anspruch auch tatsächlich 

durchsetzen können. Das ist der eine Punkt.  

Der andere Punkt ist, dass auch die Möglichkeit 

stärker angeboten werden sollte, dass jemand, 

der eine lange oder längere Teilzeit hat oder 

der Vollzeit arbeitet, befristet in Teilzeit gehen 

kann. Ich denke, das würden dann auf einen 

Schlag auch sehr viele Männer in Anspruch 

nehmen, weil es eine Rückkehr gibt und man 

eben nicht in der Teilzeitfalle drin sitzt.  

Das wäre für mich auch eine echte Work-Life-

Balance, wenn das möglich wird und man sich 

das nicht selbst notfalls mit Arbeitszeitkonten 

erarbeiten muss. Wer es sich finanziell leisten 

kann, würde das dann ja machen können. Ich 

denke, das wäre eine Flexibilität, die den Be-
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schäftigten, insbesondere auch den Frauen und 

Eltern nutzen würde.“ 

Frau Beikler brachte an dieser Stelle das Flexi-

curity-Modell als Strategie zur gleichzeitigen 

Stärkung von Flexibilität und Sicherheit in die 

Diskussion. Ist dieses Modell aufgrund der 

veränderten Arbeitsverhältnisse in Europa 

überhaupt noch gültig? Muss ein neues Mo-

dell her? Welche Rolle spielen die National-

staaten, in denen das Tarifrecht beziehungs-

weise das Arbeitsrecht geregelt werden soll-

te? Ist ein neuer europäischer sozialer Dialog 

erforderlich oder ist das nicht mehr notwen-

dig? 

Frau Nielebock stimmte Frau Beikler zu: „Die 

Krise in Europa hat dazu geführt, dass in ganz 

vielen Ländern die Sparpolitik letztendlich auf 

dem Rücken der Arbeitnehmer und ihrer Rechte 

als Arbeitnehmer, aber auch als Verbrauche-

rinnen und Verbraucher ausgetragen wird. 

Insofern beruht die Krisenlösung ganz stark auf 

einer Einsparpolitik, und das heißt immer, dass 

Sozialpolitik und Arbeitnehmerrechte geopfert 

werden und dass die Einnahmenseite weniger 

gestärkt wird. Das heißt letztendlich mehr 

Steuern und mehr Vermögenssteuereinnahmen 

von denen, die reich sind.  

Da ist meines Erachtens ein falscher Anreiz 

gesetzt worden, auch eine falsche Politik, die 

letztendlich nicht zu dem führt, was der euro-

päische Binnenmarkt eigentlich sein soll, näm-

lich ein Binnenmarkt, der die wechselseitigen 

Stärken unterstützt und uns auf dem Welt-

markt voranbringt.  

Deshalb müsste meines Erachtens ein neuer 

Aufschlag gemacht werden. In jedem Fall muss 

die Politik der Mindeststandards in Europa wei-

ter ausgebaut werden. Da haben wir im Grunde 

Stillstand in der Europäischen Union. Einem 

echten sozialen Dialog müsste eine ernsthafte 

Umsetzung durch die Kommission folgen. Wenn 

die Kommission nicht sagt, dass sie dann wirk-

lich etwas macht, gibt es für die Sozialpartner 

keinen Einigungsdruck.“ 

Frau Beikler bat die beiden Wissenschaftler 

um ihre Meinung zum Thema Flexicurity in 

Europa. Prof. Dolton machte den Anfang: „Die 

Diskussion hierzu ist sehr breit angelegt – aber 

jetzt sind Sie am Kern der Krise in Europa ange-

kommen, der Frage: ‚Ist es möglich, dass die 

gleichen Regeln, Regularien und Gesetze für 

alle Mitgliedsstaaten in Europa gelten‘? 

Aus meiner Sicht, so Prof. Dolton, ist die Erfah-

rung der letzten Jahre, dass das sehr schwierig 

ist. Wir haben unterschiedliche finanzpolitische 

Systeme in Deutschland und Griechenland und 

die Durchsetzung der gleichen Regeln – egal zu 

welchem Thema, sei es Flexibilität, Sicherheit 

von Arbeitsverträgen, Tarifsystem – scheint für 

mich ein bisschen viel verlangt zu sein. Ich den-

ke deshalb, dass es keine Alternative dazu gibt, 

dass die einzelnen Nationalstaaten ihre eige-

nen Regelungen für ihre Arbeitsmärkte treffen. 

Treibt man das Argument jedoch in die Gegen-

richtung, muss man das Steuersystem mitein-

beziehen, dann auch das ganze finanzpolitische 

System und man landet bei der Frage: Gibt es 

eine Zukunft für den Euro? Ich denke, Sie kom-

men gerade an die Punkte, die im Zentrum der 

Diskussion in Europa stehen – und ich denke, es 

wird nicht mehr lange dauern, bis wir die Ant-

worten haben, auch wenn ich da eher pessimis-

tisch bin. 

Im Anschluss an die Podiumsdiskussion blieb 

noch Zeit für Fragen aus dem Publikum. Den 

Anfang machte Herr Jürgen Kühl: 

Der wichtigste Aspekt für Gute Arbeit von 36 

Millionen Arbeitnehmern sind steigende Real-

löhne und kürzere Arbeitszeiten. Das ist bis 

gestern und heute kaum erwähnt worden.  

Die Frage an Frau Nielebock ist: Wieso ist es 

den Gewerkschaften in den letzten mehr als 

zehn Jahren nicht gelungen, den Verteilungs-

spielraum aus Produktivitätsanstieg und Preis-
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steigerung für höhere Reallöhne und kürzere 

Arbeitszeiten auszuschöpfen? Die Reallöhne 

stagnieren bestenfalls und die Arbeitszeiten 

gehen auch nicht zurück, stattdessen reden wir 

über Flexibilisierung und ich weiß nicht was 

alles. Was werden die Gewerkschaften tun, um 

den Verteilungsspielraum in Zukunft auszu-

schöpfen? 

Zweite Frage an Frau Gundert: Ein Aspekt ist 

nicht erwähnt worden, nämlich dass ungefähr 

ein Drittel aller Arbeitnehmer nicht ganzjährig 

beschäftigt sind. Wenn ungefähr die Hälfte 

aller Einstellungen – und da reden wir von drei, 

vier Millionen Einstellungen im Jahr – befristet 

sind, dann haben entsprechend viele Menschen 

keine ganzjährige Beschäftigung, und damit 

natürlich auch kein ganzjähriges Einkommen, 

keine ganzjährige soziale Sicherung. Wie kann 

man die in den Aspekt Gute Arbeit einbauen? 

Dritte Frage, Herr Staatssekretär, da oben steht 

auch „ESF“. Wir werden bald eine neue Förder-

periode haben und die Senatorin hat gestern 

dieses Wort nicht einmal erwähnt. Wie wird 

BerlinArbeit zusammen mit dem ESF umgesetzt 

werden? 

Frau Gundert antwortete: 

Was Sie ansprechen, hat ja im Prinzip auch 

etwas mit dem Aspekt der Flexicurity zu tun, 

auf den Frau Beikler eben zu sprechen kam. Im 

Prinzip ist es ja so, dass die Ausweitung der 

temporären Beschäftigungszeit oder der nicht 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs-

verhältnisse die gesamten Sozialversicherungs-

systeme vor die Frage stellen: Was machen wir 

nun? Das alte System hat sich irgendwo über-

holt. Der Flexicurity-Ansatz beinhaltet, dass wir 

neue Formen finden müssen, wie man über den 

gesamten Erwerbsverlauf hinweg Risiken, Ar-

beitslosigkeitsrisiken etc. absichert.  

Ich habe da auch keine Lösung, sondern hätte 

eigentlich eher eine Frage, denn mir ist das 

auch aus meiner eigenen Erfahrung heraus 

nicht ganz klar: Junge Arbeitnehmer unter 40 

Jahre gehen, insbesondere je höher sie qualifi-

ziert sind, in der Regel nicht mehr in ein Unter-

nehmen rein und bleiben dann dort 40 Jahre, 

sondern in der Regel ist man mobiler und soll 

auch mobiler, flexibler sein. Das heißt, betrieb-

liche Lösungen scheiden hier eher aus. Es geht 

also im Prinzip auf die staatliche Ebene. Und da 

würde mich interessieren, welche Ansätze es da 

gibt, auch vonseiten der Gewerkschaften oder 

insgesamt vonseiten der Tarifparteien. Beteili-

gen Sie sich auch an der Diskussion dessen, was 

über die betriebliche Ebene hinausgeht? Aus 

der Praxis heraus würde mich das interessieren.  

Helga Nielebock antwortete: 

Ich möchte die Frage beantworten, die mir 

gestellt wurde. Es ist richtig: Die Tarifabschlüs-

se der Mitgliedsgewerkschaften des DGB haben 

es in den letzten zehn Jahren nicht vermocht, 

tatsächlich die Reallohnentwicklung zu beein-

flussen, sodass es unterm Strich zu Verschlech-

terungen gekommen ist.  

Das hängt natürlich auch mit der wirtschaftli-

chen Entwicklung insgesamt und mit Kampf-

stärke zusammen, aber auch mit der Frage, wie 

die Arbeitgeber bereit sind, sich auf tarifver-

tragliche Regelungen einzulassen. In den letz-

ten zehn bis fünfzehn Jahren haben sie nicht 

nur den Rückgang der Tarifbindungen bei den 

Gewerkschaftsmitgliedern, sondern auch bei 

den Arbeitgebern erleben müssen. Das hängt 

damit zusammen, dass es eben für junge Ar-

beitgeber häufig nicht mehr so interessant ist, 

Mitglied in einem Arbeitgeberverband zu wer-

den. Auch alte Hasen bei den Arbeitgebern 

flüchten in so genannte „OT-Mitgliedschaften“ 

und suchen sich noch besser aus, was sie an 

Löhnen bezahlen. Das erschwert Tarifpolitik 

natürlich enorm. Diese Möglichkeiten wurden 

von den maßgeblichen Gerichten leider auch 

für zulässig erachtet, so dass wir an der Stelle 

durchaus Schwierigkeiten haben, ganz zu 

schweigen von den vielen Umstrukturierungs-

möglichkeiten, die den Arbeitgebern einge-

räumt worden sind.  
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Die Entwicklung ist nicht rosig, das haben Sie ja 

auch ein stückweit angesprochen. Wir meinen, 

dass es da ein Doppelkonzept geben muss. Und 

dazu gehört nun eben einmal der Mindestlohn, 

der diese tariffreien Branchen und Bereiche 

abdecken, aber eben auch schlechte Tarifver-

träge verdrängen soll.  

Zu den Branchenlöhnen, aber eben auch zur 

Verbindlichkeit von geschlossenen Tarifverträ-

gen für die gesamte Branche: Die Allgemein-

verbindlichkeitserklärung ist unsere Fokussie-

rung und wir haben uns natürlich vor allem 

dafür stark gemacht, prekäre Beschäftigung 

zurückzudrängen – denken Sie an die Diskussi-

on um die Leiharbeit – und bei der Befristung 

sind wir dran. Da ist es allerdings nicht so ganz 

einfach, weil es da auch neue Entscheidungen 

des Bundesarbeitsgerichtes gibt, die uns das 

Leben hier schwer machen und Befristungsrota-

tionen und Karusselle eher ermöglichen. 

Das heißt, tarifpolitische Entwicklung ist immer 

in die gesamtwirtschaftliche, in die politische 

Entwicklung eingebettet und in dem Fall auch 

in die Fragen der internationalen Arbeitsteilun-

gen, die ja auch nicht leichter geworden sind.  

Zur Frage zum ESF antwortete Staatssekretär 

Dilmaghani: 

Die Rahmenbedingungen für die neue Förder-

periode 2014 – 2020 stehen noch nicht. Ich 

glaube, wenn wir da in die Tiefe gehen wollten, 

müssten wir einen eigenen Workshop machen, 

für den auch nicht zwei Stunden, sondern 

wahrscheinlich zwei Tage benötigt würden. 

Aber grob gesagt ist der ESF ein wichtiges In-

strument zur Umsetzung von BerlinArbeit.  

Inhaltlich betrachtet gehört dazu das Thema 

der öffentlich geförderten Beschäftigung, die 

aufgrund der Reform auf Bundesebene nicht 

mehr im selben Umfang wie vorher möglich ist. 

Dann haben wir den Ansatz von BerlinArbeit 

zur Stärkung des ersten Arbeitsmarktes. Auf der 

anderen Seite wollen wir die Themen Weiter-

bildung, Qualifizierung und Coaching stärken. 

Im Bereich Frauen wollen wir das Thema Exis-

tenzgründerin und entsprechende Beratung 

stärker voranbringen. 

Mathias Kuhlmann aus der ESF-

Verwaltungsbehörde in Berlin meldete sich mit 

folgendem Beitrag: 

Am Ende einer solchen Tagung stellt sich dann 

schon die Frage, ob man nicht das, was hier an 

Qualität der Arbeit zusammengetragen wurde, 

trotz strittiger Themen nicht deutlich mehr als 

bisher in den ESF hineintragen kann. Mich hat 

eine Anfrage erreicht, die lautete: Was tut Ihr 

im ESF eigentlich dafür, dass das Personal in 

Qualifizierungsmaßnahmen, also beim Träger, 

bestimmte Mindeststandards erfüllt? Dies ist 

eine sehr interessante Frage, um die wir uns 

relativ wenig kümmern. Diese Anfrage hat ei-

gentlich ins Herz getroffen und sehr viel mit den 

Fragen zu tun, die wir hier zwei Tage lang dis-

kutiert haben. 

Das ist natürlich nur in gemeinsamer Arbeit von 

Ihnen als Hauptumsetzer des ESF in der Fach-

lichkeit und von uns als Verwalter möglich, 

tatsächlich Anregungen aus einer solchen Ver-

anstaltung auch de facto in die neue Planung 

aufzunehmen. Ich finde schon, dass es da An-

sätze gibt. 

Zwischenfrage von Moderatorin Sabine Beikler: 

Darf ich Sie auch fragen, warum das denn ei-

gentlich so lange dauert und warum man im-

mer noch kein ESF – Rahmenprogramm vorge-

legt hat? Wo sind denn da die politischen Prob-

leme? 

Herr Kuhlmann: 

Wir sind mittendrin in der Planung und führen 

im Moment Planungsrunden mit allen umset-

zenden Stellen in Berlin durch.  

Wir haben ein Eckpunkte-Papier, es ist also 

nicht so, dass wir erst ganz am Anfang sind. 

Wir sind mittendrin und werden Anfang nächs-

ten Jahres schon einen ersten Programment-
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wurf vorlegen. Das mal ganz kurz. Gestern gab 

es zum Beispiel im Abgeordnetenhaus eine 

Befassung mit dem Thema.  

Ich wollte aber doch noch einmal auf die De-

batte mit unserem Freund aus England zurück-

kommen, weil es eben auch das Thema Förde-

rung und den ESF und Europa so sehr betrifft. 

Es interessiert mich ganz ernsthaft, denn ich 

empfinde das ganz ähnlich wie Sie, da ich lange 

Zeit Austausch mit vielen Akteuren in Großbri-

tannien, in England, London, auch in Schottland 

gehabt habe. Ich empfinde das ganz ähnlich 

wie Sie, und zwar als Deutscher. Es ist tatsäch-

lich so und ich möchte Sie da einfach noch ein-

mal in Ihrer Wahrnehmung bestärken, dass wir 

in Deutschland - egal, ob wir einen gesetzlichen 

Regelungsbedarf haben oder auch so ein För-

dersystem wie den ESF – uns immer noch eine 

Eventualität mehr ausdenken. Und damit ma-

chen wir uns oft das Leben selbst sehr schwer.  

Das sage ich sehr selbstkritisch, und zwar des-

wegen, weil wir uns selbst im ESF-

Fördersystem, wo wir leider auch von Bürokra-

tie sprechen, darangemacht haben, die Dinge 

für die neue Förderperiode zu vereinfachen. 

Das ist sehr schwer, wir sind da auch erst am 

Anfang, aber wir haben es uns vorgenommen. 

Es ist wirklich ein dickes Thema, das man schon 

ernst nehmen muss.  

Herr Dilmaghani, natürlich müssen wir auch da 

zusammenarbeiten, denn Sie kennen ja das 

Thema, dass wir irgendwie versuchen müssen, 

relativ komplizierte Systeme und Regelungen 

etc. wieder handhabbarer zu machen. Das ist 

schon der richtige Hinweis, der bei uns in der 

Außenwahrnehmung eines englischen Kollegen 

ankam.  

Prof. Peter Dolton antwortete: 

Ich denke, was Deutschland charakterisiert ist 

eine Gründlichkeit in jedem Themenfeld, sei es 

die Herstellung des besten Autos, die Herstel-

lung der besten Waschmaschine oder die Ver-

abschiedung der besten legislativen Rahmen-

bedingungen zur Bekämpfung von Armut und 

der Fürsorge für Niedrigverdienende. 

Aber es gibt einen Punkt – und da knüpfe ich an 

das an, was ich zuvor gesagt habe – an dem 

man sagen muss: Man kann nicht jede Even-

tualität abdecken. Und wenn man effektiv sein 

muss, dann muss man sich die folgende Frage 

stellen: Wollen wir Regularien, die mit jedem 

Partner hinsichtlich jeder Eventualität abge-

sprochen wurde oder wollen wir etwas, was 

sehr schnell eine Wirkung zeigen kann? 

Ich denke, Sie müssen da einen Mittelweg fin-

den – eine Lösung, die sowohl praktisch, im-

plementier- und durchführbar ist, alle essentiel-

len Kriterien berücksichtigt und die die grund-

sätzliche Zustimmung aller Seiten der politi-

schen Debatte sowie der Arbeitgeber- und der 

Arbeitnehmervertreter erhält. 

Es gibt Lektionen, die man aus den Erfahrungen 

Großbritanniens lernen kann – sowohl im Gu-

ten als auch im Schlechten. Wir haben in Groß-

britannien nicht diese Gründlichkeit – wir bau-

en Autos nicht so wie Sie und wir verabschieden 

Gesetze nicht so wie Sie – aber es gibt ein „Bri-

tishness“ hinsichtlich der Art und Weise, wie wir 

zu Kompromissen kommen. 

Erinnern Sie sich daran, was Tim Butcher hin-

sichtlich der Low Pay Commission gesagt hat 

und wie diese funktioniert. Sie ist sehr effektiv, 

nicht zuletzt weil es nur wenige Regeln und 

Regularien gibt. Als sie eingerichtet wurde, ist 

man durchaus vorsichtig vorgegangen – aber 

als die LPC einmal in der Welt war, hat man sie 

ihre Arbeit unabhängig erledigen lassen, mit 

den besten Absichten für die Menschen im Sin-

ne. 

Das ist es, was für mich die letzten beiden Tage 

klar geworden ist; Die Situation ist komplex, 

aber es gibt die Chance, effektive Lösungen zu 

finden die pragmatisch sind und sich schnell 

umsetzen lassen. 
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Zum Abschluss bedankte sich Frau Beikler bei 

allen Diskutanten sowie allen Teilnehmerin-

nen und Teilnehmern: 

Meine Damen und Herren, wir haben uns jetzt 

in den letzten zwei Tagen mit allen möglichen 

Themen befasst: Flexibilisierung, gute Arbeit, 

Globalisierung, atypische Beschäftigungsfor-

men. Anhand der Ergebnisse aus den Work-

shops hat man auch gesehen, dass es weiterhin 

Gesprächsbedarf gibt. Man wird sich dann hof-

fentlich noch einmal treffen und zu den einzel-

nen Punkten noch einmal spezielle Workshops 

machen.  

Wir konnten in den letzten zwei Tagen über 

einen Abriss verschiedener Themen informie-

ren. Ich hoffe, es hat Ihnen viel Spaß gemacht. 

Ich wünsche Ihnen auch noch viele Gedanken, 

neue Ideen oder auch Ideen, die Sie jeweils in 

Ihre Berufe mit hineintragen. Ich möchte mich 

auch noch einmal ganz herzlich bei den Refe-

rentinnen und Referenten aus dem In- und Aus-

land bedanken und wünsche Ihnen noch einen 

schönen Tag und ein schönes Wochenende! 

Das letzte Wort hat Herr Staatssekretär 

Dilmaghani, der sich für die souveräne Mode-

ration bei Frau Beikler sowie bei Frau Reichert 

aus der Senatsverwaltung und BBJ für die Vor-

bereitung und Durchführung der Veranstaltung 

bedankte. 
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7 ANLAGE 

BerlinArbeit 

Strategische Neuausrichtung der Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik  

des Landes Berlin in der Legislaturperiode 2011 – 2016 

- E c k p u n k t e - 

Mit dem Programm BerlinArbeit wird die Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik des Landes Berlin 

neu ausgerichtet. Es bildet die Grundlage für einen umfassenden und kooperativen Politikansatz zur 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Berlin. 

Die wesentlichen Ziele von BerlinArbeit sind  

 die Zahl der Erwerbslosen in Berlin zu senken, 

 Gute Arbeit als Grundprinzip durchzusetzen, 

 Berlin zu einem TOP-Standort mit guten Fachkräften weiter zu entwickeln und  

 das Zusammenspiel der Akteure zu verbessern, um die Wirksamkeit der Mittel zu erhöhen.  

Die Umsetzung und Konkretisierung des Programms BerlinArbeit wird in enger Zusammenarbeit mit 

den Partnern am Arbeitsmarkt, wie der Bundesagentur für Arbeit und den Wirtschafts- und Sozial-

partnern erfolgen.  

1.  Ausgangslage  

Grundlage der Neuausrichtung der Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik sind die positiven wirt-

schaftlichen Veränderungen der letzten Jahre, die sich zunehmend auch in einer steigenden Arbeits-

kräftenachfrage bemerkbar machen.  

Die Gemeinsame Fachkräftestudie Berlin-Brandenburg prognostiziert einen erheblichen Fachkräf-

tebedarf für die Region in den kommenden Jahren. Die Arbeitskräftenachfrage wird sich vor allem 

auf Fachkräfte mit Berufsabschluss oder Hochschulabschluss richten. 

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort Berlin ist von rd. 1,014 Mio. im 

Juni 2005 auf rd. 1,151 Mio. im Juni 2011 gestiegen. Parallel dazu ist die Zahl der Arbeitslosen seit 

2005 kontinuierlich – mit Ausnahme des Krisenjahres 2009 – auf rd. 228.800 Personen im Jahres-

durchschnitt gesunken. 

Berlin gelingt es, zunehmend seine Entwicklungschancen zu nutzen. Eine positive Dynamik hat die 

Stadt erfasst. Die Berliner Wirtschaft ist auf Zukunftskurs – auch wenn noch nicht alle strukturellen 

Probleme nach der Zeit der Teilung Deutschlands überwunden sind.  

Die Berliner Industrie hat sich in den vergangenen Jahren neu aufgestellt und hat aufgrund ihrer er-

starkten Leistungsfähigkeit und engen Anbindung an die Wissenschafts- und Forschungslandschaft 

deutlich an Wettbewerbsstärke gewonnen.  

Das Berliner Handwerk blickt nach einem langen Anpassungsprozess ebenfalls wieder mit Zuversicht 

in die Zukunft. Eine starke Ausdifferenzierung und hohe Kundenorientierung sind kennzeichnend für 
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das Berliner Handwerk. Trotz der eher kleinen bis mittelgroßen Betriebsstrukturen im Handwerk und 

der überwiegend regionalen Geschäftsausrichtung ist das Handwerk von erheblicher Bedeutung für 

Beschäftigung in Berlin. 

Der Dienstleistungsbereich in Berlin wächst weiter. Eine wichtige Säule ist der Tourismus mit seinen 

positiven Beschäftigungswirkungen im Hotel- und Gaststättengewerbe sowie im Kulturbereich. Die 

Kreativwirtschaft nimmt in Berlin stetig zu. Die Inbetriebnahme des Flughafens Berlin-Brandenburg 

wird zu einem weiteren Anstieg der Zahl von Besucherinnen und Besuchern aus dem In- und Ausland, 

von Geschäftsreisenden sowie Messe- und Tagungsgästen führen.  

Als Basis und Motor der wirtschaftlichen Entwicklung kommt der Industrie wie auch dem Handwerk 

eine erhebliche Bedeutung zu, der Großteil der Wertschöpfung und Beschäftigung findet jedoch im 

Dienstleistungssektor statt. Berlin ist eine Dienstleistungsmetropole. Rd. 85 % der Erwerbstätigen in 

Berlin arbeiten in Dienstleistungsbereichen.  

Trotz der erfreulichen wirtschaftlichen Entwicklungen gibt sich Berlin mit der gegenwärtigen Situati-

on auf dem Arbeitsmarkt nicht zufrieden. Die Arbeitslosenquote in Berlin lag 2011 mit 13,3 % immer 

noch weit über dem Bundesdurchschnitt von 7,1 %.  

Bei näherer Betrachtung der Struktur der Arbeitslosigkeit wird insbesondere Folgendes deutlich (mit 

Datenstand März 2012):  

 49,4 % der Arbeitslosen in Berlin haben keine abgeschlossene Berufsausbildung (zum Vergleich 

der Bundesdurchschnitt: 41,0 %). 

 Die Arbeitslosenquote der Personen mit ausländischer Staatsbürgerschaft ist in Berlin – wie auch 

bundesweit – ungefähr doppelt so hoch wie die von Personen mit deutscher Staatsbürgerschaft.  

 Die Arbeitslosenquote der Jugendlichen zwischen 15 und 25 Jahren beträgt in Berlin 14,0 %, im 

Bundesdurchschnitt dagegen nur 6,1 %. 

 Die Arbeitslosenquote der 55- bis 65 Jährigen beträgt in Berlin 12,6 %, während sie im Bundes-

durchschnitt bei 8,7 % liegt. 

 In Berlin sind rd. 81,1 % der Arbeitslosen abhängig von Leistungen aus der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende (SGB II), im Bundesdurchschnitt sind es nur 68,5 %. 

Die tatsächliche Unterbeschäftigung ist größer als es die Zahl der Arbeitslosen zum Ausdruck bringt. 

Die Arbeitslosenzahl erfasst beispielsweise nicht die Personen, die an Arbeitsfördermaßnahmen teil-

nehmen. Auch das ungenutzte Potenzial von Personen, die zwar nicht arbeitslos sind, aber doch weit 

weniger Wochenstunden arbeiten als sie möchten, spiegelt die Arbeitslosenzahl nicht wider. Darüber 

hinaus haben sich angesichts der schwierigen Arbeitsmarktsituation in den letzten Jahren vor allem 

Frauen – wenn das Partnereinkommen es zuließ – vom Arbeitsmarkt zurückgezogen, die bei besserer 

Wirtschaftslage erwerbstätig sein würden und die künftig auch dringend zur Deckung des Fachkräf-

tebedarfs gebraucht werden.  

Der Anteil der Erwerbstätigen mit einem befristeten Arbeitsvertrag an allen abhängig Erwerbstätigen 

(ohne Auszubildende) lag gemäß den Ergebnissen des Mikrozensus im Jahr 2010 in Berlin bei rd. 15,5 

% und damit über dem Bundesdurchschnitt von rd. 10,7 %. Der höhere Anteil ist zum einen eine Fol-

ge der schlechteren Arbeitsmarktsituation in Berlin, zum anderen lässt er sich dadurch erklären, dass 

u.a. der Hochschul- und Forschungsbereich sowie die Medien mit einem allgemein hohen Befris-

tungsanteil besonders stark in Berlin vertreten sind.  
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In Berlin gingen im Juli 2011 rd. 126.000 SGB II-Leistungsberechtigte einer Erwerbstätigkeit nach, 

davon rd. 29.366 bzw. 21 % einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in Vollzeit (ohne Aus-

zubildende).  

Insgesamt geben die positiven wirtschaftlichen Entwicklungen Anlass zum Optimismus, dass bei ei-

nem entsprechenden Zusammenwirken aller Akteure eine erhebliche Reduzierung der Arbeitslosig-

keit und Erhöhung des Grades der Erwerbstätigkeit gelingen kann. Selbst für diejenigen, die bisher 

nur schwer Arbeit gefunden haben, eröffnen sich jetzt neue Integrationschancen.  

Arbeitslosenquoten (bezogen auf zivile Erwerbspersonen in %) 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf (Datenstand: Febr. 2012) 

Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen in Berlin 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf (Datenstand: Febr. 2012) 
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Erwerbstätigenquote der 20- bis unter 65-Jährigen4 

 

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, Stuttgart, 2012 

Entwicklung der Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort Berlin (jeweils Ende 

des 2. Quartals) 

 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik, Stand: Januar 2012 

                                                           
4
 * Für das Jahr 2010 gibt es nur eine eingeschränkte Vergleichbarkeit mit Daten aus Vorjahren wg. Anpassung der Definiti-

on des Erwerbsstatus an internationale Vorgaben 
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2.  Ziele von BerlinArbeit 

 

Ziel 1: Zahl der Erwerbslosen in Berlin senken 

Im Fokus von BerlinArbeit steht die Reduzierung der Zahl der Arbeitslosen. Im Zuge der Umsetzung 

von BerlinArbeit und der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung in Deutschland aber auch in Berlin ist 

es bei fortgesetztem Trend realistisch, im Jahr 2014 eine Arbeitslosenzahl von weniger als 200.000 in 

Berlin zu erreichen. In Bezug auf das gesellschaftlich dringende Problem der Jugendarbeitslosigkeit 

bietet sich die Chance, dass auch diese Quote bis zum Ende der Legislaturperiode auf unter 10 % 

gesenkt werden kann.  

Der Senat wird diese Entwicklung aktiv mit den geplanten arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, die 

nachfolgend in den Handlungsfeldern dargestellt sind, befördern und unterstützen. 

Wenn alle Akteure in der Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik Hand in Hand arbei-

ten, werden verstärkt auch Langzeitarbeitslose, Ältere, Frauen, Menschen mit Behinderung und Per-

sonen mit Migrationshintergrund von den neu entstehenden Beschäftigungsmöglichkeiten profitie-

ren. 

Die Erfahrungen mit der Berliner Joboffensive zeigen, dass insbesondere mit besseren Betreuungs-

schlüsseln und spezifischer Unterstützung höhere Integrationserfolge zu erzielen sind. Das Land Ber-

lin legt dabei besonderen Wert auf die Erreichung einer nachhaltigen Integration.  

Ziel 2: Gute Arbeit als Grundprinzip durchsetzen  

Der Berliner Senat verfolgt mit hoher Priorität das Ziel, auf „Gute Arbeit“ im Sinne guter Arbeitsbe-

dingungen hinzuwirken.  

Charakteristika „Guter Arbeit“ sind insbesondere  

 Sicherheit des Arbeitsplatzes, 

 existenzsichernde Entlohnung,  

 gesunde und humane Gestaltung des Arbeitsplatzes und der Arbeitszeiten, 

 Vermeidung jeglicher Diskriminierung am Arbeitsplatz, 

 gleiche Entlohnung für gleiche bzw. gleichwertige Arbeit (Equal pay), 

 Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie 
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 individuelle Entwicklungs- und Aufstiegschancen. 

Diskriminierungsfreie Zugänge zu Ausbildung und Beruf sind insbesondere unabhängig von  

 Alter, 

 Behinderung,  

 Geschlecht, 

 ethnischer Herkunft, 

 sexueller Orientierung oder 

 Religion  

zu gewährleisten. 

Zur Verwirklichung guter Arbeitsbedingungen ist es wichtig, das Prinzip der Sozial- und Tarif-

partnerschaft zu stärken und für aktive Interessenvertretungen der Beschäftigten in Unternehmen 

und Verwaltung einzutreten.  

Wegen ihrer negativen Folgen für die Beschäftigten, aber auch für Wirtschaft und Gesellschaft muss 

unvermindert und konsequent gegen Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung sowie Mindestlohn-

verstöße und sittenwidrige Löhne vorgegangen werden.  

Gute Arbeitsbedingungen sind wichtige Standortfaktoren für die zukünftige Fachkräftesicherung. 

BerlinArbeit wird helfen, die Bundeshauptstadt Berlin zur „Hauptstadt der guten Arbeit“ zu entwi-

ckeln. 

Ziel 3: Berlin zu einem TOP-Standort mit guten Fachkräften weiterentwickeln 

Eine wesentliche Zielstellung von BerlinArbeit ist es darauf hinzuwirken, dass Berlin auch mittel- und 

langfristig über gut qualifizierte Fachkräfte in ausreichender Anzahl verfügt.  

Ein hohes Qualifikationsniveau der Erwerbsbevölkerung ist von zentraler Bedeutung für die wirt-

schaftliche Entwicklung, Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität einer Region. 

Für die Fachkräftesicherung und -entwicklung sind Initiativen in sehr unterschiedlichen Bereichen 

erforderlich:  

 Nutzung der Chancen im dualen Ausbildungssystem  

Das duale Ausbildungssystem ist von zentraler Bedeutung – sowohl zur Sicherung beruflicher 

Perspektiven für den einzelnen Jugendlichen als auch zur allgemeinen Fachkräftesicherung. 

Jeder junge Mensch, der eine duale Ausbildung machen möchte und kann, sollte deshalb ei-

ne Ausbildungschance erhalten. Die Zahl der Ausbildungsabbrüche sollte verringert werden. 

Auch die Zahl der Schulabbrecherinnen und -abbrecher in Berlin muss reduziert werden, da 

der Schulabschluss ein wesentlicher Erfolgsfaktor für Aus- und Weiterbildung ist.  

 Ausschöpfung des Fachkräftepotenzials der Erwerbslosen  

Unter denen, die gegenwärtig gar nicht (oder nur in einem zeitlich geringem Umfang) einer 

Erwerbstätigkeit nachgehen, finden sich viele Fachkräfte bzw. welche, die es werden können. 

Das bislang ungenutzte Fachkräftepotenzial, insbesondere unter den Älteren, den Frauen, 
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den Menschen mit Behinderung sowie den Migrantinnen und Migranten, ist durch geeignete 

Maßnahmen der Aktivierung und Qualifizierung zu erschließen.  

 Etablierung einer Willkommenskultur und Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifi-

kationen 

Viele Menschen, die aus dem Ausland nach Berlin kommen, haben im Ausland eine Ausbil-

dung absolviert. Für die Erhöhung des Fachkräftepotenzials ist es wichtig, die im Ausland er-

worbenen Qualifikationen anzuerkennen, Möglichkeiten zur Ergänzung der Qualifikationen 

zu eröffnen und auf eine qualifikationsentsprechende Beschäftigung hinzuwirken. Darüber 

hinaus ist im Rahmen einer Willkommenskultur die Attraktivität Berlins als Lebens- und Ar-

beitsort für Migrantinnen und Migranten zu stärken.  

 Stärkung des Weiterbildungsengagement   

Die berufliche Weiterbildung ist auszubauen, damit die Beschäftigten ihre Kompetenzen an-

gesichts der rasanten gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Veränderungen 

fortlaufend anpassen und weiterentwickeln können. Ein Schulabschluss und eine abgeschlos-

sene Berufsausbildung sind wichtig für den Einstieg ins Berufsleben, für den dauerhaften 

Verbleib im Erwerbsleben bedarf es aber der Chance auf kontinuierliche berufliche Weiter-

bildung.  

Die Fachkräftesicherung durch Ausbildung im dualen System und die Weiterbildung von Beschäftig-

ten sind in erster Linie Aufgaben der privaten und öffentlichen Arbeitgeber sowie der Wirtschafts- 

und Sozialpartner. Der Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik kommt vor allem die Rolle zu, gute 

Ausgangs- und Rahmenbedingungen für die Aufnahme einer Berufsausbildung oder einer beruflichen 

Weiterbildung zu schaffen sowie Transparenz auf dem Ausbildungs- und Weiterbildungsmarkt herzu-

stellen. 

Die Gewährleistung der Ausbildung des akademischen Nachwuchses als auch die Sicherung einer 

international anerkannten Wissenschafts- und Forschungslandschaft in Berlin ist ein zentrales Ziel 

der Berliner Landespolitik. Die Bedeutung dieses Politikfeldes für wirtschaftliche Wettbewerbsfähig-

keit und Arbeitsplätze in Berlin ist nicht zu unterschätzen. Eine Integration dieses Politikfeldes in Ber-

linArbeit ist zum gegenwärtigen Zeit aber nicht geplant.  

Ziel 4: Zusammenspiel der Akteure verbessern, um die Wirksamkeit der Mittel zu erhöhen 

Bei einer Vielzahl von Akteuren – wie in der Arbeitsmarkt- und Berufsbildungspolitik – gilt, dass eine 

hohe Wirksamkeit beim Einsatz der Mittel nur möglich ist, wenn die Zielsetzungen und Instrumente 

abgestimmt werden. 

Ein wesentliches Anliegen von BerlinArbeit ist es daher, die Zusammenarbeit insbesondere mit der 

Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit und den Wirtschafts- und Sozial-

partnern sowie innerhalb der Berliner Verwaltung zu intensivieren.  

Die flankierenden, die Eingliederung unterstützenden Leistungen der Bezirke, wie Kinderbetreuung, 

Schuldner- und Suchtberatung, haben neben den direkten Arbeitsförderungsleistungen eine nicht zu 

unterschätzende Bedeutung für die schnelle und nachhaltige Integration in Ausbildung und Arbeit.  
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3.  Handlungsfelder von BerlinArbeit 

 

Handlungsfeld 1: Gemeinsames Rahmen-Arbeitsmarktprogramm entwickeln 

Die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen wird mit der Regionaldirektion Berlin-

Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit bis Ende des Jahres 2012 ein Rahmen-

Arbeitsmarktprogramm erarbeiten.  

Dieses wird die zwischen Regionaldirektion und Senatsarbeitsverwaltung abgestimmten arbeits-

marktpolitischen Strategien, Handlungsansätze und Maßnahmen für Berlin enthalten.  

Insbesondere werden jobcenterübergreifende, gesamtstädtisch relevante Eingliederungsstrategien 

vereinbart werden, die in die Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramme der Berliner Jobcenter auf-

genommen und vor dem Hintergrund der Besonderheiten der Bezirke konkretisiert und ergänzt wer-

den.  

Eine wesentliche Schwerpunktsetzung wird angesichts der gestiegenen Beschäftigungsmöglichkeiten 

auf der Förderung der Integration in den ersten Arbeitsmarkt liegen. 

Es wird auch festgelegt werden, welche Vorhaben mit Landesmitteln unterstützt werden. Die Landes-

finanzierung in der Arbeit- und Ausbildungsförderung wird sich künftig v.a. auf  

 systematische Qualifizierung für den regulären Arbeitsmarkt, 

 Coaching zur Begleitung der Arbeitsaufnahme sowie  

 Integrationsunterstützung von Personen mit besonderen Unterstützungsbedarfen  

konzentrieren.  

Fokus auf Integration in den regulären Arbeitsmarkt 

Der Fokus wird künftig klar auf die Integration in den regulären Arbeitsmarkt gerichtet.  

Auch die Vermittlung von Arbeitslosen, die aufgrund ihrer geringen beruflichen Qualifikation, ihrer 

eingeschränkten Deutsch-Sprachkenntnisse, ihres Alters, ihrer Behinderung, gesundheitlicher Prob-

leme und/oder begrenzter zeitlicher Flexibilität in der Vergangenheit geringe Integrationschancen 

hatten, wird auf den regulären Arbeitsmarkt fokussiert. Hierzu wird insbesondere als notwendig er-
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achtet: Eine intensive Begleitung und Unterstützung bei der Stellensuche und Bewerbung sowie bei 

der Arbeitsaufnahme und Stabilisierung des Arbeitsverhältnisses, kombiniert mit Qualifizierungsan-

geboten und Hilfestellungen bei der Bewältigung individueller und/oder familiärer Problemlagen, die 

die Integration hemmen könnten.  

Für die Sicherung der Nachhaltigkeit der Arbeitsmarktintegration wird vor allem dem Coaching-

Ansatz besondere Bedeutung beigemessen. Die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen 

wird deshalb Coaching-Maßnahmen für die Begleitung der Arbeitsaufnahme fördern und jedem Ber-

liner Jobcenter ein entsprechendes Angebot unterbreiten. Das Coaching kann von den Jobcentern für 

die Begleitung der Arbeitsaufnahme im Rahmen der Berliner Joboffensive, der Arbeitsaufnahme von 

marktferneren Arbeitslosen und der Aufnahme einer Beschäftigung in mit Eingliederungszuschüssen 

oder nach § 16e SGB II geförderten Arbeitsverhältnissen in Betrieben in Anspruch genommen wer-

den. Das Coaching erstreckt sich in der Regel auf einen Zeitraum von 6-12 Monaten nach Beginn der 

Arbeitsaufnahme.  

Die Wirkungen und Erfolgsfaktoren der Berliner Joboffensive werden analysiert werden. Auf Basis 

der Erkenntnisse wird die Berliner Joboffensive anschließend fortentwickelt werden um die Integra-

tionserfolge in quantitativer wie qualitativer Hinsicht weiter zu verbessern.  

Im Doppelhaushalt 2012/2013 spiegelt sich die verstärkte Ausrichtung der Förderung auf Integration 

in den regulären Arbeitsmarkt bereits wider. Die Förderung von Qualifizierung,  Coaching und direk-

ter Integrationsunterstützung erhält Vorrang und korrespondiert mit der Instrumentenreform des 

Bundes, durch die eine Vielzahl von Beschäftigungsmaßnahmen weggefallen sind.  

Unterstützung von Existenzgründungen  

Die Existenzgründung kann für einige Arbeitslose ein Weg zurück ins Erwerbsleben sein. Das Land 

Berlin setzt sich daher dafür ein, dass Existenzgründungswillige bei der Entwicklung und Umsetzung 

eines tragfähigen Gründungskonzeptes durch Beratung und finanzielle Hilfen unterstützt werden. 

Dazu existiert ein vielfältiges und gut ausgebautes Hilfsangebot der Wirtschaftsförderung des Landes 

Berlin, der Kammern, der Investitionsbank Berlin und weiterer Institutionen (www.gruenden-in-

berlin.de). Sowohl im SGB III als auch im SGB II stehen Instrumente zur Förderung von Existenzgrün-

dungen von Arbeitslosen zur Verfügung.  

Im Rahmen von Neugründungen entstehen häufig auch neue Arbeitsplätze im sozial-

versicherungspflichtigen Bereich. Die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen wird ver-

stärkt die Einstellung von Arbeitslosen in neu gegründeten Unternehmen mit einem Lohnkostenzu-

schuss fördern.  

Umbau der Qualifizierungsförderung  

Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme erhöht vor allem dann die Chancen auf Integration 

in den regulären Arbeitsmarkt, wenn die Qualifizierung auf die individuellen Voraussetzungen gut 

abgestimmt ist, auf dem Arbeitsmarkt nachgefragte Kompetenzen erworben werden und wenn der 

Erwerb dieser Kompetenzen mit einer anerkannten Bescheinigung/einem Zertifikat nachgewiesen 

werden kann.  

Die Qualifizierungsangebote in finanzieller Verantwortung des Landes werden sich grundsätzlich an 

der Bildungszielplanung der Berliner Jobcenter und Arbeitsagenturen, den Ergebnissen der gemein-

http://www.gruenden-in-berlin.de/
http://www.gruenden-in-berlin.de/
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samen Fachkräftestudie Berlin-Brandenburg und den Erkenntnissen aus dem Fachkräftemonitoring 

der IHK orientieren. 

Die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen befürwortet die Ausrichtung der Bildungs-

zielplanung an den qualifikatorischen Anforderungen des regionalen Arbeitsmarktes. Die Bildungs-

zielplanung deckt eine große Breite von Qualifizierungsnotwendigkeiten ab. So können zu einem 

Berufsabschluss führende Qualifizierungen ebenso wie der Erwerb von zertifizierten Teilqualifikatio-

nen u.a. im gewerblich-technischen, kaufmännisch-verwaltenden, sozialpflegerischen und informati-

onstechnischen Bereich gefördert werden. Die Bundesagentur für Arbeit bezieht Vertreterinnen und 

Vertreter des Landes Berlin in den Prozess zur Aufstellung der Bildungszielplanung ein. 

Für die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen ist besonders wichtig, dass auf dem Ar-

beitsmarkt verwertbare Qualifizierungsangebote auch für Personen mit einer geringen Ausgangsqua-

lifikation angeboten werden.  

Auch die Förderung von Qualifizierungsangeboten durch die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration 

und Frauen für Personen, die eine öffentliche geförderte Beschäftigung wahrnehmen, wird entspre-

chend umgebaut werden. Die Wahrnehmung dieser Angebote ist grundsätzlich freiwillig und erfolgt 

außerhalb der Arbeitszeit der öffentlich geförderten Beschäftigungsmaßnahme. Künftig wird es zeit-

lich umfangreichere Qualifizierungsangebote auch für Personen in Beschäftigungsmaßnahmen ge-

ben, um ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt durch komplexere und intensivere Qualifizierungen zu 

erhöhen.  

Neuorientierung in der öffentlich geförderten Beschäftigung 

Berlin braucht aufgrund der Arbeitsmarktlage und der Schwere der Eingliederungshemmnisse einiger 

Arbeitslose weiterhin öffentlich geförderte Beschäftigung.  

Stärker als bisher wird künftig jedoch im Vordergrund stehen, dass die Maßnahmen der öffentlich 

geförderten Beschäftigungsmaßnahmen dazu dienen, die Chancen auf Integration in den regulären 

Arbeitsmarkt zu erhöhen. Hierzu tragen auch zusätzliche Coaching- und Qualifizierungsangebote für 

die Beschäftigten bei.  

Bei der Auswahl der geförderten Beschäftigungsfelder ist der Nutzen der Tätigkeit für die Allgemein-

heit ein wichtiges, aber kein zentrales Kriterium. Zu beachten ist auch, dass geförderte Beschäfti-

gungsmaßnahmen bei gemeinnützigen Trägern keine regulären Beschäftigungsverhältnisse verdrän-

gen dürfen.  

Bei der notwenigen Fokussierung auf den regulären Arbeitsmarkt verschließt der Berliner Senat nicht 

die Augen davor, dass die Vermittlungshemmnisse einiger Arbeitsloser so schwerwiegend sind, dass 

sie auch bei guter Arbeitsmarktlage und zielgerichteter Qualifizierung äußerst geringe Chancen auf 

Eingliederung in den regulären Arbeitsmarkt haben. Auch diese Menschen darf eine Gesellschaft 

nicht aufgeben. Hier müssen neue Wege – durch den Bundesgesetzgeber – gefunden werden, um 

diesen Menschen gesellschaftliche Teilhabe, Zugehörigkeit und Anerkennung durch „Arbeit“ zu er-

möglichen.  
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Handlungsfeld 2: Fachkräftesicherung und -entwicklung 

Zur Fachkräftesicherung und -entwicklung sowie zur Verringerung der Jugendarbeitslosigkeit in Berlin 

wird u.a. Folgendes unternommen:  

a) Die Berufsorientierung in der Sekundarstufe I wird ausgebaut. Die berufsorientierende Maß-

nahme „Komm auf Tour“, die den Jugendlichen bei der Erkennung ihrer Stärken unterstützt, 

soll in den kommenden Jahren jährlich rd. 10.000 Schüler und Schülerinnen der 7. Jahrgangs-

stufe erreichen. Das Berliner Programm zur vertieften Berufsorientierung für Schülerinnen 

(BVBO) soll ausgeweitet werden, so dass 2016 rd. 15 % (zurzeit rd. 10 %) aller Schüler/innen 

der Sekundarstufe I und II erreicht werden.  

b) Die für Bildung zuständige Senatsverwaltung wird ihre Vorhaben (u.a. besondere Organisati-

onsform des Dualen Lernens an den Integrierten Sekundarschulen, Maßnahmen gegen 

Schuldistanz) fortführen, um den Anteil der Schulabgängerinnen und Schulabgänger ohne 

Schulabschluss weiter zu reduzieren.  

c) Durch verstärkte Mentoring-Angebote sowohl am Übergang Schule-Beruf als auch während 

der Ausbildung sollen Jugendliche bei ihrer Berufswahlentscheidung und bei eventuellen 

Problemen im Betrieb unterstützt werden, um die Zahl der Ausbildungsabbrüche zu reduzie-

ren. Dafür stehen im Doppelhaushalt 2012/2013 und in der Finanzplanung jährlich zusätzlich 

1 Mio. € zur Verfügung. Die vorzeitige Lösung von Ausbildungsverträgen soll von fast 27 % im 

Jahr 2010 auf unter 23 % im Jahr 2016 gesenkt werden (Berechnung nach dem sog. Schich-

tenmodell des Bundesinstituts für Berufsbildung).  

d) Zur Verbesserung der individuellen Berufsperspektiven und der Fachkräftesituation in der 

Zukunft müssen mehr Jugendliche und junge Erwachsene als bisher zum erfolgreichen 

Berufsabschluss geführt werden. Dabei setzen wir auf: 

o Erhöhung des betrieblichen Ausbildungsplatzangebots in Berlin,  

o Verringerung der Mismatch-Problematik auf dem Ausbildungsmarkt, um die an-

gebotenen Ausbildungsplätze mit Jugendlichen zu besetzen, 

o Stärkere Öffnung der Betriebe für Jugendliche mit schwierigen Startbedingun-

gen, 

o Stärkere Nutzung des von der BA geförderten Instruments der Einstiegs-

qualifizierung zur Heranführung von Jugendlichen an eine Ausbildung, 

o Werbung für die Inanspruchnahme der ausbildungsbegleitende Hilfen der Bun-

desagentur zur Sicherung des Ausbildungserfolges, 

o Ergänzende Förderung von zusätzlichen betrieblichen Ausbildungsplätzen durch 

das Land Berlin, insb. durch Förderung der Verbundausbildung,  

o Stärkere Nutzung von Nachqualifizierungsmöglichkeiten für ältere Jugendliche 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung. 

e) Durch die Förderung von Transparenz, Beratung und Qualität auf dem Weiterbildungsmarkt 

trägt das Land Berlin zu guten Rahmenbedingungen für lebenslanges Lernen und Effektivität 

in der beruflichen Weiterbildung bei. Die Arbeitgeber werden aufgefordert, ihr Engagement 

bei der beruflichen Weiterbildung ihrer Beschäftigten weiter zu erhöhen. 
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f) Das Land Berlin setzt sich dafür ein, die Voraussetzungen für die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf weiter zu verbessern, um mehr Frauen als bisher eine eigenständige Einkommens-

sicherung und mehr Männern die Wahrnehmung von Familienaufgaben zu ermöglichen. Die 

bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist zugleich von großer Bedeutung für die Er-

schließung zusätzlichen Erwerbspersonenpotenzials zur Fachkräftesicherung. Das Land Berlin 

wirkt daher im Rahmen seiner Möglichkeiten u.a. auf eine Veränderung der Rollenbilder in 

der familiären Arbeitsteilung, auf familienfreundliche Arbeitszeiten, Unterstützung von Per-

sonen mit pflegebedürftigen Angehörigen sowie auf ein quantitativ ausreichendes, qualitativ 

gutes und flexibles Kinderbetreuungsangebot hin. Im Bereich des Kinderbetreuungsangebots 

nimmt Berlin bereits jetzt in Deutschland eine Vorreiterrolle ein. 

Den mit den Wirtschafts- und Sozialpartnern getroffenen Vereinbarungen wird für die die Fachkräf-

tesicherung und -entwicklung am Standort Berlin große Bedeutung beigemessen.  

Besonders hervorzuheben sind hier  

 die „Berliner Vereinbarung zur Nachwuchskräftesicherung für Unternehmen durch Ausbildung“, 

die innerhalb des Geltungszeitraums 2011-2014 umzusetzen ist,  

und 

 der „Masterplan Qualifizierung“, der gemeinsam mit den Wirtschafts- und Sozialpartnern konse-

quent weiterentwickelt wird, damit die strategische Bedeutung der Qualifizierung als Standortfak-

tor und die Sicherung der gesellschaftlichen Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger am Erwerbsle-

ben durch berufliche Bildung verbessert wird. 

Handlungsfeld 3: Kooperation und gesamtstädtische Steuerung 

Zur Verbesserung der Kooperation und der gesamtstädtischen Steuerung auf dem Gebiet der Integ-

rationsförderung wird sich die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen dafür einsetzen,  

a) die gesamtstädtische Steuerung in der Arbeitsmarktpolitik zu verbessern und dafür auch die 

Möglichkeiten von Zielvereinbarungssystemen zu nutzen,  

b) die Kooperationsstrukturen zur Abstimmung der Ziele und Aktivitäten der arbeitsmarkt- und 

berufsbildungspolitischen Akteuren weiterzuentwickeln, 

c) den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit mit den Bezirken bei der Förderung der 

Integration in Ausbildung und Arbeit auszubauen.  

Empfehlungen zur gesamtstädtischen Steuerung werden gemäß Senatsbeschluss vom 2.11.2010 bis 

zum Ende des 4. Quartals 2012 vorgelegt werden. 

Handlungsfeld 4: Verstärkte Integration von Migrantinnen und Migranten in den Arbeits-

markt 

Die Gruppe der Personen mit Migrationshintergrund weist eine geringere Erwerbsbeteiligung auf als 

die Gruppe der Personen ohne Migrationshintergrund. Um hier auf längere Sicht zu einer Anglei-

chung zu gelangen, wird sich das Land Berlin dafür einsetzen, 
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 integrationshemmende Defizite im Bereich der schulischen und beruflichen Qualifikation sowie 

der Beherrschung der deutschen Sprache vorzubeugen bzw. sie abzubauen, 

 Potenziale, die sich aus dem Migrationshintergrund ergeben, wie z.B. Mehrsprachigkeit und inter-

kulturelle Kompetenzen, stärker zu nutzen  

 gezielte sowie niedrigschwelligen Angebote für Personen mit besonderem Unterstützungsbedarf 

zu entwickeln und 

 Diskriminierungen von Personen mit Migrationshintergrund entgegen zu wirken.  

Zur verstärkten Integration von Migrantinnen und Migranten in Ausbildung und Arbeit werden u.a. 

a) der Anteil von Jugendlichen aus Einwandererfamilien in dualen Ausbildungsgängen erhöht. 

Hierzu wird die Kampagne „Berlin braucht dich!“ auf die Privatwirtschaft ausgedehnt,  

b) der Anteil von Migrantinnen und Migranten unter den Auszubildenden im öffentlichen Dienst 

und in Unternehmen, an denen das Land Berlin mehrheitlich beteiligt ist, erhöht (Angestrebt 

wird eine Erhöhung des Anteils von derzeit 17,5 % bis 2015 auf rd. 25 %.),  

c) das Programm „Ausbildung in Sicht“, das insbesondere auf eine Verbesserung der individuel-

len Ausbildungsreife der Jugendlichen mit Migrationshintergrund zielt, weiterentwickelt, um 

noch wirksamer als bisher die Ausbildungs- und Arbeitsmarktchancen der Jugendlichen zu 

erhöhen,  

d) eine Erstberatungsstelle zum neuen Bundesgesetz zur Anerkennung von im Ausland erwor-

benen Berufsqualifikationen eingerichtet (Mit dem Beratungsangebot der Erstberatungsstel-

le, die aus Bundesmitteln finanziert wird, sollen jährlich mindestens 10 % der Antragstelle-

rinnen und Antragsteller erreicht werden.), 

e) die berufliche Qualifizierung von Arbeitslosen mit Migrationshintergrund intensiviert und da-

bei die Vermittlung von berufsbezogenen Deutschkenntnissen in den Qualifizierungsangebo-

ten berücksichtigt (Durch eine stärkere Zielgruppenorientierung soll in der Arbeitsförderung 

insgesamt ein höherer Förderanteil von Migrantinnen und Migranten erreicht werden.), 

f) Jugendliche mit Migrationshintergrund und einem erhöhten Unterstützungsbedarf während 

der Ausbildung und beim Übergang von der Ausbildung in den Beruf intensiv gefördert. Da-

bei setzt eine passgenaue Unterstützung voraus, dass verschiedene Träger ihre jeweiligen 

Kompetenzen und Leistungen miteinander verknüpfen und auch z.B. Schulen, Unternehmen, 

Bildungsträger und Migrantenorganisationen in Netzwerkstrukturen integriert werden. Dabei 

sollen auch sozialräumlich orientierte Strategien genutzt werden. 

g) in Abstimmung mit der Bundesagentur für Arbeit in mehreren Berliner Jobcentern Qualitäts-

kriterien für die interkulturelle Öffnung und für eine wirkungsvolle Betreuung und Förderung 

von Migrantinnen und Migranten entwickelt und erprobt sowie nach Auswertung der Erfah-

rungen als Standards auf alle Berliner Jobcenter übertragen.  

Handlungsfeld 5: Stärkung des ordnungspolitischen Rahmens 

Der Berliner Senat tritt ein für existenzsichernde und faire Arbeitsbedingungen. Prekäre Beschäfti-

gungsformen sollen zurückgedrängt werden.  
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Die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen hat als oberste Arbeitsbehörde des Landes 

Berlin die Verpflichtung, zur Einhaltung der Regeln am Arbeitsmarkt und zur Sicherung der Tarifauto-

nomie beizutragen. Dieser Aufgabe wird künftig im Land Berlin ein größerer Stellenwert beigemes-

sen. 

Mit dem Ziel, die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten zu verbessern, beabsichtigt die Senatsver-

waltung für Arbeit, Integration und Frauen u.a. 

a) sich über den Bundesrat für Korrekturen des arbeitsrechtlichen Rahmens einzusetzen 

(u.a. in Bezug auf geringfügige Beschäftigungsverhältnisse, Scheinwerkverträge zur Umge-

hung der Regelungen zur Arbeitnehmerüberlassung, Equal Pay in der Zeitarbeit, Beschäftig-

tendatenschutz und den Schutz von Hinweisgebern/innen), 

b) mit den Sozialpartnern zur verstärkten Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen zu-

sammenzuwirken, 

c) gegen Scheingewerkschaften vorzugehen, 

d) die Zusammenarbeit mit anderen Institutionen zur Bekämpfung von Schwarzarbeit, illegaler 

Beschäftigung, Mindestlohnverstößen nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz, sittenwidri-

gen Löhnen und sonstigen Arbeitsdelikten fortzuführen, 

e) auf ein konsequentes Vorgehen der Berliner Jobcenter – nach dem Vorbild des JC Stralsund – 

gegen Arbeitgeber hinzuwirken, die SGB II-Leistungsberechtigte zu sittenwidrigen oder gegen 

Mindestlohnvorgaben verstoßenden Löhnen beschäftigen,  

f) die Informations- und Kommunikationsstrukturen zur Information von Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern sowie Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern über ihre Rechte und Pflich-

ten und zum öffentlichen Diskurs über Bedingungen guter Arbeit auszubauen.  

Handlungsfeld 6: Vereinbarung mit den Sozialpartnern 

Die Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen strebt mit den Spitzenverbänden der Sozial-

partner in Berlin eine Vereinbarung zu gemeinsamen Initiativen zur Stärkung von Sozialpartnerschaft 

und Tarifsystem sowie einen regelmäßigen Austausch zu aktuellen Fragen der Arbeitsmarkt- und 

Berufsbildungspolitik an. 

Inhalt der Sozialpartnervereinbarung könnte aus Sicht der Senatsarbeitsverwaltung insbesondere 

Folgendes sein:  

 Gemeinsames Bekenntnis zur Bedeutung der Tarifautonomie, 

 Appell zur Stärkung des Tarifvertragssystems (vermehrter Abschluss von Tarifverträgen, Erhöhung 

des Tarifbindungsgrades), 

 Bekenntnis zu weiteren Themen, wie z.B. Guter Arbeit, Förderung der Vielfalt (Diversity), Teilhabe 

von Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, gleichbe-

rechtigter Zugang von Migranten/innen in Ausbildung und Beruf, Frauen in Führungspositionen. 

Ziel ist es, den Abstimmungsprozess zur Sozialpartnervereinbarung bis Ende 2012 abzuschließen. 
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4.  Organisation von BerlinArbeit 

Die Erreichung der Ziele von BerlinArbeit erfordert den engagierten Einsatz vieler Akteure über meh-

rere Jahre. 

BerlinArbeit wird erfolgreich sein, wenn alle wichtigen arbeitsmarkt- und berufsbildungspolitischen 

Akteure in Berlin sich im Rahmen ihrer Handlungsmöglichkeiten für BerlinArbeit einsetzen und es zu 

ihrem Anliegen machen. 

BerlinArbeit ist ein Prozess, in dem die Kräfte gebündelt, die Ziele gemeinsam verfolgt und die Um-

setzungsschritte begleitet werden. Hierzu werden wir einen Beirat einrichten. 

Geplant ist zudem, eine gemeinsame Kommunikationskampagne der Senatsverwaltung für Arbeit, 

Integration und Frauen und der Senatskanzlei, um – zusammen mit Bündnispartnern von BerlinArbeit 

– auch in der breiten Öffentlichkeit Transparenz bezüglich des Umsetzungsprozesses von BerlinArbeit 

herzustellen und den Berlinerinnen und Berlinern eine Beteiligung zu ermöglichen. 
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